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Liebe Leserinnen und Leser,

das Thema Energie hat seit dem vergangenen Jahr eine Aufmerksamkeit erhalten, die 
ihm eigentlich schon viel früher zu wünschen gewesen wäre – allerdings aus anderen 
Gründen und vielleicht auch mit anderen Schwerpunkten. Dass die Ressourcen auf dieser 
Erde endlich sind, dass wir mehr verbrauchen, als gut ist, wissen wir seit mindestens  
50 Jahren, als der Club of Rome die Studie „Die Grenzen des Wachstums“ veröffentlichte. 
Zeit zum Handeln ist also schon lange. In Gesprächen und Diskussionen wird immer wie-
der zum Ausdruck gebracht, dass die Veränderung viel zu langsam geht, dass es büro-
kratische Hürden gibt und vieles mehr. Das ist wohl richtig, einerseits. Andererseits gibt 
und gab es schon immer Menschen, die Dinge einfach getan und ausprobiert haben. 

In dieser Ausgabe der Zeitschrift „Ländlicher Raum“ schauen wir uns an, was in Bezug 
auf die Energiewende getan werden kann, was getan werden sollte und was schon getan 
wurde. Dabei ist der Blick auf die ländlichen Räume, in denen schon immer Energie pro-
duziert wurde – übrigens war auch das rheinische Kohlerevier mal ein ländlicher Raum –, 
besonders wichtig. In den ländlichen Räumen scheint es hinreichend Platz zu geben, für 
Energiepflanzen, für Windräder und für Flächenphotovoltaik. Allerdings benötigen wir diesen 
Platz auch für den Anbau von Nahrungsmitteln, als Erholungs- und Kulturraum. Es wird 
also in Zukunft wichtig sein, diese unterschiedlichen Funktionen ländlicher Räume gut zu 
betrachten und abzuwägen. Wir sollten uns auf die besten Möglichkeiten konzentrieren, 
diese gut miteinander koordinieren und planen und auch bei der Energiegewinnung auf 
Vielfalt und Standortgerechtigkeit achten. 

Und schließlich dürfen wir die Menschen nicht aus dem Blick verlieren: Der erlebbare 
Nutzen, eine langfristige Versorgung und Sicherheit sind unabdingbar. Es gibt inzwischen 
so viele Beispiele, bei denen Kommunen und ihre Bürgerinnen und Bürger die Energie-
gewinnung in die Hand genommen und zum Nutzen der gesamten Bevölkerung realisiert 
haben. Sie haben sich von manchmal lähmenden Vorschriften nicht hindern lassen,  
sondern sind aktiv geworden. 

Ich durfte Prof. Dr. Folkhard Isermeyer, dessen Artikel Sie in dieser Ausgabe lesen  
können, vor kurzem hören. Danach war ich nahezu optimistisch, denn sein Fazit ist,  
dass wir unseren Bedarf an Energie mit erneuerbaren Energien decken und dennoch 
ausreichend Lebensmittel anbauen können – partizipativ, koordiniert und vielfältig. Aber  
eines sollten wir dabei nicht vergessen, die beste Energie ist diejenige, die wir gar nicht  
erst verbrauchen!

Fragen der Nutzung von Flächen stellen sich jedoch nicht nur im Bereich erneuerbare 
Energien. Weitere Artikel in dieser Ausgabe thematisieren bspw. die Aussetzung der im 
Rahmen der GAP beschlossenen Mindestflächenstilllegung von 4 % und ihre mögliche 
Auswirkung auf die Getreidepreise und diskutieren die Ausgestaltung der Nationalen 
Moorschutzstrategie. 

Außerdem möchten wir Ihnen mit einem kleinen Ausblick auf das Programm und die  
Tagungsregion Lust machen auf unsere Frühjahrstagung am 24. und 25. Mai in Schwerin, 
Mecklenburg-Vorpommern.

Bettina Locklair
Bundesgeschäftsführerin der Katholischen Landvolkbewegung Deutschlands und  
Stellv. Präsidentin des Kuratoriums der Agrarsozialen Gesellschaft e.V.
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Schwerin – „Stadt der  
sieben Seen und Wälder“

Schwerin ist die kleinste Landes-
hauptstadt der Bundesrepublik 
Deutschland und zugleich die einzige, 
die nicht den Status einer Groß-
stadt besitzt. Mit ca. 95 000 Ein-
wohner*innen ist Schwerin nach 
Rostock die zweitgrößte Stadt  
und eines der vier Oberzentren  
in Mecklenburg-Vorpommern  
(Landeshauptstadt Schwerin 2023). 
Zahlreiche Seen prägen das Stadt-
bild, wobei der Schweriner See mit 
einer Größe von 63 km² sogar der 
viertgrößte See Deutschlands ist 
(nach dem Bodensee, der Müritz 
und dem Chiemsee). Die Einwoh-
ner*innen sprechen daher gerne 
von der „Stadt der sieben Seen und 
Wälder“. Gegründet im Jahr 1160 
war Schwerin bereits früh als bischöf
liche Residenzstadt von überregio
naler Bedeutung. Gebäude und  
Anlagen mit repräsentativem  
Charakter wie das Schloss und  
der barocke Schlossgarten, das 
Arsenal, der Marstall oder das  
Theater entstanden vor diesem 
Hintergrund (Landeshauptstadt 
Schwerin 2023). Eine prägende 
Epoche der jüngeren Geschichte 
war die DDR-Zeit von 1949 bis 

ASG-Frühjahrstagung 2023:

Schwerin und die Tagungsregion

1990. Schwerin wurde Bezirks-
hauptstadt, deren Entwicklung 
durch die Forcierung der Industria
lisierung und des Wohnungsbaus 
gekennzeichnet war. Um Arbeits-
plätze zu schaffen, wurden im  
Süden und im Westen der Stadt 
größere zusammenhängende  
Industriegebiete geschaffen. Im 
Schweriner Umland sorgten die  
sozialistische Agrarreform und  
die Entwicklung hin zu großen  
landwirtschaftlichen Produktions
genossenschaften (LPGen) für  
einschneidende Veränderungen. 

Demografische Entwicklung 
– zwischen Schrumpfung  
und Stabilisierung    

Den Transformationsprozess im 
Zuge der Wiedervereinigung hat 
Schwerin recht gut bewältigt, wenn-
gleich deutliche Einwohnerverluste 
nach 1990 zu verzeichnen waren 
– von ca. 127 000 im Jahr 1990 auf 
nur noch ca. 101 000 im Jahr 2000 
(Landeshauptstadt Schwerin 2022). 
Zahlreiche Menschen wanderten 
ab, um der aufkommenden Arbeits-
losigkeit zu entfliehen – eine Entwick-
lung, die in zahlreichen Gebieten 
der ehemaligen DDR zu beobach-
ten war. Bis ins Jahr 2012 gab es 

weitere Bevölkerungsverluste, ehe 
sich die Situation in den letzten 
zehn Jahren wieder stabilisierte. 
Seitdem liegt die Einwohnerzahl  
in Schwerin recht konstant bei ca.  
95 000, was den positiven Wande-
rungsbewegungen geschuldet ist 
(Landeshauptstadt Schwerin 2023). 
U. a. hat die Stadt seit 2015 zahl
reiche Flüchtlinge aufgenommen. 
Die natürliche Bevölkerungsentwick-
lung, also das Verhältnis von Ge-
burten und Sterbefällen, ist jedoch 
weiterhin rückläufig. Auch die länd-
lichen Gemeinden im Schweriner 
Umland haben in den letzten Jahren 
größtenteils von Zuzügen profitiert, 
sodass der langjährige Trend der 
„Landflucht“ zumindest vorüber
gehend durchbrochen wurde.

Natur und Landschaft  
in Westmecklenburg

Im Regionalen Raumentwicklungs-
programm Westmecklenburg werden 
besonders attraktive Landschafts-
räume genannt, die eine „heraus
ragende Bedeutung für die land-
schaftsgebundene Erholung“ besit-
zen. Dazu zählen die Ostseeküste 
mit Dassower See, Lübecker Bucht, 
Wohlenberger Wiek, Wismarbucht 
mit der Insel Poel, die Region der 

Im westlichen Mecklenburg-Vorpommern gelegen, versprüht die 
Landeshauptstadt Schwerin seit jeher ein besonderes Flair. Die his-
torische Altstadt mit dem Schweriner Schloss wie auch die umlie-
gende Seenlandschaft ziehen alljährlich zahlreiche Besucher*innen 
aus ganz Deutschland an. Stadt und Region blicken auf eine wechsel-
volle Geschichte zurück, die von zahlreichen Um- und Aufbrüchen 
erzählt und mit einschneidenden demografischen, wirtschaftlichen 
und kulturellen Entwicklungen einhergeht.  
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großen Seen mit dem Schweriner 
See, dem Plauer See und dem  
Biosphärenreservat Schaalsee, die 
Naturparke Nossentiner/Schwinzer 
Heide, Sternberger Seenland und 
Mecklenburgisches Elbetal, die Lewitz 
sowie der Endmoränenbereich 
Ruhner Berge (Regionaler Planungs-
verband Westmecklenburg 2011).

Eine landschaftliche Besonderheit 
stellt die Lewitz dar. Auf einer Fläche 
von über 16 000 ha erstreckt sich 
dieses Niedermoorgebiet zwischen 
Schwerin, Crivitz, Parchim, Neustadt-
Glewe und Banzkow. Der Name 
Lewitz geht auf das slawische Wort 
„lowit“ zurück, was so viel wie „jagen“ 
im engeren und „Jagdrevier“ oder 
„wildreiche Gegend“ im weiteren 
Sinne bedeutet. Ursprünglich von 
der Eiszeit geformt, wurde die  
Lewitzregion in hohem Maße vom 
Menschen umgestaltet. Aufgrund 
des großen Bestands an Eichen, 
Buchen, Schwarzerlen und Birken 
spielte die Forstwirtschaft über 
Jahrhunderte eine zentrale Rolle. 
Große Teile des ursprünglichen 
Waldbestands sind im Laufe der  
Zeit abgeholzt worden. Heute weist 
die Lewitz teilweise naturnahes, 
teilweise intensives Grünland auf.  
Auffallend ist die große Anzahl von 
Fischteichen, die mit insgesamt 
750 ha die größte zusammenhän-
gende Teichanlage Norddeutsch-
lands darstellen und rund 300 t 

Fisch pro Jahr abwerfen (v. a. Kar-
pfen). Fast die gesamte Landschaft 
ist Landschaftsschutzgebiet. Ein 
großer Teil des Waldes ist sowohl 
FFH- als auch Naturschutzgebiet 
und die Fischteiche sind als Natur- 
und EU-Vogelschutzgebiet aus
gewiesen (BfA 2010). 

Wirtschaftliche Perspektiven 
– Aufbruch statt Umbruch !?

Die Wirtschaft in Mecklenburg-
Vorpommern hat sich seit der  
Wiedervereinigung in verschiedene 
Richtungen entwickelt und weist 
heute eine durchaus diversifizierte 
Struktur auf. Jedoch hat der struk-
turelle Umbruch nach 1989/90 mit 
der Privatisierung der ehemals 
staatlichen Betriebe bis heute seine 
Spuren hinterlassen. Um die wirt-
schaftlichen Perspektiven genauer 
abzuschätzen, lohnt ein Blick auf die 
wichtigsten Branchen in der Region.

Aufgrund seiner ländlichen Prä-
gung und der Verfügbarkeit großer 
Ackerflächen ist Mecklenburg-Vor-
pommern ein günstiger Standort für 
die Agrar- und Ernährungswirtschaft. 
Die landwirtschaftlichen Betriebe 
haben eine durchschnittliche Größe 
von 281 ha und sind damit mehr  
als viermal so groß wie ein Durch-
schnittsbetrieb in Deutschland 
(63 ha). Es dominiert der Ackerbau, 
wobei vor allem Getreide und 
Ölfrüchte angebaut werden. Etwa 
14 % der Flächen werden für den 
ökologischen Landbau genutzt,  
womit Mecklenburg-Vorpommern 
deutschlandweit eine führende  
Position einnimmt (Destatis 2021). 
Eng verbunden mit der Landwirt-
schaft ist die Ernährungsindustrie, 
die sich in der Region ebenfalls gut 
entwickelt hat. Neben bekannten 
Markenunternehmen wie Arla Foods 
(Upahl) oder Dr. Oetker (Wittenburg) 
sind zahlreiche Mittelständler mit 

Insel Poel in der  
Wismarer Bucht

Müritz-Elde-Wasserstraße im Naturschutzgebiet  
„Fischteiche in der Lewitz“ bei Neustadt-Glewe  
im Landkreis Ludwigslust-Parchim

Der Große Brachvogel ist eine von mehreren  
seltenen Arten, die in der Lewitz brüten.
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langer Tradition ansässig, wie z. B. 
die Brauerei Lübz oder die Meck-
lenburger Kartoffelveredelung. 
Auch gibt es spezialisierte Unter-
nehmen, die in ihrer Nische natio-
nal wie international erfolgreich 
agieren, z. B. Anklam Extrakt oder 
Biosanica (WM M-V 2023a).

Der wohl wichtigste Wirtschafts-
faktor ist der Tourismus, zumal 
Mecklenburg-Vorpommern bei den 
Haupturlaubsreisen (ab 5 Tagen) 
mittlerweile als zweitbeliebtestes 
Reiseziel in Deutschland gilt (nach 
Bayern). Die Zahl der Gästeankünfte 
lag im Jahr 2021 bei 5,5 Mio. und 
die Zahl der Übernachtungen bei 
26,5 Mio. (LAIV M-V 2022). Hierbei 
ist zu berücksichtigen, dass die tou-
ristische Nachfrage in den Jahren 
2020 und 2021 ganz im Zeichen 
von COVID-19 stand. Die touris
tische Attraktivität hat Mecklen-
burg-Vorpommern in erster Linie  
seiner Lage an der Ostsee mit einer 
Küstenlänge von etwa 2 000 km  
zu verdanken. Die zahlreichen Ost-
seebäder, wie z. B. Heiligendamm, 
Kühlungsborn oder Warnemünde, 
sowie die beiden größten deutschen 
Inseln Rügen und Usedom sind 
touristische Hot Spots. Auch die 
mehr als 2 000 Schlösser, Guts- und 
Herrenhäuser, die regionaltypische 
Bauweise der Backsteingotik sowie 
die Altstädte von Stralsund und 
Wismar als UNESCO-Weltkultur
erbe üben eine große Anziehungs-
kraft aus (WM M-V 2023b). 

Daneben ist auch die maritime 
Industrie bedeutsam. Dazu zählen 
u. a. Schiffbau, Hafenlogistik sowie 

Meeres- und Offshore-Technik. 
Rund 500 Unternehmen mit ca. 
13 700 Beschäftigten erwirtschaften 
einen Umsatz von ca. 2 Mrd. €  
(WM M-V 2023c). Insbesondere 
die Werften tragen nach wie vor zur 
Stärkung des jeweiligen Industrie
standortes und der gesamten Wirt-
schaft des Landes bei, auch wenn 
die Branche immer wieder von Krisen 
heimgesucht wird. Insgesamt ist die 
maritime Industrie im Land recht 
breit aufgestellt, wobei die Meeres- 
und Offshore-Technik derzeit star-
ken Auftrieb erhält. Hier ist der ge-
genwärtig im Aufbau befindliche 
„Ocean Technology Campus“ (OTC) 
in Rostock zu nennen, wo ein führen-
der Standort der technologischen 
Unterwasserforschung entstehen 
soll. So setzt Mecklenburg-Vorpom-
mern zunehmend auf innovative 
Branchen, um die regionale Wirt-
schaft weiter zu diversifizieren und 
weniger krisenanfällig zu machen.  

Kultur und Geschichte –  
von Rittern, Schlössern  
und ostelbischen Gütern

Das Land jenseits der Elbe ist  
das Land der großen landwirtschaft-
lichen Güter. Hier hat sich, begin-
nend mit der Ostkolonisation im 
12. Jahrhundert, eine Kulturland-
schaft entwickelt, die einzigartig in 
Europa ist. Die mit Heinrich dem 
Löwen ins Land gekommenen Ritter 
wurden für ihren Einsatz im Kampf 
gegen die Slawen in erster Linie mit 
Land belohnt. Beschränkte sich die 
Eigenbewirtschaftung ihres Besitzes 
anfangs nur auf wenige Hufe, also 
bäuerliche Gehöfte, so änderte  

sich dies ab dem 16. Jahrhundert 
dramatisch. Spätestens seit dem 
18. Jahrhundert war der großflächige 
adelige, gelegentlich schon bürger-
liche Gutsbetrieb das bestimmende 
Element in der mecklenburgischen 
und vorpommerschen Landschaft. 
Zudem entstanden imposante Parks 
und Gärten, die sich meist gut in 
die umliegenden Landschaften ein-
fügen (Schlösser-Gärten M-V o. J.). 

Mit der Entwicklung der Gutswirt-
schaft begann auch eine umfassende 
Veränderung der Kulturlandschaft. 
Die bäuerlichen Hufen verschwan-
den zugunsten der ritterschaftlichen 
Eigenwirtschaften. An Stelle der 
bisher üblichen schmalen Felder, 
die sich oft noch in Gemengelage 
mit bäuerlichen Feldern befanden, 
wurden nun Schläge geschaffen, 
die im Idealfall wie Tortenstücke  
angelegt waren. Erst nach dem 
Zweiten Weltkrieg kam es zu einem 
weiteren Wandel, als die Gutsbesit-
zer*innen enteignet wurden. Wäh-
rend der DDR-Zeit führten Übernut-
zung und mangelnder Bauunterhalt 
zur Verwahrlosung zahlreicher Guts- 
und Herrenhäuser. Nach der Wieder-
vereinigung konnten manche Häuser 
gerettet werden, während andere 
unwiederbringlich verloren gingen 
(Schlösser-Gärten M-V o. J.). Ent-
standen sind z. B. Hotels und Pen-
sionen, die sich gut in die touristisch 
attraktiven Regionen einfügen. 
Manches Herrenhaus wird von 
Künstlern genutzt. Ein gelungenes 
Beispiel ist das Gut Zahren bei Gallin, 
wo heute Ferienwohnungen und Co
working Spaces angeboten werden. 

 Oliver Klein, Dagmar Babel

Neptun Werft Rostock – neue und alte Halle

Die Literaturangaben finden Sie unter: www.asg-goe.de/pdf/LR0123-Tagungsregion.pdf
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ASG-Frühjahrstagung 2023:

Neues Leben und Arbeiten im digitalen Zeitalter –  
neue Perspektiven für ländliche Räume !?

Mittwoch, 24. Mai 2023

  8.30 Uhr – Stadtführung in Schwerin
		 •		Historisches Stadtbild

10.30 Uhr	 – Vortragstagung
		 •	Begrüßung

		 •	 Raus aufs Land? Wohnstandortentscheidungen und Wanderungsmuster in bewegten Zeiten

		 •	Chancen und Herausforderungen in ländlichen Räumen durch Digitalisierung

		 •	 Heim[at]office – Mobiles Arbeiten auf dem Land

		 •	Dreieck Ausbildung – Wirtschaft – Kommune als Innovationsmotor ländlicher Entwicklung

		 •	 Wandel durch Coworking: Warum ländliche Räume mehr Coworking Spaces brauchen und wie es gelingen kann

		 •	Remote Work als Chance für ländliche Räume – Erfahrungen aus fünf Jahren Summer of Pioneers

		 •	Welcome Center Mecklenburg-Vorpommern als Lösungsansatz für die Fachkräfteproblematik im ländlichen Raum?!

		 •		Zukunftsfähige Orte trotz mobiler Lebensweisen – Handlungsmöglichkeiten für Kommunen			   

 19.00 Uhr 	– Abendempfang 

		 •		Begrüßung durch Minister Dr. Till Backhaus, Ministerium für Klimaschutz, Landwirtschaft, ländliche Räume und Umwelt 

Donnerstag, 25. Mai 2023

  8.00 Uhr – Fachexkursionen

Fachexkursion A: Facetten von Landwirtschaft und Verarbeitung im westlichen Mecklenburg-Vorpommern
		 •		Archehof Domäne Kneese – Soziale Landwirtschaft und alte Haustierrassen

		 •	 UNESCO-Biosphärenreservat Schaalsee – nachhaltige Entwicklung einer alten Kulturlandschaft

		 •	 Landmolkerei Hagenow GmbH – Landwirte übernehmen Verantwortung

		 •	 	Landgestüt Redefin – Förderung von Tierzucht, Sport und Heimatpflege

		 •		Hof Denissen GmbH & Co. KG – vielseitiger, großer Landwirtschaftsbetrieb mit Direktvermarktung

Fachexkursion B: Ländliche Entwicklung und Landwirtschaft zwischen Lewitz und Dobbertiner Seenlandschaft
		 •	Agp Lübesse Agrarproduktgesellschaft mbH - großer, breit aufgestellter Betrieb mit Hofladen und Tankstelle

		 •	 Die Lewitz – Deutschlands größte zusammenhängende Wiesenlandschaft

		 •	Denkmal Mestlin – das sozialistische Musterdorf der DDR

		 •	Gut Zahren Verwaltung GmbH – historisches Gutshaus, Coworking Space und Tagungshaus
		 •	Gemeinde Dobbertin im Amt Goldberg-Mildenitz – Gesundheitszentrum und altersgerechtes Wohnen

Das vollständige Tagungsprogramm
und Online-Anmeldung im Internet
unter www.asg-goe.de
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Die ASG auf der Internationalen Grünen Woche  
und beim Zukunftsforum Ländliche Entwicklung 2023

Anders als in den Vorjahren war die ASG 2023 nicht mit einem Bühnenprogramm, sondern mit einem Stand auf 
dem Campus Ländliche Räume in Halle 27 vertreten. Hier präsentierte sich das Bundesministeriums für Ernährung 
und Landwirtschaft (BMEL) gemeinsam mit seinen Hallenpartnern unter dem Motto Gemeinsam.Land.Gestalten – 
Der Klimakrise begegnen. Auf dem BMEL-Zukunftsforum Ländliche Entwicklung war die ASG als Mitveranstalter 
erneut bei zwei Fachforen vertreten. 
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Michael Busch (li.) und Dr. Oliver Klein (re.) am Gemeinschaftsstand von ASG, BAG LAG und DVS in Halle 27

Fo
to

: A
S

G

(v.l.n.r.) ASG-Vorsitzender Wolfgang Reimer, Dr. Klaus Heider, Abteilungs
leiter Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft, Cem Özdemir, 
Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft, Dr. Christian von Boetticher, 
Vorsitzender Bundesvereinigung der Deutschen Ernährungsindustrie, Ilonka 
Sindel, Bundesverband der Regionalbewegung e.V., Dirk Hoffmann, Geschäfts-
führer Messe Berlin, Franziska Giffey, Regierende Bürgermeisterin von Berlin, 
Joachim Rukwied, Präsident Deutscher Bauernverbandes e.V., Janusz  
Wojciechowski, EU-Kommissar für Landwirtschaft, während des Eröffnungs-
rundgangs der Internationalen Grünen Woche am BMEL-Stand in Halle 27
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So haben die Messebesucher*innen entschieden.
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Der Thesenanschlag von Berlin beim Fachforum 2: 
„Energiewende – nichts Neues für das Land?!“,  
veranstaltet von ASG, DVS und BAG LAG

Dr. Oliver Klein moderierte 
beim Zukunftsforum Länd-
liche Entwicklung zusam-
men mit Dr. Beate Bajorat, 
Verband der Landwirt-
schaftskammern, das 
Fachforum 1: „Klimapositive 
ländliche Räume: Unser 
Zukunftsbild für 2045“, 
das von der ASG gemein-
sam mit weiteren Partner-
organisationen veranstal-
tet wurde.
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Neue Publikation in der ASG-Schriftenreihe  
für ländliche Sozialfragen

Die Tradition der Schriftenreihe für ländliche Sozial-
fragen wird fortgeführt: Im April erscheint der Band 
„Abhängig Beschäftigte in der Landwirtschaft“. Diese 
Publikation ist im Rahmen der Plattform landwirt-
schaftliche Sozio-Ökonomie1 entstanden. Die ASG 
setzt sich hier gemeinsam mit weiteren Akteuren da-
für ein, dass die sozialwissenschaftliche Perspektive 
auf die Landwirtschaft in Forschung und Gesellschaft 
sichtbarer wird und soziale Fragen in der Transfor-
mation der Landwirtschaft stärker wahrgenommen 
werden. 

Zum Inhalt

Seit Mitte des 19. Jahrhunderts ist die Zahl der 
landwirtschaftlichen Arbeitskräfte stark zurück- 
gegangen. Dieser Prozess der „Verbäuerlichung“  
war in (West-)Deutschland, Österreich und anderen 
westeuropäischen Ländern seit der zweiten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts dadurch charakterisiert,  
dass landwirtschaftliche Arbeit zunehmend von  
familieneigenen Arbeitskräften erbracht wurde.  
In den Sozialwissenschaften wurden die Land- 
arbeiter*innen deshalb nur mehr als eine historische 
Gesellschaftsschicht betrachtet. Heute vollzieht sich 
jedoch weitgehend unbeobachtet durch die agrar-
wissenschaftliche Forschung eine Trendwende –  
immer mehr Familienarbeitskräfte werden durch 
ständige und saisonale Landarbeiter*innen ersetzt.

 Dieses Buch bietet eine Sammlung von Beiträgen 
von Autor*innen mit akademischem und nicht-aka-
demischem Hintergrund, aus unterschiedlichen  
Disziplinen, die die Situation der landwirtschaftlichen 
Arbeit und der Beschäftigten aus verschiedenen 
Blickwinkeln beleuchten. Die Herausgeber*innen  
reflektieren abschließend die sich verändernden 
landwirtschaftlichen Arbeitsprozesse und stellen 
u. a. Fragen nach „einfacher“ vs. „guter“ Arbeit in  
der Landwirtschaft, nach möglichen neuen Arbeits-
modellen und nach Veränderungen im Kontext öko-
logischer Transformation. Dadurch, dass sie den  
Leser*innen keine abschließenden Erklärungen  
bieten, wird das zentrale Anliegen des Buches noch 
einmal deutlich – die Aufforderung an Wissenschaft 
und Politik, die ständig und saisonal abhängig Be-
schäftigten in der Landwirtschaft wieder in den Blick 
zu nehmen. 

1	Plattform-Koordination: Dr. Frieder Thomas, AgrarBündnis e.V., thomas@agrarbuendnis.de, www.landwirtschaft-soziooekonomie.de

Lutz Laschewski, Monika Putzing, Georg  
Wiesinger, Sigrid Egartner und Lisa Eller 
(Hrsg.): Abhängig Beschäftigte in der Land-
wirtschaft. Schriftenreihe für ländliche Sozial-
fragen 149, Göttingen 2023, 260 S., ISSN 
0080-7133, 19,90 € (Print) oder kostenfreier 
Download (pdf).

Ab Mitte April zu beziehen bei der ASG:  
www.asg-goe.de/bestellen

> Abhängig 
Beschäftigte  
in der  
Landwirtschaft

>

Schriftenreihe für ländliche Sozialfragen Nr. 149

Lutz Laschewski; Monika Putzing; Georg Wiesinger; Sigrid Egartner; Lisa Eller (Hrsg.)

Das Halbzeit-Seminar des ASG-Mentoring-Programms fand am 10. – 12. März 2023  
in der Ländlichen Heimvolkshochschule Mariaspring bei Göttingen statt und bot Raum 
für Begegnung und fachlichen Austausch zwischen Mentees und Mentor*innen.

ASG-Mentoring-Programm

Seit Mitte Januar besitzt die  
ASG neben Facebook auch  
ein Profil auf Instagram und  
informiert dort ebenfalls über 
ihre Aktivitäten. Wir freuen uns  
auf zahlreiche neue Kontakte. 

Sie finden uns unter:

www.instagram.com/ 
agrarsoziale_gesellschaft

Folgen Sie uns 
auf InstagramFo
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https://www.instagram.com/agrarsoziale_gesellschaft
https://www.instagram.com/agrarsoziale_gesellschaft
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Wer einen mitunter lieblosen 
Ton in der gegenwärtigen Ampel­
koalition wahrzunehmen glaubt 
und den als Ausdruck mangeln­
der Harmonie der darin vertrete­
nen Parteien und ihrer Vertreter 
auffasst, sollte sich nicht zu vor­
schnellen Schlussfolgerungen 
hinreißen lassen: Schlimmer  
ging immer! Ein kurzer Rückblick 
offenbart: Bei weitem geht es 
heutzutage nicht so rüde zu wie 
in früheren Regierungsbünd­
nissen. Lange vorbei die Zeiten, 
als die einen (FDP) polterten,  
die anderen (CSU) seien als 
Wildsau aufgetreten, und die  
anderen entgegneten, die einen 
seien eine Gurkentruppe. Nichts 
dergleichen kommt den derzei­
tigen Ampel-Protagonisten über 
die zumeist geschulten Lippen 
oder in die sorgfältig bestückten 
Tweets. Man kennt sich, man 
grüßt sich – und weiß um die 
wechselseitigen Defizite der  
Körnerfreunde (Grüne) auf der  
einen und der Fleischliebhaber 
(FDP) auf der anderen Seite, der 
Jünger der fortschrittsgläubigen 
Agrarindustrie (FDP) hüben und 
der Anhängenden des landwirt­
schaftlichen Bullerbüs (Grüne) 
drüben.

Hang zur Doppelstrategie
Nur vereinzelt und vorzugsweise 

von Vertretern der „Generation 
Wildsau“ kommen allerdings hin 
und wieder deutlichere Worte, die 
das eine oder andere Defizit in 
der agrarpolitischen Agenda beim 
Namen nennen. Beispielsweise 
sah sich unlängst Mecklenburg-
Vorpommerns ewiger Agrarmi­
nister Till Backhaus zu einem  

Neues von der agrarpolitischen Bühne:

Grün braucht Schwarz
Ein wortreicher, aber tatenarmer Minister, eine blinkende, aber farblose Ampel  

und ein Brückenbauer aus dem Norden

seiner bei Freund und Feind  
gleichermaßen beliebten Rund­
umschläge veranlasst. Beim  
Bundeslandwirtschaftsminister 
glaubt der SPD-Politiker einen 
gewissen Hang zur Doppel­
strategie zu erkennen, wenn  
der das hohe Lied auf das 
Schwein singe („weniger Tiere 
besser halten“), andererseits  
aber dessen Abgesang betreibe, 
indem er das mache, was seine 
grüne Urahnin im Ministeramt, 
Renate Künast, einst nur ankün­
digte, den (Schweine-)Karren 
(durch Nicht-Handeln) vor die 
Wand fahren zu lassen. Ein ähn­
liches Muster sieht Backhaus, 
wenn Cem Özdemir zwar allen 
Willigen eine grüne Zukunft  
verspreche, den ostdeutschen  
Großbetrieben mit einem allzu 
engen Förderkorsett jedoch in 
Wirklichkeit den Garaus machen 
wolle. 

Früher war’s besser
Einmal in Schwung beließ  

es der SPD-Politiker nicht bei  
der Breitseite gegen Özdemir, 
sondern knöpfte sich kurzerhand 
die eigenen Genossen in Berlin 
gleich mit vor. Deren agrarpoli­
tische Agenda ist selbst dem  
einzigen wahren Agrarpolitiker  
in den Reihen der Sozialdemo­
kraten ein Rätsel. Weder sei  
ersichtlich, was die Roten in  
der Ampel wollten, noch was  
sie nicht wollten. Die Grünen  
lasse man gewähren, anstatt  
ihnen unmissverständlich zu  
verstehen zu geben, „was mit  
uns geht und was nicht.“ Früher 
– zwar meinte er nicht etwa die 
DDR, sondern die in manchen 

SPD-Kreisen ähnlich beliebte GroKo 
– war’s besser, lautet die Schluss­
folgerung des Schweriner Minis­
ters. Die Lage der Ampel scheint 
dramatisch zu sein. 

Den Stillstand  
nicht schönreden

Zugegeben, Jochen Borchert  
ist nach wie vor kein Ampelianer, 
auch wenn vereinzelt christdemo­
kratische Parteifreunde seinen 
Vorschlägen für eine Tierhaltungs­
revolution eine gewisse Nähe zu 
grün-sozialistisch-dirigistischem 
Gedankengut nachsagen. Den­
noch, selten ist ein Bundesland­
wirtschaftsminister – mit Ausnah­
me der unermüdlich auftretenden 
Renate Künast – einem Amts­
nachfolger ähnlich schmerzhaft 
auf die Füße gestiegen wie der 
frühere CDU-Politiker dem grünen 
Minister. Dies erscheint nur auf 
den ersten Blick erstaunlich, hat 
doch Özdemir wiederholt seine 
Wertschätzung für die von Borchert 
und seinen Leuten in mühevoller 
Arbeit errungenen Empfehlungen 
für eine andere Tierhaltung im 
Lande zum Ausdruck gebracht. 
Und nun das: „Mutlos, nicht durch­
setzungsfähig, ohne Tatkraft“. 
Hatte der für seine Fachlichkeit 
gepriesene und seine Verhand­
lungsführung gerühmte Borchert 
sich bislang zurückhaltend, aber 
erwartungsfroh zur Arbeit des 
neuen Ministers geäußert, scheint 
bei ihm inzwischen der eine oder 
andere Geduldsfaden gerissen  
zu sein: Hier ist offenbar einer 
nicht länger willens, sich mit 
wohlgesetzten Worten den  
Stillstand schönreden zu  
lassen.
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Rettung für den grünen Hintern

Wenn Du denkst es geht nicht 
mehr, kommt manchmal ein Licht­
lein daher. Diesmal allerdings 
nicht von irgendwo, sondern von 
weit oben. Dass ausgerechnet 
ein früherer schleswig-holsteini­
scher Bauernpräsident und heuti­
ger CDU-Landwirtschaftsminister 
den Grünen ihren agrarpolitischen 
Hintern retten könnte, zählt zur 
Reihe der Wunder, die hin und 
wieder passieren, ohne dass es 
dafür eine auf den ersten Blick 
gesicherte Erklärung gäbe.  
Um keine Missverständnisse  
aufkommen zu lassen: In der  
Bewertung der Özdemirschen 
Agrarergebnisse passt kein Blatt 
zwischen Werner Schwarz und 
Jochen Borchert: Viel angekün­
digt, wenig angeschoben, groß­
zügig gelobt, bescheiden umge­
setzt. Kurzum: Auch der Kieler 
Minister sieht beim Berliner  
Ressortchef eine Kluft zwischen 
Wort und Tat, bietet aber seine 
nachgewiesene Kompetenz als 
Brückenbauer an. 

Tabubrüche 
Diese Expertise hat Schwarz  

in der Zukunftskommission  
Landwirtschaft hinlänglich unter 
Beweis gestellt. Noch heute  
rätseln die Gelehrten, wie er  
es denn geschafft habe, seine  
in jahrzehntelangen Abwehr­
schlachten nach dem Motto  
„Wer sich bewegt, hat schon  
verloren“ gestählten Verbands­
kollegen für einen Konsens zu 
gewinnen, der einstige Tabus  
wie einen Rückgang der Tier­
haltung oder eine Abschaffung 
der EU-Direktzahlungen ebenso 
akzeptiert wie Sichtweisen von 
Umwelt-, Klima- und Tierfreunden 
sowie anderen einstigen natür­
lichen Bauernfeinden. Man ahnt, 
dass dem Abgesandten Schwarz 
die Arbeit in der Zukunftskom­
mission in den eigenen Bauern­

verbandskreisen weder von vorn­
herein noch im Nachgang aus­
schließlich Jubelrufe eingebracht 
hat. Anzunehmen ist auch, dass 
die Zustimmung mit wachsender 
Verweildauer der Vorschläge in 
den Schubaden nicht größer  
wird.  

Der Geist der ZKL
Ausgesprochen gut trifft es  

sich daher, dass der schleswig-
holsteinische Minister, kaum dass 
er ins Amt gelangt ist, den Vorsitz 
der Agrarministerkonferenz über­
nommen hat. In der Vergangen­
heit gab es verschiedentlich be­
reits den begründeten Verdacht, 
diese Einrichtung mit dem Hang 
zum Teppichhandel und dem 
Zwang zur Einstimmigkeit könnte 
angesichts der Koalitionswirrwarrs 
in den Ländern ein wenig aus der 
Zeit gefallen sein. Nunmehr aller­
dings könnte ihr die Aufgabe zu­
kommen, die Zeitenwende in der 
Agrar- und Ernährungspolitik auf 
den Weg zu bringen. „Mit Graben­
kämpfen kommen wir nicht weiter“, 
hat der neue Vorsitzende schon 
mal den Geist von Zukunfts-  
und Borchert-Kommission für  
die Arbeit der AMK beschworen. 
Für Schwarz ist klar, keines der  
in den großen Runden erdachten 
Vorhaben lässt sich zum Erfolg 
führen, ohne dass Bund und  
Länder gemeinsam in die Hufe 
oder aus dem Quark kommen.  
So oder so, wer könnte das eher 
hinkriegen als ein erfahrener 
Landwirt?

Der Widerspenstigen Zähmung
Voraussetzung für ein Ende der 

agrarpolitischen Ampel-Lethargie 
wird auch sein, wie der Wider­
spenstigen Zähmung in eigenen 
Reihen gelingen wird. Wer dabei 
vorrangig an die FDP und deren 
antigrüne agrarpolitische Agenda 
denkt, sollte nicht Renate Künast 
und ihren Hang zum eigenen 
Süppchen vergessen. Die ehe­

malige Ministerin ist nicht den  
erprobten Weg von Politikern  
gegangen, die ein ähnliches 
Schicksal wie sie ereilte, aus  
dem Amt scheiden zu müssen. 
Überliefert sind verschiedene  
Methoden, das Unvermeidliche 
zu tragen: Vom wortgewaltigen 
Politiker zum Trauerredner,  
vom hohen Tier zur Aufzucht 
des Kleinviehs. Ratsam ist’s,  
die Zeit bis zum endgültigen  
Abschied im Abklingbecken zu 
verbringen. Beliebt sind Ehren­
ämter in der ASG und noch  
eine Periode im Bundestag.  
Danach kommt nicht mehr viel, 
außer mal ein Grußwort bei der 
Senioren-Union oder die Leitung 
eines Gremiums, das sich mit 
der pfluglosen Bodenbearbei­
tung im späten Mittelalter, im 
Ausnahmefall auch mal mit  
der Zukunft der Tierhaltung  
befassen soll.

Koch oder Köchin
Nicht so Renate Künast: Die 

Mutter der unerfüllt gebliebenen 
Agrarwende von einst sieht die 
Zeit gekommen, ihr Werk zu 
vollenden. Kampferprobt weiß 
die Dauerbrennerin, was zu tun 
ist: Das Gleiche wie damals. 
Neue Konsense sind gut, alte 
Konzepte besser. Renate forever, 
sagen die einen, Oma erzählt 
vom Krieg die anderen. Der  
derzeitige Minister scheint nicht 
komplett überzeugt. Ist er nicht 
der Koch? Schon wird in Grünen-
Kreisen geraunt, Künast könnte 
in der Fraktion „die Connemann 
machen“. Was das für den  
Bundeslandwirtschaftsminister 
bedeutet? Um das zu erfahren, 
sollte Cem Özdemir bei Zeiten 
das Gespräch mit seiner Vor­
gängerin suchen. Er sollte  
sich dafür hinreichend Zeit  
nehmen. Julia Klöckner hätte  
einiges zu erzählen.  
   Rainer Münch
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Regina Grajewski

regina.grajewski@thuenen.de
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Dr. Stefan Becker

stefan.becker@thuenen.de
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Thünen-Institut für Lebensverhältnisse in ländlichen Räumen, Braunschweig

www.thuenen.de

1 730 Seiten, um exakt zu sein, umfasst der deut-
sche GAP-Strategieplan für die Jahre 2023 bis 2027 
– zuzüglich Anhänge (BMEL 2022b). Dieser Umfang 
speist sich z. T. aus technischen Vorgaben der EU-
Kommission. Eine Vielzahl von seitenübergreifenden 
Tabellen macht das Dokument schwer lesbar. Aber 
auch der eigentliche Inhalt ist enorm. Der Strategie-
plan enthält neben der Beschreibung von Förder
strategien für alle zehn GAP-Ziele (s. ersten Link in 
Infobox) einen Überblick über Finanzen und Interven
tionen – und zwar erstmalig deutschlandweit unter 
Berücksichtigung der 1. und 2. Säule. Viel Papier 
also, doch was genau ändert sich mit dem GAP-
Strategieplan?

Strategieplan als Novum

Einen nationalen säulenübergreifenden Strategie-
plan vorzulegen, ist eine Verpflichtung der europä-
ischen Ebene. Damit sollen in allen Mitgliedstaaten 
integrierte Gesamtkonzepte für die EU-Förderung 
von Landwirtschaft und ländlichen Räumen entste-
hen. Die Einbeziehung der 1. Säule, für die diese Art 
der Planung gänzlich neu ist, folgt dabei auch einem 
hohen Legitimationsdruck, der auf den Direktzahlungen 
lastet. Im föderalen Deutschland erwuchs aus dem 
Erfordernis eines nationalen Strategieplans zunächst 
einmal ein hoher Abstimmungsbedarf zwischen Bund 
und Ländern mit ihren jeweiligen Zuständigkeiten für 
die 1. und 2. Säule. Nicht zuletzt dem zeitlichen Druck 
geschuldet, zeugt der erste Strategieplan denn auch 
von einem eher additiven denn integrativen Entste-

Neue Förderperiode der Gemeinsamen Agrarpolitik: 

Was bringt der nationale Strategieplan ?
Regina Grajewski und Stefan Becker

Auf über 1 700 Seiten beschreibt der deutsche Strategieplan die Ziele und Maßnahmen für die EU- 
finanzierte Förderung von Landwirtschaft und ländlichen Räumen in den kommenden fünf Jahren. 
Der Plan selbst ist ein Novum. Mit ihm sollen 1. und 2. Säule stärker gemeinsam gedacht werden.  
Inhaltlich bleibt Vieles beim Alten, aber es gibt auch einige Neuerungen: Die landwirtschaftliche  
Förderung besitzt ein höheres Umweltambitionsniveau und die Förderung der ländlichen Entwicklung 
konzentriert sich zunehmend auf den LEADER-Ansatz.

hungsprozess. Und doch kann darin ein zaghafter 
Schritt gesehen werden, auch hierzulande die GAP 
ganzheitlicher zu diskutieren und zu planen.

Inhaltliche Schwerpunkte

Inhaltlich findet sich im Strategieplan viel Bekann-
tes aus der bisherigen Förderung, aber auch manch 
Neues. Nach wie vor fließt ein Großteil der Mittel  
der 1. Säule in flächenbezogene Direktzahlungen 
(s. Abb. 1), die über die Erfüllung von Mindestan
forderungen hinaus nicht an die Erbringung von 
öffentlichen Leistungen gebunden sind (s. auch  
Ausführungen in IfLS et al. 2022). Allerdings sind  
die Mindestanforderungen mit der sog. erweiterten 
Konditionalität anspruchsvoller geworden. Zudem 
sind in der 1. Säule zwei neue Direktzahlungstypen 
hinzugekommen: die Ökoregelungen (sieben ein
jährige Agrarumwelt- und Klimaschutzmaßnahmen, 
AUKM) und gekoppelte Zahlungen in Form einer 
Weidetierprämie. Mit Konditionalität und Ökorege-
lungen bewegt sich die 1. Säule in Richtung einer 
gemeinwohlorientierten Agrarpolitik, wenngleich sie 
noch weit von den Forderungen des Wissenschaft-
lichen Beirats für Agrarpolitik und Ernährung entfernt 
bleibt (WBAE 2018). Allerdings beabsichtigt der  
derzeitige Agrarminister, die jährlichen Programm
änderungen zu nutzen, um die Direktzahlungen 
auch schon in der laufenden Förderperiode stärker 
an die Kriterien Klima-, Umwelt-, Tier- und Arten-
schutz zu binden (Maurin 2023).
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Insgesamt sind in Deutschland für die kommenden 
fünf Jahre 21,8 Mrd. € für die 1. Säule eingeplant. 
Das ist weniger, als von der EU indikativ zugewiesen, 
da ein Teil der Mittel in die 2. Säule umgeschichtet 
wird. Dort stehen insgesamt etwa 8,3 Mrd. € an EU-
Mitteln zur Verfügung (BMEL 2022a).1

Was die Interventionen betrifft, zeigt sich in der 
2. Säule weiterhin eine große Vielfalt (s. Abb. 2), die 
noch wesentlich größer wäre, wenn die unter den 
Interventionen liegenden Teilinterventionen darge-
stellt würden. Die länderspezifischen Angebote  
deuten übrigens nicht (allein) auf unterschiedliche 
Bedarfe hin: Es hat oft auch administrative und  
finanzstrategische Gründe, bestimmte Maßnahmen 
innerhalb oder außerhalb der EU-Förderung anzu-
bieten. Ein Grund ist, dass sich bestimmte Maß
nahmen nur mit sehr hohem Verwaltungsaufwand  
in das starre EU-Verwaltungs- und Kontrollsystem 
einpassen lassen, so bspw. die Flurbereinigung 
(EUGH 2017), forstliche Maßnahmen oder die  
Natura-2000-Ausgleichszahlung in Niedersachsen 
(Fährmann et al. 2016). Solche Erwägungen finden 
sich freilich nicht im Strategieplan; wie sich die an-
gebotenen Interventionen in die weitere Förderland-
schaft integrieren, bleibt somit in Teilen unklar.

Im Rahmen der 2. Säule fließen 53 % der öffent-
lichen Mittel in flächen- und tierbezogene Interven
tionen, die meisten davon in die Förderung des öko-
logischen Landbaus, die von allen Bundesländern 
im Rahmen des Strategieplans angeboten wird.  
Damit sollen im Maximum 12 % der landwirtschaft
lichen Nutzfläche gefördert werden – ein Wert, der 
weit unter den Zielen liegt, die sich Deutschland 
(30 %) und die EU (25 %) gesetzt haben. AUKM 
werden ebenfalls breit angeboten, mit einem ein-
deutigen finanziellen Schwerpunkt auf Biodiversität. 
Allein Hessen, das sich schon in der Förderperiode 

2014 bis 2022 entschieden hatte, seine AUKM weit-
gehend als rein nationale Maßnahmen anzubieten 
(Schnaut et al. 2018), verzichtet künftig vollständig 
auf ein EU-kofinanziertes Angebot in diesem Förder-
bereich.

Bei den investiven und sonstigen Interventionen 
entfallen die meisten öffentlichen Mittel auf Maßnah-
men der integrierten ländlichen Entwicklung, einzel-
betriebliche Investitionen in der Landwirtschaft und 
LEADER. Letzteres Förderangebot wird damit wei-
ter aufgewertet. Im EU-Vergleich setzt Deutschland 
mit annähernd 14 %, was einem Anstieg von knapp 
zweieinhalb Prozentpunkten gegenüber der alten 

1	Die gesamten Zuweisungen sind damit gegenüber der vorherigen Förderperiode – in realen Preisen – zurückgegangen. Dies entspricht einem EU-weiten 
Trend; insgesamt hat das GAP-Budget für die EU-27 rund 10 % eingebüßt (Nègre 2022). Dahinter steht wiederum eine Prioritätenverschiebung auf EU-Ebene 
von traditionellen zu neuen Politikbereichen. Gegenüber dem ursprünglichen Vorschlag der Kommission ist die beschlossene Kürzung bei der GAP aller-
dings geringer ausgefallen, auch durch die größere Bedeutung, die aufgrund der Corona-Pandemie dem Thema Ernährungssicherung zugewiesen wurde.

Informationen zur GAP 2023-2027

●● Über die grundlegenden Ziele und inhaltlichen Eckpunkte der neuen Förderperiode informiert die EU-Kommission:  
https://agriculture.ec.europa.eu/common-agricultural-policy/cap-overview/new-cap-2023-27_de

●● Einen allgemeinen Überblick über die Umsetzung in Deutschland bietet eine Broschüre des BMEL:  
www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_Landwirtschaft/EU-Agrarpolitik-Foerderung/gap-strategieplan-kurzueberblick.pdf

●● LandInForm, das Magazin der Deutschen Vernetzungsstelle Ländliche Räume, beschäftigt sich in der Ausgabe 4.22 schwerpunkt
mäßig mit dem deutschen GAP-Strategieplan: 
www.leaderplus.de/fileadmin/Redaktion/Seiten/Service/Publikationen/LandInForm/2022/LandInForm_2022_04.pdf

●● Das Bundesinformationszentrum Landwirtschaft hat eine Broschüre herausgegeben, in der die Ausgestaltung der 1. Säule beschrieben wird: 
www.ble-medienservice.de/frontend/esddownload/index/id/1694/on/0530_DL/act/dl

●● Zu den konkreten Angeboten auf Bundesländerebene finden sich Informationen auf Webseiten der zuständigen Ministerien. 

Abbildung 1: Finanzielle Gewichtung der 1. Säule-Interventionen 
im GAP-Strategieplan

(*) berücksichtigt die Umschichtung in die 2. Säule für das DZ-Antragsjahr 2027, 	
	 für die es noch keine Rechtsgrundlage gibt.

21,8 Mrd. Euro (*)

Sektorprogramme
1 %

Weidetierprämie
2 %

Ökoregelungen
23 %

Basisprämie
59 %

Förderung von 
Junglandwirt*innen

3 %

Umverteilung auf 
kleinere Betriebe

12 %

Quelle: BMEL 2022b
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Abbildung 2: Überblick über die Interventionen der 2. Säule

Hinweis: Bei den Mehrländerprogrammen werden nicht immer alle Interventionen von den beteiligten Bundesländern angeboten.  
Rot: Flächen- und tierbezogene Interventionen, Gelb: investive und sonstige Interventionen. Quelle: BMEL 2022b

Förderperiode entspricht, den größten Anteil an den 
öffentlichen Mitteln der 2. Säule für LEADER ein 
(Becker et al. 2022: 35). Manche Bundesländer, wie 
etwa Brandenburg oder Sachsen, setzen im Bereich 
der ländlichen Entwicklung im Rahmen der EU-Förde-
rung nunmehr ausschließlich auf LEADER. Die übri-
gen Interventionen sind mit vergleichsweise geringen 
Beträgen ausgestattet und werden nicht von allen 
Bundesländern angeboten. Neu im ELER-Kontext 
ist das Förderangebot im Bereich Risikomanagement, 
das allerdings nur von vier Ländern angeboten wird.

Inkrementeller Wandel statt Systemwechsel

Insgesamt bringt der Strategieplan also einige Ver-
änderungen mit sich. Als einschneidend darf die 
Einführung der Ökoregelungen bezeichnet werden, die 
nicht nur einen beachtlichen Teil des Direktzahlungs
budgets beanspruchen, sondern auch eine verstärkte 
Abstimmung mit den AUKM in der 2. Säule und somit 
zwischen Bund und Ländern erfordern. Zusammen 
mit der erweiterten Konditionalität und einem erhöhten 
AUKM-Budget in der 2. Säule führen die Öko-Rege-
lungen zu einem höheren Umweltambitionsniveau 

gegenüber der alten Förderperiode. Gleichwohl ist 
mit dem Strategieplan kein grundsätzlicher System-
wechsel in der GAP-Förderung verbunden, weder im 
Agrarbereich noch in der ländlichen Entwicklung. Von 
Vorstellungen der GAP als Programm zur ländlichen 
Entwicklung, vor Jahrzehnten in verschiedenen Konfe
renzen (Cork, Salzburg) als Verschiebung von einem 
sektoralen zu einem territorialen Ansatz (Saraceno 
2003) diskutiert, hat man sich mit den Strategie
plänen wohl endgültig verabschiedet. Im Zentrum 
stehen sektorale und umweltbezogene Aspekte. 
Ländliche Entwicklung in einem umfassenderen An-
satz spielt – wenn überhaupt – nur noch eine nach-
rangige Rolle. Ohne eine verpflichtende Vorgabe, 
mindestens 5 % der ELER-Mittel für LEADER einzu-
setzen, würden viele Mitgliedstaaten wahrscheinlich 
gar kein Geld außerhalb des Agrarsektors einsetzen.

Von der Planung zur Umsetzung

Im November 2022 hat die EU-Kommission den 
deutschen Strategieplan genehmigt. Ein Meilenstein, 
mit dem die Arbeit für Ministerien und umsetzende 
Verwaltungen aber keineswegs vorbei ist. Der Strate
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Literatur zu diesem Artikel finden Sie unter: www.asg-goe.de/pdf/LR0123-Literatur-Grajewski-Becker.pdf

gieplan bietet nur den Rahmen für die neue Förde-
rung, vieles muss in Richtlinien und Verwaltungs
vorschriften konkretisiert werden. Dazu braucht es 
auch weitere Rechtsetzungen auf EU-Ebene. Auch 
wenn die EU von dem sog. Neuen Umsetzungs
modell spricht, das den Mitgliedstaaten eine größere 
Flexibilität und Subsidiarität einräumt, so hat sie sich 
dennoch vorbehalten, zahlreiche Details in Durch-
führungsrechtsakten und delegierten Rechtsakten 
näher zu regeln. Stand 18.01.2023 sind schon  
26 Akte verabschiedet worden. Viele betreffen die 
Finanzbeziehungen zwischen Mitgliedstaat und EU-
Kommission, also Vorgaben für die Rechnungslegung 
und den Finanzabschluss. Es gibt detaillierte Vorga-
ben für das Finanzmanagement, das Integrierte Ver-
waltungs- und Kontrollsystem (InVeKoS), die Berich-
te und Datenlieferungen an die EU sowie die Evalu-
ierung. Alle diese Vorgaben müssen von Bund und 
Ländern in ihren Arbeitsprozessen und IT-Systemen 
berücksichtigt werden.

Weiterhin sind die potenziellen Antragstellenden 
über die Fördermöglichkeiten zu informieren. Dafür 
sind Informationen zu verbreiten, Antragsformulare 
zu erstellen, IT-Systeme zur Antragseinreichung und 
-abwicklung einzurichten. An all dem arbeiten die 
Bundesländer seit geraumer Zeit unter hohem Zeit-
druck, auch schon parallel zur Erstellung des Strate-
gieplans. Bei den Flächenmaßnahmen sind die För-
derverfahren vielerorts bereits im letzten Jahr ange-
laufen, im investiven Bereich stehen in diesem Jahr 
wesentliche Aktivitäten an. Die LEADER-Gruppen 
wurden in vielen Ländern bereits ausgewählt, in ei-
nigen werden die Bewerbungsanträge noch ausge-
wertet. Folgen wird dann die Auswahl der Opera
tionellen Gruppen im Rahmen der Europäischen  
Innovationspartnerschaft (EIP-Agri).

Zudem werden schon bald erste Änderungen am 
Strategieplan zu erwägen und Berichtspflichten ge-
genüber der EU-Kommission einzuhalten sein. Die 
Ökoregelungen erfordern eine kontinuierliche Nach-
steuerung. Im Sommer 2023 wird man die Inanspruch-
nahme genau analysieren müssen, um ggf. an Prämien 
und Förderkonditionen noch Änderungen vorzunehmen. 
Die Antragstellung der neuen Agrarumweltmaßnahmen 
für das Jahr 2023 war z. T. stark überzeichnet. In NRW 
musste bspw. daher der Flächenumfang pro Antrag 
begrenzt werden. Parallel laufen noch etliche Maßnah-
men aus der alten Förderperiode bis Ende 2026. Das 
Management der GAP bleibt somit insbesondere in 
den nächsten Jahren besonders anspruchsvoll.

Nach der Reform ist vor der Reform

Mit Beginn der neuen Förderperiode haben bereits 
die Diskussionen um die GAP nach 2027 begonnen. 
Im Lichte des zurückliegenden Reformprozesses, 
der faktisch eine zweijährige Verlängerung der alten 
Förderperiode mit sich brachte, scheint das gar 
nicht abwegig. Die Entscheidungsträger*innen auf 
europäischer Ebene täten jedenfalls gut daran, die 
Verhandlungen auf fachlicher Ebene möglichst früh-
zeitig anzugehen, auch wenn die zugrundeliegen-
den Finanzen erst zu einem wesentlich späteren 
Zeitpunkt feststehen werden. In Deutschland wird 
eine Herausforderung darin liegen, die vielfältigen 
Debatten zur Transformation in der Landwirtschaft 
mit dem GAP-Reformprozess zu verknüpfen, so 
u. a. die Ergebnisse der Zukunftskommission Land-
wirtschaft (2021) und der Borchert-Kommission 
(Kompetenznetzwerk Nutztierhaltung 2020) mit ih-
ren Empfehlungen zum Umbau der Tierhaltung. 
Auch Klima- und Moorschutz dürften eine größere 
Rolle spielen. Und es ist die Frage zu klären, wie-
weit die GAP das Ziel der Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse mit ländlichen Entwicklungs-
maßnahmen zukünftig noch adressieren soll. 
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Klimaschutz dürfte in der künftigen GAP eine größere Rolle spielen – 
Wiedervernässung im Langenmoor, Niedersachsen.
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Männer machen Politik für Männer
Die Präsidentin des Deutschen LandFrauenverbandes (dlv), Petra Bentkämper, über die geringe Zahl 
von Frauen in der Selbstverwaltung der landwirtschaftlichen Sozialversicherung und die Chance, das 
mit der Sozialwahl zu ändern, über Defizite in der sozialen Absicherung von Bäuerinnen und mög-
lichen politischen Handlungsbedarf

Frau Bentkämper, warum sollten 
sich gerade in diesem Jahr Frau­
en an der Sozialwahl beteiligen?

Aktuelle Herausforderungen wie 
zum Beispiel der demografische 
Wandel betreffen insbesondere 
Frauen. Aufgrund ihrer höheren 
Lebenserwartung beziehen sie 
länger Rentenbeiträge. Gleich
zeitig haben sie aufgrund des in 
Deutschland immer noch vorherr-
schenden Zuverdienermodells 
weniger Rentenanwartschaften 
erwirtschaftet und sind damit  
häufiger von Altersarmut bedroht. 
Gesellschaftliche Rollenerwar
tungen und strukturelle Rahmen-
bedingungen führen dazu, dass 
Frauen mehr Sorgearbeit für Kin-
der und die Pflege von Angehöri-
gen übernehmen. Sie sehen, das 
sind alles Themen, die die Sozial-
sicherungssysteme unmittelbar 
berühren. Eine Beteiligung von 
Frauen an den Sozialwahlen kann 
dazu führen, dass die Vorschläge 
unterstützt werden, die die Lebens
realität von Frauen auch tatsäch-
lich verbessern. 

Frauen sind bislang in der Ver­
treterversammlung der SVLFG 
unterrepräsentiert, im Vorstand ist 
lediglich eine Frau, und zwar für 
die Arbeitnehmer. Haben Frauen 
kein Interesse an Sozialpolitik?

Damit steht die SVLFG nicht al-
leine da. Mitnichten haben Frauen 
weniger Interesse an Sozialpolitik. 
Es ist wie in fast allen gesellschaft
lichen Bereichen: Zwar haben 
Frauen in Sachen Bildung die 
Männer bereits überholt – fast 

53 % der Menschen mit einem 
Hochschulabschluss sind weib-
lich – doch dringen sie noch nicht 
in gleichem Maße in Führungs-
ebenen und politische Gremien 
vor. Schuld haben nicht die Frau-
en selbst, sondern strukturelle 
gesellschaftliche Rahmenbedin-
gungen, die Frauen vor der viel 
zitierten gläsernen Decke stehen-
lassen. 

Welche Gründe sehen Sie für 
die Männerlastigkeit der SVLFG?

Politische Systeme sind historisch 
gesehen allesamt männerdomi-
nierte Bereiche. Die eben ange-
sprochenen strukturellen Barrieren 
machen es Frauen generell schwe
rer, in der Politik Fuß zu fassen. 
Politisch aktiv zu sein, bedeutet 
vor allen Dingen ein hohes Maß 
an Zeit und Engagement aufzu-
wenden. Vereinbarkeit ist in der 
Folge also ein großes Problem. 
Aus diesem Grund ist es uns als 
dlv so wichtig, mit gängigen Rollen
erwartungen zu brechen und Sorge
arbeit, also Kinderbetreuung, 
Haushalt, Pflege von Angehörigen, 
gerecht zu verteilen. Frauen in 
hohen politischen Ämtern werden 
oftmals gefragt, wie sie Familie, 
Beruf und politisches Engagement 
vereinen. Die gleiche Frage würde 
einem Mann nie gestellt werden. 
Hinzu kommt sicherlich, dass die 
SVLFG durch ihren Schwerpunkt 
„Forst- und Landwirtschaft“ tradi
tionell eher männliche Themen 
besetzt. Beides ist im Umbruch, 
doch beides benötigt wohl noch 
Zeit. 

Wie optimistisch sind Sie, dass 
die Zielmarke von 40 % Frauen  
in der Selbstverwaltung erreicht 
wird?

Zielgrößen sind schon mal ein 
guter Anfang. Sie markieren, wie 
es wünschenswerter Weise sein 
sollte. Doch die Erfahrung zeigt, 
dass ohne echte Quote etablierte 
Strukturen schwer aufzubrechen 
sind. Als dlv haben wir uns für 
eine feste Quote bei den Sozial-
wahlen stark gemacht. Gleich-
wohl bedeutet ein Frauenanteil 
von 40 % auch einen Männer
anteil von 60 % – echte Parität 
sieht anders aus. 

Was erhoffen Sie sich von einer 
stärkeren Präsenz von Frauen in 
der Vertreterversammlung sowie 
im Vorstand der SVLFG?

Die Erfahrung zeigt – Männer 
machen in der Regel Politik  
für Männer. Dies ist sicherlich  
keine böse Absicht, sondern  
den eigenen Interessen und 
Themenschwerpunkten zu
zuschreiben, die wiederum  
in gesellschaftlichen Rollen
modellen begründet sind. Eine 
stärkere Repräsentanz von  
Frauen in den Gremien bietet  
die Chance, Themen zu beset-
zen, die Männer vielleicht nicht  
im Blick haben. Gleichzeitig ha-
ben Frauen in diesen wichtigen 
Positionen Vorbildfunktion. In  
der Folge sehen sich Frauen  
repräsentiert und lassen sich  
unter Umständen selbst beim 
nächsten Mal aufstellen. 
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Die im letzten Herbst vorgestell­
te Bäuerinnenstudie hat ergeben, 
dass viele Frauen in der Landwirt­
schaft ihre soziale Absicherung als 
unzureichend empfinden. Wo  
liegen die größten Defizite?

Die Studie hat vor allem gezeigt, 
dass das keine Empfindung ist, 
sondern bittere Realität. Bei Tren-
nung, Scheidung oder Tod des 
Partners sind viele Frauen nicht 
ausreichend abgesichert und ihre 
Existenz ist bedroht. Der tatsäch-
liche Anteil dessen, was Frauen 
auf den Betrieben leisten, spiegelt 
sich nur selten im Grundbuchein-
trag wider. Ich muss es deutlich 
betonen: Frauen sind vielfach 
Dreh- und Angelpunkt und haben 
das Recht auf eine umfassende 
rechtliche Absicherung, wenn sie 
sich auf so umfassende Weise  
für Betrieb und Familie stark  
machen.

Was sollte vorrangig angegangen 
werden?

Die differenzierte Erhebung und 
Darstellung der Leistungen von 
Frauen in der Agrarstatistik und die 
Absicherung der Frauen durch 
Ehevertrag (eigene Alterssiche-
rung …).

Generell – was macht der Land­
Frauenverband mit den Erkennt­
nissen aus der Bäuerinnenstudie, 
etwa denen zur sozialen Absiche­
rung von Frauen in der Landwirt­
schaft?

Die Studie liefert uns eine gute 
Argumentationsgrundlage und 
damit das Rüstzeug, um auf  
die bestehenden Ungleichheiten 
zu reagieren und immer wieder 
darauf hinzuweisen. Lange haben 
uns genaue Zahlen gefehlt. Die 
braucht es aber oftmals, um zu 
zeigen: Wir haben noch einiges 
zu tun in Sachen Gleichstellung. 

Petra Bentkämper steht seit Mitte 2019  
an der Spitze des Deutschen LandFrauen-
verbandes (dlv). Die gelernte Industriekauf-
frau bewirtschaftet seit 1991 gemeinsam mit 
ihrem Ehemann einen Milchviehbetrieb in 
der Nähe von Bielefeld. Dort verantwortet 
die 61-Jährige den Betriebszweig Land
erlebnis. Von 2011 bis 2015 leitete sie eine 
Grundschulküche. Die dlv-Präsidentin ist in 
ihrem Amt stark frauenpolitisch engagiert. 
Sie gehört der Zukunftskommission Land-
wirtschaft an und war maßgeblich an deren 
Abschlussbericht vom Sommer 2021 betei-
ligt. Auch bei der Fortführung der Zukunfts-
kommission ist die Mutter von vier Kindern 
mit an Bord. Bentkämper ist eine wichtige 
Stimme, wenn es um die Transformation 
der Landwirtschaft geht.

Gut Ding will Weile haben und so 
werden wir nicht müde, die Stel-
lung der Frauen in der Landwirt-
schaft anzusprechen und konkre-
te Forderungen an die Politik zu 
adressieren.

Das diesjährige Bäuerinnenforum 
im Rahmen der Grünen Woche 
hat gezeigt, dass die SVLFG mit 
der Betriebs- und Haushaltshilfe 
nicht zuletzt für Schwangere und 
junge Mütter ein Angebot bereit­
stellt, das es in anderen Bereichen 
der Sozialversicherung nicht gibt.
Ist die SVLFG besser als ihr Ruf?

Die Betriebs- und Haushaltshilfe 
ist eine sehr gute Möglichkeit, um 
Schwangere und junge Mütter zu 
unterstützen. Es zeigt sich aber 
auch, dass es schwer ist, geeig-
nete Betriebs- und Haushaltshilfen 
zu finden und dass beispielsweise 
Wochenenden nicht abgedeckt 
sind. Hier sind zwar auch die  
Betriebe selbst aufgerufen, Auf-
gaben anders zu strukturieren, 
wenn ein Kind unterwegs ist. 
Aber primär muss es doch ermög-
licht werden, dass die Lebens- 
und Arbeitsrealität der Betriebe 
auch umfassend abgesichert  
ist. Und um die Brücke zu den 
Sozialwahlen zu schlagen: Wer 
wählen geht, hat Gestaltungs-
möglichkeiten, auch in diesen  
Bereichen.

Was ist zu tun, damit die Leis­
tungen künftig besser als bisher 
in Anspruch genommen werden?

Die Informationen bestehen ja 
schon, sie müssen eben nur an 
die Frau gebracht werden. Leider 
ist es so, dass viele Leistungen 
nicht bekannt sind. Um sich zu  
informieren, braucht es zeitliche 
Ressourcen und oftmals schon 
entsprechendes Vorwissen. For-
mate wie das Bäuerinnenforum 
können hierbei gute Ansätze und 

Informationen liefern. Doch damit 
allein erreichen wir längst nicht 
alle potenziellen Leistungsemp-
fängerinnen. 

Was erwarten Sie von der 
SVLFG?

Eine gezielte und proaktive An-
sprache der Leistungsempfänge-
rinnen würde sicherlich dazu bei-
tragen, dass mehr Frauen ihre 
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Ansprüche kennen. Eine Bünde-
lung der Angebote auf der Home-
page ist sicherlich ein guter Ansatz. 

Der LandFrauenverband war 
maßgeblich an der Einführung 
der eigenständigen Bäuerinnen­
sicherung Mitte der neunziger 
Jahre beteiligt. Zunächst als gro­
ßer sozialpolitischer Fortschritt 
gepriesen, hat dieses Instrument 
in dem Maße an Wirkung verlo­
ren, wie immer mehr Frauen von 
den großzügigen Befreiungsmög­
lichkeiten Gebrauch gemacht  
haben. Teilen Sie diese Einschät­
zung?

Jede Frau ist gut beraten, Ent-
scheidungen auf die Auswirkun-
gen auf die gesamte Lebensdauer 
zu bedenken. Als dlv werden wir 
uns die Ergebnisse der Bäuerin-
nenstudie gerade auch im Hinblick 
auf die Alterssicherung der Frauen 
in der Landwirtschaft genau an-
schauen. 

Passt das zusammen – eine 
bessere Alterssicherung fordern 
und mit den Füßen anders ab­
zustimmen?

Jede Frau muss selbst abwägen 
und was auf den ersten Blick als 
sinnvoll erscheint, das ist am Ende 
vielleicht etwas kurz gedacht. 

War die Politik hinsichtlich der 
Befreiungsmöglichkeiten zu nach­
giebig?

Politik gibt den Rahmen, Verant-
wortung für Entscheidungen trägt 
immer noch jede Einzelne. 

Muss sich der dlv vorhalten lassen, 
zu passiv gewesen zu sein?

Nein. Im Übrigen haben wir 
uns als dlv für die Ausweitung 
der Mütterrente stark gemacht. 
Auch das hilft den Frauen bei  
der Altersabsicherung. 

Sind gesetzliche Änderungen 
notwendig, etwa in Anlehnung an 
das Beispiel Österreich, wo eine 
parallele Versicherungspflicht in 
der landwirtschaftlichen und der 
allgemeinen gesetzlichen Alters­
sicherung besteht und eine  
bessere soziale Absicherung  
gewährleistet?

Eine genaue Betrachtung ist  
sicherlich wichtig. Schnellschüsse 
sind da wenig hilfreich. 

Wie beurteilen Sie die Zukunft 
der eigenständigen agrarsozialen 
Sicherung, die durch rückläufige 
Versichertenzahlen in der Alters­
sicherung, aber insbesondere in 
der Krankenversicherung künftig 

immer stärker unter Druck gera­
ten dürfte?

Der demografische Wandel und 
immer weniger Beitragszahlende 
treffen das System der eigenstän-
digen agrarsozialen Sicherung 
empfindlich. Gleiches gilt ja auch 
für die Zukunft der privaten und 
gesetzlichen Krankenversiche-
rung. Rechtzeitige Reformüber
legungen sind notwendig, als dlv 
werden wir uns auch hier ein
bringen. 

Wie wichtig ist für den Deutschen 
LandFrauenverband die Beibe­
haltung einer berufsständischen 
landwirtschaftlichen Sozialver­
sicherung?

Sehr wichtig, denn die beson
deren Belange der landwirtschaft-
lichen Betriebe erfordern eine 
passgenaue Absicherung.

Vor diesem Hintergrund – was 
erwarten Sie von der SVLFG in den 
kommenden gut sechs Jahren?

Eine weiterhin gute, konstruktive 
Zusammenarbeit und die Berück-
sichtigung der Bedürfnisse der 
weiblichen Versicherten. 
  Rainer Münch

Neun Listen für 20 Sitze 

Während sich die Arbeitgeber und die Gewerkschaften jeweils auf einheitliche Listen für die Sozialwahl im 
Mai geeinigt haben, haben die Versicherten in der Gruppe der Selbständigen ohne fremde Arbeitskräfte 
(SofA) die Qual der Wahl. Dort bewerben sich neun Listen um die 20 Sitze in der Vertreterversammlung, dem 
Versichertenparlament der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG). Dabei 
handelt es sich um den Bayerischen Bauernverband (BBV), die „Bäuerinnen und Bauern in Baden-Württem-
berg“, die „Bauern, Bäuerinnen, Winzer, Winzerinnen, Jungbauern, Jungwinzer und Waldbauern in Hessen, 
Rheinland-Pfalz und Saarland“, die „Bauernverbände Niedersachsen und Schleswig-Holstein“, die „Landwirt-
schaftsverbände NRW (WLV und RLV)“ sowie die „Land- und Forstwirte der neuen Bundesländer“. Hinzu 
kommen das „Aktionsbündnis Agrarsozialwahl 2023“, ein Zusammenschluss von zehn Verbänden und Orga-
nisationen, darunter die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL), der Bundesverband Deutscher 
Milchviehhalter (BDM), das „Bündnis Junge Landwirtschaft“ und einige Ökoanbauverbände. Ebenfalls jeweils 
eine eigene Liste haben die „Waldbesitzerverbände“ und die „Jäger“ aufgestellt.
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Aussetzung der Mindestflächenstilllegung in der EU: 
Auswirkungen auf globale Getreidemärkte

Jonas Luckmann und Olesya Luckmann

Aufgrund der durch den Krieg in der Ukraine im Jahr 2022 stark gestiegenen Getreidepreise wurde 
die Einführung der im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der EU für 2023 beschlossenen 
Mindestflächenstilllegung von 4 % weitgehend ausgesetzt. Eine einfache Modellrechnung zeigt jedoch 
die relativ geringen Effekte dieser Politikmaßnahme, der zudem potenziell negative Auswirkungen 
auf die Biodiversität und andere Ziele der Farm-to-Fork-Strategie der EU gegenüberstehen.

Weltweit wurden im Wirtschaftsjahr 2021/2022 
laut des United States Department of Agriculture 
(USDA 2023) 2,7 Mrd. t Getreide produziert, dabei 
hatten Mais mit 40 % und Weizen mit knapp 30 % 
die höchsten Anteile. Die EU und die Ukraine sind 
wichtige Anbauregionen für Getreide; sie hatten 
im selben Jahr einen Anteil von jeweils 10,4 % 
bzw. 2,5 % an der globalen Getreideernte.

Laut den aktuellsten verfügbaren Daten der  
FAO (2023) gab es im Jahr 2020 in der EU-27  
ca. 6,1 Mio. ha Stilllegungsflächen, was etwa 
6,1 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche ent-
spricht1. Auffällig ist, dass der Anteil an Brach
flächen in den einzelnen Mitgliedsländern sehr 
unterschiedlich ist. So weisen mediterrane Länder 
wie z. B. Spanien, Griechenland und Portugal  
Anteile von zwischen 17 und 25 % auf. Allein in 
Spanien befindet sich fast die Hälfte aller EU-
weiten Brachflächen. 

Als Reaktion auf die 2022 stark gestiegenen  
Getreidepreise hat die Europäische Kommission 
die Greening-Regeln gelockert und beschlossen, 
Zahlungen auch zu gewähren, wenn Landwirt*in-
nen ökologische Vorrangflächen wie Brachen für 
den Anbau von Feldfrüchten nutzen. Diese Aus-
nahmeregelung wurde, mit Ausnahme des Anbaus 

typischer Futtermittel wie Soja und Mais, bis ein-
schließlich 2023 verlängert und die Einführung 
der ursprünglich geplanten Mindestflächen- 
stillegung von 4 % aufgeschoben (Fortuna  
und Foote 2022).

Vier Szenarien im Vergleich

Unter der Annahme, dass das Ertragspotenzial 
der Brachflächen den Durchschnittserträgen der 
jeweiligen EU-Länder entspricht2, lassen sich die 
globalen Markteffekte sowohl einer Ausweitung der 
Stilllegungsflächen auf einen Mindestanteil von 4 % 
in jedem EU-Mitgliedsland (s. Tab., Szenario I), 
als auch einer kompletten Nutzung der bestehen-
den Brachflächen als Grünland und zum Anbau 
von Feldfrüchten (Szenario II) sowie ausschließ-
lich für Getreide (Szenario III) berechnen.3 Diese 
Effekte werden den Implikationen eines für 2023 
erwarteten 60%igen Ernterückgangs in der  
Ukraine im Vergleich zum Vorkriegsjahr gegen-
übergestellt (Szenario IV) (World Grain 2023).

Getreidepreis nicht allein  
von Anbaumenge abhängig

Die Modellrechnung zeigt, dass die globale 
Getreideproduktion durch die Umsetzung des 
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1	Ohne Dauerkulturen
2	Hierdurch wird der potenzielle Produktionsbeitrag der Stilllegungsflächen tendenziell überschätzt, da in der Regel eher schwache Standorte mit  

unterdurchschnittlichem Ertragspotenzial als Brache ausgewiesen werden.
3	Eine detailliertere Beschreibung des Modells, der Szenarien und der zugrundeliegenden Annahmen findet sich in Luckmann et al. (2022).
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Stilllegungsziels von 4 % in der EU nur marginal 
sinken würde (s. Tab.). Ebenso hätte die Reduktion 
von Stilllegungsflächen in der EU nur einen gerin-
gen Effekt auf den Weltmarktpreis für Getreide, da 
im globalen Maßstab nur eine geringe zusätzliche 
Getreidemenge auf den freiwerdenden Flächen 
produziert werden könnte. Die Auswirkungen auf 
den Weltmarktpreis sind daher ebenfalls gering.5 
Dabei ist zu bedenken, dass aufgrund der getroffe-
nen Annahmen die hier berechneten Produktions-
potenziale als Obergrenzen angesehen werden 
müssen. Vergleicht man die Effekte einer Änderung 
der Brachfläche in der EU mit den erwarteten 
Ernteausfällen in der Ukraine (Szenario IV), so 
zeigt sich, dass auch die ausgleichende Wirkung, 
die durch den Aufschub des Stilllegungsziels von 
4 % erreicht würde, eher gering wäre. 

Allerdings waren die 2022 beobachteten Preis
anstiege im Getreidemarkt wesentlich höher, als 
es durch die hier analysierte eingeschränkte ukra
inische Produktion erklärbar wäre. Dies lässt sich 
mit den gestiegenen Energie- und Düngemittel
kosten sowie mit den durch den Krieg in der Ukraine 
verursachten temporären Handelsunterbrechungen 
und den dadurch verursachten Unsicherheiten 
begründen. Auch haben prozyklische Politikmaß-
nahmen vieler Länder (Exportbeschränkungen 

auf der einen Seite und verstärkte Importe/Bevor-
ratung auf der anderen Seite), die dazu dienen 
sollten, die inländischen Preise niedrig zu halten, 
den globalen Preisanstieg weiter verstärkt (von 
Cramon-Taubadel 2022).

Mit zunehmenden Anpassungsmöglichkeiten im 
Handel, u. a. durch die Schaffung von Getreide
exportkorridoren aus der Ukraine, sind die globa-
len Getreidepreise in den letzten Monaten aller-
dings wieder gefallen. Kurzfristige Finanzhilfen  
für die Länder des globalen Südens, um Nahrungs- 
mittelimporte in ausreichendem Maß zu ermög-
lichen, wären daher eine flexiblere und schnellere 
Maßnahme gewesen, als eine verstärkte Nutzung 
von Brachflächen, um auf die hohen globalen  
Getreidepreise zu reagieren. Dies wäre auch im 
Hinblick auf Zielkonflikte mit der Farm-to-Fork-
Strategie der GAP weniger kritisch gewesen. 

Die Literaturangaben finden Sie unter: www.asg-goe.de/pdf/LR0123-Literatur-Luckmann.pdf

Tabelle: Änderung von Produktionsmengen und Preisen in %

                                      Szenario	 I	 II	 III	 IV

		  4 %	 keine	 Brache zu	 60 %  
		  Brache	 Brache	 Getreide	 Erntereduktion 
					     Ukraine

Getreide	 globale	 - 0,1	 + 0,4	 + 0,8	 - 1,5 	 Produktionsmenge

	 Weltmarktpreis4	 + 0,1 bis + 0,5	 - 0,4 bis - 2,2	 - 0,8 bis - 3,8	 + 1,5 bis + 7,5

  Weizen	 globale	 - 0,2	 + 0,7	 + 1,2	 - 2,2 	 Produktionsmenge

	 Weltmarktpreis4	 + 0,2 bis + 1,0	 - 0,7 bis - 3,5	 - 1,2 bis - 6,1	 + 2,2 bis + 11,1

Quelle: eigene Berechnungen, basierend auf Daten von FAO (2023) und USDA (2023)

Dieser Artikel ist eine aktualisierte und gekürzte Version eines  
Policy-Papers derselben Autor*innen zusammen mit Christine 
Chemnitz, herausgegeben von der Heinrich Böll Stiftung im  
März 2022: 
www.boell.de/de/2022/03/17/auswirkungen-aenderung-der- 
flaechenstilllegung-der-eu-auf-den-globalen-getreidemarkt

4	Die Preisänderung basiert auf angenommenen Eigenpreiselastizitäten der globalen Getreidenachfrage mit einer Spannweite von -0,1 bis -0,5 und des 
Angebots von +0,1 bis +0,5.

5	Auch andere Modellanalysen kommen diesbezüglich zu ähnlichen Einschätzungen (Berndt et al. 2022).

https://www.boell.de/de/2022/03/17/auswirkungen-aenderung-der-flaechenstilllegung-der-eu-auf-den-globalen-getreidemarkt
https://www.boell.de/de/2022/03/17/auswirkungen-aenderung-der-flaechenstilllegung-der-eu-auf-den-globalen-getreidemarkt
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Die Zukunft der organischen Böden:  
Klimaschutz und neue Wertschöpfung

Monika Hohlbein und Sophie Hirschelmann

Da Moorböden in Deutschland durch ihre Entwässerung große Mengen CO2-Emissionen verursachen, 
besteht Handlungsbedarf. Seit Ende letzten Jahres gibt die nationale Moorschutzstrategie neue poli-
tische Leitlinien für den Moorbodenschutz vor. In Anbetracht der Klimaziele gehen diese allerdings 
noch nicht weit genug. Jährlich müssten ab sofort ca. 50 000 ha Moorböden in Deutschland wieder-
vernässt werden. Für die Biomasse aus den nassen Mooren braucht es neue Verwertungswege. Ihre 
energetische Nutzung kann einen Beitrag zur Energiewende leisten, auch Photovoltaik auf Moorböden 
ist eine Option.

Obwohl organische Böden 
(Moore und Anmoore) in Deutsch-
land nur 5 % der Landesfläche 
bedecken, verursachen sie 7 % 
der nationalen Treibhausgas-
emissionen (Tegetmeyer et al. 
2021, UBA 2021). Sie speichern 
Kohlenstoff in Form von organi-
schem Material, welches unter 
wassergesättigten Bedingungen 
kaum abgebaut wird. Die meisten 
Moorböden werden jedoch ins
besondere für die landwirtschaft-
liche Nutzung entwässert, wo-
durch der gespeicherte Kohlen-
stoff in Form von CO2 freigesetzt 
wird. Ein entwässertes Moor-
Grünland emittiert durchschnitt-
lich 32 t CO2-Äquivalente pro 
Hektar und Jahr, ein Moor-Acker 
sogar 40 t (Tiemeyer et al. 2020). 
Die wichtigste Maßnahme zur 
Reduzierung dieser Emissionen 
ist die Anhebung der Wasser
stände, möglichst auf Flurhöhe. 

Politische Leitlinien für  
den Moorbodenschutz  
nicht ambitioniert genug

Die aktuelle Bundesregierung 
bekräftigt bereits im Koalitions
vertrag, dass der Moorschutz im 
öffentlichen Interesse liegt. Im 

November 2022 verabschiedete 
das Bundeskabinett eine natio
nale Moorschutzstrategie, womit 
die Moore stärker in den politi-
schen Entscheidungen aller  
Ressorts zu berücksichtigen  
sind. Der Schutz der Moorböden 
ist damit nicht mehr nur Angele-
genheit von Umwelt- und Natur-
schutz, sondern es werden auch 
Fragen der Landwirtschaft, der 
Wasserverfügbarkeit und der 
nachgelagerten Wertschöpfungs-
ketten in den Blick genommen. 
Die Transformation der Moor
nutzung stellt somit eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe dar,  
die von ihrer Dimension mit dem 
Kohleausstieg vergleichbar ist 
(Sommer et al. 2022).

Laut Moorschutzstrategie sollen 
bis 2030 jährlich 5 Mio. t CO2-Äq 
durch Moorvernässung einge-
spart werden, was weit unter dem 
notwendigen Ambitionsniveau 
liegt. Die geplante Einsparung 
entspricht weniger als 10 % der 
momentanen Emissionen aus 
deutschen Moorböden (53 Mio. t 
CO2-Äq). Zum Vergleich: Im 
Klimaschutzgesetz ist bis 2030 
eine Reduktion der gesamtdeut-
schen Treibhausgasemissionen 

um 65 % vorgesehen. Aktuell 
werden in Deutschland etwa 
2 000 ha Moorböden pro Jahr 
wiedervernässt (Barthelmes et al. 
2021). Berechnungen zeigen aller-
dings, dass zur Erreichung der 
internationalen Klimaziele von 
nun an jährlich 50 000 ha wieder-
vernässt werden müssten.

Während die Strategie wichtige 
erste Schritte auf dem Weg der 
notwendigen Moortransformation 
gestaltet, zeigt sie keine über 
2030 hinausgehenden Ziele auf, 
obwohl das Klimaschutzgesetz 
für den Landnutzungssektor auch 
Ziele für 2040 und 2050 vorgibt. 
Somit fehlt ein transparenter Trans-
formationspfad zur klimagerechten 
Emissionsreduktion auf den Moor-
böden in den nächsten Jahrzehn-
ten. Ein solcher Pfad ist aber  
notwendig, um allen Akteuren, 
vor allem der Landwirtschaft, 
Planungssicherheit zu geben. 
Dies betrifft auch den Ansatz der 
reinen Freiwilligkeit, den die Stra-
tegie vorsieht. Er wird der notwen-
digen Geschwindigkeit der Maß-
nahmen und der Planungssicher-
heit nicht gerecht. Es braucht 
eine wirksame und gerechte 
Moortransformation mit Anreizen 

Fo
to

: H
oh

lb
ei

n



Landwirtschaft20

|  ASG  |  Ländlicher Raum  |  01/2023  |

Die Literaturangaben finden Sie unter: www.asg-goe.de/pdf/LR0123-Literatur-Hohlbein-Hirschelmann.pdf

und Förderungen sowie den Ein-
bezug aller relevanten Akteure 
(Hirschelmann et al. 2023).

Energie aus dem Moor 

Neben dem Moor-Klimaschutz 
ist auch die Energiewende ein 
wichtiges Mittel zur Erreichung 
der Klimaziele. Bei der Flächen-
auswahl zum Anbau von Energie-
Biomasse oder zur Installation von 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen 
wurde bisher jedoch kaum zwi-
schen mineralischen Böden und 
entwässerten Moorböden unter-
schieden. Dabei spielt diese Unter-
scheidung bei der Bewertung der 
Klimaschutzeffekte eine wesent
liche Rolle.

Wird zum Ersatz fossiler Roh-
stoffe Biomasse auf entwässerten 
Mooren produziert, ist deren Klima-
wirkung stark von den Emissio-
nen aus dem Moorboden beein-
flusst. So führt Maisanbau auf 
entwässertem Moorboden zur 
Nutzung in der Biogasanlage zu 
achtmal höheren Emissionen wie 
die Verbrennung von Torf (s. Abb.).

Eine nachhaltige und emissions-
arme Landwirtschaft auf Moor
böden ist nur nach Wiederver
nässung möglich und wird als 
Paludikultur bezeichnet. Standort-
angepasste Pflanzen wie Seggen 
oder Schilf wachsen bei hohen 
Wasserständen (Birr et al. 2021). 
Auch sie können energetisch als 
Biogassubstrat oder Brennstoff 
verwertet werden. In der Stadt 
Malchin (Mecklenburg-Vorpommern) 
gibt es seit 2014 ein Heizwerk, 
welches Wärme aus dem Heu 
von lokalen Nasswiesen erzeugt. 
Damit werden pro Jahr 3 500 MWh 
erzeugt und knapp 500 Wohnein-
heiten, zwei Schulen sowie Büro-
gebäude mit Wärme versorgt. 

Die Umstellung auf Paludikultur 
ist für die landwirtschaftlichen Be-
triebe jedoch mit Risiken verbun-
den. Die Erfahrungen mit Paludi-
kultur sind noch begrenzt und 
meist müssen neben einem neuen 
Betriebszweig auch Verwertungs-
linien für die Biomasse etabliert 
werden. Eine gesicherte Biomasse-
abnahme, z. B. für die kommunale 
Wärmeversorgung, kann die Um-
stellungsbereitschaft der Betriebe 
fördern. Die Kommune könnte 
damit die eigene Wärmeversor-
gung auf erneuerbare und regio-
nal erzeugte Rohstoffe umstellen 
und zeitgleich die kommunalen 
Treibhausgasemissionen durch 
Moor-Wiedervernässung senken. 

Werden Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen auf entwässerten Moor-
böden errichtet, ohne eine Wieder-
vernässung zu berücksichtigen, 
ist eine nachträgliche Wiederver-
nässung oft nicht mehr möglich. 
Für die Lebensdauer der PV-An-
lagen werden somit andauernde 
Emissionen aus dem Moorboden 
manifestiert. Im Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) 2023 

wird erstmals auf diese Pro
blematik eingegangen. Ab nun  
dürfen Gebote für das EEG 2023  
nur für Flächen abgegeben wer-
den, die entweder keine ent
wässerten, landwirtschaftlich  
genutzten Moorböden sind oder, 
wenn sie es sind, mit der Errich-
tung der Solaranlage dauerhaft 
wiedervernässt werden. Dahinter 
steht die Idee, eine Win-win-Situ-
ation zu schaffen: Emissionen 
können durch zügige Moorwieder
vernässung reduziert und zeitgleich 
kann die Nutzung von Sonnen-
energie ausgebaut werden. 

Leider fehlen bisher Best-Practice-
Beispiele, die die Machbarkeit und 
Vereinbarkeit von Moor-Klima-
schutz und Moor-PV belegen 
können. Moorböden sind emp-
findlich, z. B. gegenüber hohen 
Bodendrücken. Die Wiederver-
nässung der Moore ist zudem 
auch essenziell zum Schutz der 
moortypischen Biodiversität. Das 
Informationspapier des Greifs-
wald Moor Centrum (2022) be-
schreibt daher erste Eckpunkte 
für die Ausgestaltung von Moor-
PV. Zu den Empfehlungen gehört 
eine Beschränkung von Moor-PV 
auf landwirtschaftlich genutzte, 
degradierte Moorböden außer-
halb von Schutzgebieten, eine 
vorläufige Flächenbegrenzung, bis 
die Umsetzbarkeit belegt werden 
kann, sowie die wissenschaftliche 
Erforschung und Begleitung von 
Modellvorhaben.

Um in Deutschland die Wieder-
vernässungsrate auf die notwen-
digen 50 000 ha / Jahr erhöhen zu 
können, ist eine Vielzahl von An-
reizen und Nutzungsoptionen hilf-
reich. Die Gewinnung von Energie 
aus dem Moor kann eine Anreiz-
komponente zur Wiedervernässung 
darstellen. 

Abbildung: Einzige Alternative: Wiedervernässung
Emissionen in Tonnen CO2 pro Terajoule

Quelle:     Mooratlas 2023 / IPCC
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Welterbe Oberes Mittelrheintal:

Aktives Leerstandsmanagement  
als Instrument der Ortsinnenentwicklung

Lea Rindsfüsser

Der strategische Einbezug von Leerständen bietet Potenzial für eine nachhaltige Ortsinnenentwicklung. 
Im Rahmen der Masterthesis wurde dies in den Gemeinden Osterspai und Kestert im Welterbe Oberes 
Mittelrheintal1 untersucht. Zentrale Erkenntnis ist, dass es der Einbettung eines aktiven Leerstands-
managements in ganzheitliche und interkommunale Entwicklungsstrategien und -Maßnahmen bedarf, 
die neben baulichen Aspekten auch soziale, ökologische, ökonomische und baukulturelle Dimensio-
nen der ländlichen Entwicklung berücksichtigen. Eine begleitende Sensibilisierung durch Bildungs- 
und Öffentlichkeitsarbeit als wesentlicher Bestandteil des aktiven Leerstandsmanagements ist dabei 
essenziell.

Forschungsgegenstand und Relevanz  
der Ortsinnenentwicklung

Wesentliche Fragestellung der Masterthesis war, 
inwiefern Kommunen in der Region Welterbe Oberes 
Mittelrheintal mithilfe eines aktiven Leerstandsmanage-
ments eine nachhaltige Ortsinnenentwicklung vor
antreiben und für die Thematik sensibilisiert werden 
können. Mithilfe eines Mixed-Methods-Designs2 
wurden Leerstände und Potenzialflächen in den 
Orten aufgezeigt und visualisiert.

Untersuchungen zeigen (BSBK 2018; Diringer und 
Fahrenkrug 2019; Henkel 2020; Landesberg 2021; 
Netzwerk Zukunftsorte 2022; UBA 2022; Schauber 
2020; Spehl 2011; STMUV 2021), dass die Nutzung 
von Leerständen wesentlich zum Flächensparen und 
folglich auch zur CO2-Einparung beitragen kann. Die 
Fokussierung auf den Innenbereich von Kommunen 
kann die Zersiedelung von Ortsstrukturen vermindern 
und somit ein erhöhtes Verkehrsaufkommen vermei-
den. Landwirtschaftliche Flächen mit ihren vielfältigen 
Funktionen werden geschützt und auch die Wieder-
nutzung von Gebäuden und Materialien kann einer 
CO2-Reduktion (im Vergleich zum Neubau) dienen. 
Insbesondere mithilfe interkommunaler, aber auch 
lokaler Entwicklungspläne- und Maßnahmenkonzepte, 
der strategischen Aktivierung und Vermarktung leer-
stehender Gebäude sowie einem kontinuierlichen 
Monitoring kann dies gut gelingen. Langfristig stellt 
die konsequente Umsetzung eines aktiven Leerstands-
managements einen wichtigen Schritt zur Erreichung 
der Flächensparziele der Bundesregierung sowie 
der Flächenkreislaufwirtschaft dar. Ferner werden 
die identitätsstiftende Mitte sowie die lokale und  
regionale Baukultur gestärkt.

Problembewusstsein für Leerstand und Poten-
ziale der Innenentwicklung vor Ort schaffen

Die Implementierung eines aktiven Leerstands
managements setzt jedoch eine entsprechende  
Haltung und den Grundsatzbeschluss der Kommunal
politik zur strategischen Flächen- und Innenentwick-
lung voraus. Mithilfe begleitender Sensibilisierung 
durch Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit, welche als 
Querschnittsaufgabe wesentlicher Bestandteil des 
aktiven Leerstandsmanagements ist, können die 
Bevölkerung und kommunale Akteur*innen auf die 
Thematik aufmerksam gemacht und die Vorteile der 
Ortsinnenentwicklung vermittelt werden. Dies kann 
bspw. durch die Politik selbst erfolgen oder durch 
Verwaltungsmitarbeitende des Fachbereichs Orts-
entwicklung, die Diskussionen um die Thematik an
regen können, sodass eine intensive Auseinander-
setzung erfolgt. Dabei ist es wichtig, die Bevölkerung 
stetig zu informieren und mitzunehmen und somit 
das Verantwortungsgefühl der Bürger*innen für ihr 
Dorf zu stärken.

Auch hochschulgebundene Theorie-Praxis-Transfers, 
bei denen (potenzielle) Leerstände und Potenzial-
flächen erfasst und anhand eines entsprechenden 

1	Das Welterbegebiet in Rheinland-Pfalz erstreckt sich über eine Länge von 67 km von Bingen/Rüdesheim im Süden bis nach Koblenz im Norden entlang 
des Rhein-Durchbruchs durch das Rheinische Schiefergebirge.

2	Bestehend aus der Analyse statistischer Daten der Untersuchungsorte sowie leitfadengestützter Experteninterviews, Ortsbegehungen und Kartierungen
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Abb. 28 Leerstands- und Potenzialflächenkataster der Gemeinde Osterspai, eigene Darstellung

Katasters plangrafisch dargestellt werden, können einen 
Beitrag zur Sensibilisierung der kommunalen Akteur*innen 
leisten. Die Bestandsaufnahme (leerstehender) Immobilien 
und ihre Bewertung, z. B. hinsichtlich Denkmalschutz und 
damit einhergehender Restriktionen, sowie die Darstellung 
der Immobilie mit ihren Entwicklungsmöglichkeiten stellen 
wichtige Schritte dar. Denn das Bewusstmachen der tat-
sächlichen Situation und auch die Prognosen der zukünf-
tigen Leerstandsentwicklungen können ein Umdenken in 
Bezug auf weitere Flächenneuausweisungen bewirken 
und das notwendige Problembewusstsein schaffen.

Im Rahmen der Masterthesis wurden daher Leerstände, 
Potenzialflächen (s. Abb. 1) sowie potenzielle Leerstände 
(s. Abb. 2) in den Untersuchungsorten erfasst und exempla-
risch für die Gemeinde Osterspai kartiert, in einer Karte 
visualisiert und somit sichtbar gemacht. So kann ein An-
stoß zur Auseinandersetzung mit Leerstandsentwicklun-
gen gegeben und neue Impulse einer nachhaltigen und 
zukunftsfähigen Ortsentwicklung können gesetzt werden.

Leerstand – Diskrepanzen zwischen  
Wahrnehmung und Realität

In der untersuchten Region hat sich gezeigt, dass sich 
eine Vielzahl kommunaler Akteur*innen noch nicht mit dem 
Leitsatz „Ortsinnenentwicklung statt Außenentwicklung“ 
auseinandergesetzt hat. Auch wenn es vereinzelt  
Bemühungen gibt, Ortskerne zu vitalisieren oder einen 
angemessenen Umgang mit leerstehenden Gebäuden 
zu finden, wird die Notwendigkeit der Ausrichtung auf  
die Ortsinnenentwicklung noch nicht in ausreichendem 
Maße erkannt und es fehlt das Bewusstsein für beste-
hende Leerstände und deren Entwicklungspotenzial.  
Daher kann die Sensibilisierung der kommunalen Ak-
teur*innen und der Bevölkerung als größtes Erfordernis 
angesehen werden. Dies ist insbesondere vor dem 
Hintergrund der Komplexität des Phänomens Leerstand 

der Fall, welches nicht nur für die Eigentümer*innen  
leerstehender Gebäude relevant ist, sondern vor allem 
für eine nachhaltige und zukunftsfähige Entwicklung  
der Kommunen im Welterbe Oberes Mittelrheintal.

Herausforderungen bei der Implementierung  
eines aktiven Leerstandsmanagements

In der Untersuchung wurde deutlich, dass die Implemen-
tierung eines aktiven Leerstandsmanagements mit vieler-
lei Herausforderungen verbunden ist. Selbst wenn sich 
Kommunen für die Thematik öffnen und zu einem ent-
sprechenden Grundsatzbeschluss kommen, kann die 
ehrenamtliche Verwaltungsspitze einer Ortsgemeinde 
in Rheinland-Pfalz dies kaum selbständig und eigen
verantwortlich umsetzen. Zum einen aufgrund der be-
schränkten zeitlichen Kapazitäten der ehrenamtlichen 
Ortsbürgermeister*innen sowie fehlender Professiona
lisierung und zum anderen aufgrund der mangelnden 
finanziellen Ausstattung der Kommunen, häufig in  
Verbindung mit einer hohen Schuldenlast, die jegliche  
„zusätzliche“ Ausgaben einer Überprüfung und Geneh-
migung durch die Kommunalaufsicht unterwirft.

Insbesondere der Aufbau von Managementstrukturen 
kann von den Ortsgemeinden nicht aus eigener Kraft  
geleistet werden, wobei auch die langfristige Umsetzung 
sehr ressourcenintensiv ist. Ein interkommunaler Zusam-
menschluss könnte hier Kräfte bündeln, solche komplexen 
Herausforderungen anzugehen und einer gegenseitigen 
„Kannibalisierung“ im Sinne von „wer hat das größte 
Neubaugebiet“ entgegenwirken. Doch sowohl die politi
sche Initiierung und die Etablierung eines interkommunalen 
Leerstandsmanagements als auch der Aufbau entspre-
chender Managementstrukturen dauern i. d. R. mehrere 
Jahre, sodass von Initiator*innen und Beteiligten ein ge-
wisses Durchhaltevermögen gefordert ist. Darüber hin-
aus wird die sensible Ansprache der Eigentümer*innen 
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Abbildung 1: Leerstands-  
und Potenzialflächenkataster  
der Gemeinde Osterspai
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Abb. 48 Potenzielle Leerstände im Untersuchungsort Osterspai, eigene Darstellung

Die Literaturangaben finden Sie unter: www.asg-goe.de/pdf/LR0123-Literatur-Rindsfüsser.pdf

mit als die größte Herausforderung für den Erfolg eines 
aktiven Leerstandsmanagements von den kommunalen 
Akteur*innen angesehen. Auch Auflagen im Zusammen-
hang mit dem Denkmalschutz stellen hier eine große 
Hürde dar, z. B. bei der Sanierung und Umnutzung leer-
stehender Gebäude oder bei Entkernungsmaßnahmen.

Fazit: Wirksamkeit eines aktiven Leerstands
managements in den Untersuchungsorten

Als isolierter Ansatz ist aktives Leerstandsmanagement 
nicht ausreichend, um den vielfältigen Ursachen der Leer-
standsproblematik im ruralen Raum nachhaltig und dauer-
haft zu begegnen. Vielmehr bedarf es einer Einbettung 
in ganzheitliche und interkommunale Entwicklungsstrate-
gien und -maßnahmen, die neben den baulichen Aspek-
ten auch soziale, ökologische, ökonomische und bau
kulturelle Dimensionen der ländlichen Entwicklung  
berücksichtigen. Durch eine sinnvolle Kombination mit 
Ansätzen der Ortsentwicklung, wie bspw. Maßnahmen 
zur Verbesserung der Mobilität, der Nahversorgung, der 
Bildungs- und Betreuungssituation oder des Vereins- 
und Dorfgemeinschaftslebens kann aktives Leerstands-
management als Instrument der Ortsinnenentwicklung 
seine aktive/aktivierende Wirkung entfalten, wenn es 
„agierend statt reagierend, gestaltend statt verwaltend, 
kreativ und mobilisierend, dialog- und lernbereit“ 
(Schauber 2020) eingesetzt wird. 

Handlungsempfehlungen

Auf Bundes- bzw. Landesebene bedarf es insbeson
dere Fördermittel für nicht-investive Maßnahmen der  
integrierten ländlichen Entwicklung, um Kommunen  
und Regionen die Möglichkeit zu geben, den Fokus von 

projektbezogenen Maßnahmen auf strukturelle und  
strategische Maßnahmen (z. B. aktives Leerstands
management) zu legen. So sollte der Aufbau und  
die langfristige Etablierung von verwaltungsinternen  
Managementstrukturen zum Umgang mit Leerständen 
dauerhaft gefördert werden, um bspw. auch notwendige 
Personalstellen zu schaffen und vielfältigere Handlungs-
spielräume zu eröffnen.

Auf regionaler Ebene bedarf es einer professionellen, 
hauptamtlich besetzten, zentralen Anlaufstelle, die alle 
Belange des aktiven Leerstandsmanagements sowie  
die Umsetzung einer kooperativen und interkommunalen 
Siedlungsflächenentwicklung mit der konsequenten Um-
setzung flächenpolitischer Ziele bündelt und koordiniert. 
Dies kann bspw. in Form eines Zweckverbandes oder  
im Rahmen eines LEADER-Managements umgesetzt 
werden. Einzelne Ortsgemeinden sollen somit entlastet 
und bei der Initiierung, Etablierung und langfristigen  
Umsetzung eines aktiven Leerstandsmanagements  
unterstützt werden. 

Auf kommunaler Ebene bedarf es insbesondere eines 
entsprechenden Problembewusstseins und Perspektiv-
wechsels (durch Sensibilisierung) bei kommunalen Ak-
teur*innen. Dabei sind insbesondere die Priorisierung 
von Umnutzungen innerörtlicher und ortsbildprägender 
Gebäude/Leerstände gegenüber Neubausiedlungen am 
Ortsrand sowie die Fassung eines Grundsatzbeschlusses 
zur Ortsinnenentwicklung vor Außenentwicklung zentral. 
Die intensive Auseinandersetzung mit zukünftigen Leer-
standsentwicklungen und dem Umgang mit Leerständen 
hilft den Gemeinden, diese als Potenzialorte und wichtige 
Ressource für die kommunale Entwicklung zu identifi
zieren und zu verstehen. 

Abbildung 2: Potenzielle Leerstände 
in der Gemeinde Osterspai
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Zukünftige Energiebedarfe  
und wie sie bereitgestellt werden

Katja Purr und Kai Wehnemann

Deutschland hat sich das Ziel gesetzt, bis 2030 die 
Treibhausgase um 65 % gegenüber 1990 zu senken. 
Dies bedeutet konkret, dass im Vergleich zum Jahr 
2021 unser Ausstoß noch um 321 Mio. t CO2-Äq1  
reduziert werden muss. Mit den derzeitig implemen-
tierten politischen Klimaschutzinstrumenten wird  
das Klimaziel 2030 allerdings noch nicht erreicht  
(UBA 2022a; s. Abb.). 

 
Aus Sicht des Umweltbundesamtes kann Deutsch-

land sogar noch ein wenig ambitionierter sein und 
2030 eine Minderung von 70 % erreichen (Purr et al. 
2021a). Um das zu erreichen, müssen die Emissionen 
schnell so weit wie möglich gesenkt und die verbliebe-
nen Restemissionen durch Kohlenstoffentnahme aus 
der Atmosphäre ausgeglichen werden. Restemissio-
nen verbleiben auch langfristig vor allem im Sektor 
Landwirtschaft durch den Methanausstoß der Tier
haltung sowie in einzelnen Industriebranchen, der  
Zement- und Kalkindustrie. Ein Großteil, etwa 80 % 
(UBA 2022b), der Treibhausgasemissionen entstammt 
unserem Energiebedarf. Der Energiewende und der 
Transformation unserer Strom- und Wärmeversorgung, 
der Industrie und des Verkehrs kommt daher eine  
besondere Bedeutung zu. Aber wo stehen wir genau 
in dieser Entwicklung? Wie erreichen wir diese Ziele? 
Was bedeutet dies für einen Ausbau an erneuerbaren 
Energien? Was für Brenn- und Kraftstoffe brauchen 
wir in der Zukunft, wie viel und wo kommen diese her?

Die erneuerbaren Energien deckten im Jahr 2021 
41 % unseres Bruttostromverbrauchs. Im Bereich 
Wärme betrug der Anteil 16,2 % und im Verkehrs-
bereich 6,8 %. 59 GW installierte Leistung bei Photo-
voltaik und 56 GW bei Windenergieanlagen an Land 
sowie 8 GW auf See trugen dazu bei (UBA 2022c).  
Bis 2030 soll ein Anteil von 80 % des Bruttostrom
verbrauchs erreicht werden. Dies bedeutet enorme 
Steigerungen beim Ausbau. Neben Strom benötigen 

wir derzeit aber auch eine große Menge an Brenn- 
und Kraftstoffen, denn unser Stromverbrauch mit  
aktuell 570 TWh beträgt nur 24 % unseres End
energieverbrauches. 

Wie sich der zukünftige Energiebedarf entwickelt, 
hängt von einer Vielzahl von Faktoren ab. Hier helfen 
Szenarien, mögliche Entwicklungen abzuschätzen 
und darauf basierend Empfehlungen für die Politik  
zu geben. Verschiedene Szenarien aus den letzten 
Jahren, die 2045 oder 2050 Treibhausgasneutrali- 
tät darstellen, kommen zu dem Ergebnis, dass die 
(Klima-)Ziele erreicht werden können und der zukünf-
tige Energiebedarf sinken kann. Damit dies gelingt, 
sind drei zentrale Entwicklungen notwendig: Energie-
einsparungen durch Sanierung von Gebäuden,  
Modernisierungen und Effizienzmanagement in Ge-
werbe, Handel, Dienstleistungen und der Industrie, 
der Umstieg auf erneuerbare Energien sowie die  
effiziente Sektorkopplung. Das bedeutet nichts an
deres, als dass die beste Energie jene ist, die gar 
nicht erst verbraucht bzw. benötigt wird. Überall, wo 
es technisch möglich ist, müssen erneuerbare Energien, 
insbesondere erneuerbarer Strom, direkt genutzt  
werden. Und nur dort, wo dies technisch an Grenzen 
stößt, sollten erneuerbare Brennstoffe und Gase zum 
Einsatz kommen. Hierfür kann über die Nutzung von 
erneuerbarem Strom aus Wind und Photovoltaik mit-
tels Wasserstoffelektrolyse grüner Wasserstoff her
gestellt werden. Dieser Wasserstoff kann darüber hin-
aus auch weiter in Synthesen (Power to Gas, Power 
to Liquid) unter hohen Energieverlusten zur Bereit
stellung von synthetischem Methan, Benzin, Diesel, 
Kerosin u. v. m. weiter genutzt werden. Biomasse als 
möglicher Energieträger ist nur begrenzt verfügbar – 
sowohl in Deutschland, aber auch weltweit. Denn  
mit den Zielen für die natürlichen Senken – sowohl in 
Deutschland, der EU als auch weltweit – dem Schutz 
der Landflächen im Ressourcenschutz und dem Erhalt 
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1	www.umweltbundesamt.de/presse/pressemitteilungen/finale-treibhausgasbilanz-2021-emissionen-sanken-um 
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der Biodiversität begrenzt sich das Biomassepotenzial 
im Wesentlichen auf Rest- und Abfallstoffe. Dreh- und 
Angelpunkt einer künftigen Energieversorgung wird 
also der erneuerbare Strom. 

Verfolgen wir den Weg in ein nachhaltiges Energie- und 
Wirtschaftssystem mit effizienter Nutzung von Strom und 
effektiver Sektorkopplung konsequent, können wir un-
seren Energiebedarf stark reduzieren. Dabei wird der 
Strombedarf von heute 570 TWh auf eine Größenord-
nung von 750 TWh steigen (Purr et al. 2021b). Dieser 
wird im Wesentlichen in Deutschland im ländlichen Raum 
gewonnen, gleichwohl es im europäischen Stromnetz-
verbund auch zum Stromaustausch mit unseren Nach
barländern kommt. Für den Ausgleich der fluktuierenden 
Erzeugung werden wir diesen Stromausgleich neben 
Lastmanagement beim Verbrauch und Speichern (Pump-
speicher, Batterien, Wasserstoff) brauchen. Die Erzeu
gungskapazitäten in Deutschland müssen dafür schnell 
und massiv ausgebaut werden. Wir brauchen bis 2030 
die durch die neue Regierung geplanten2 215 GW PV 
und 115 GW Wind an Land sowie 30 GW Wind auf See. 
Damit werden voraussichtlich ca. 630 TWh erneuer-
barer Strom erzeugt (Langfristszenarien 2022). Die 
größte Herausforderung dabei sind momentan die 
langsamen Genehmigungsverfahren. Hier hat der  
Gesetzgeber bereits mit zahlreichen Gesetzen Ver-
besserungen in die Wege geleitet, um den im Erneuer
baren-Energien-Gesetz angestrebten Ausbau auch zu 
erreichen. Vor allem aber fehlen immer noch sowohl 
Flächen (vor allem kurzfristig) sowie Personal in den 
Planungs- und Genehmigungsbehörden. 

Wir werden mehr Strom benötigen, weil wir im Ge-
bäudebereich mehr und mehr mit Strom und Umwelt-
wärme durch den Einsatz von Wärmepumpen heizen 
und nicht mehr mit Öl oder Gas. In Kombination mit 
Sanierungen und Modernisierungen werden wir so 
gleichzeitig insgesamt weniger Energie benötigen  
als heute. Die existierenden Instrumente, wie CO2-
Bepreisung, Förderprogramme für erneuerbare Heiz-
techniken und Sanierungen, verbindlicher Anteil 
erneuerbarer Energien für neue Heizungen, reizen 
diesen Brennstoffwechsel weg vom Gas und Öl be-
reits an. Damit kann der Gasbedarf der Gebäude von 
heute rund 350 TWh3 auf bis zu 240 TWh (Repenning 
et al. 2021) im Jahr 2030 sinken. Bei konsequentem 
Brennstoffwechsel und hohen Energieeinsparungen 
mit weiteren Anreizen und Instrumenten kann der 
Gasbedarf der Gebäude sogar vollständig reduziert 
werden (Purr et al. 2021b). 

Auch in der Industrie werden in den Prozessen deut-
lich weniger Brennstoffe und mehr Strom eingesetzt: 
Dampferzeuger und Prozesswärme werden elektrifi-
ziert. Das Umweltbundesamt zeigt in seiner Studie 
„Wege in eine ressourcenschonende Treibhausgas-
neutralität – RESCUE“ (Purr et al. 2021b), dass die 
Kombination aus Heben der Energieeinsparpotenziale 
und konsequentem Brennstoffwechsel sektorüber
greifend zu einer Reduktion des Gesamtgasbedarfes 
auf 140 TWh führen kann.

Im Verkehr ist die Zukunft ebenfalls (direkt-)elektrisch. 
Batterieelektrische Fahrzeuge ersetzen benzin- und 

Abbildung: Entwicklung der Treibhausgasemissionen und deren Ziele

Quelle: Historische Daten Bundesumweltamt THG-Inventar; Projektion Öko-Institut / Fraunhofer-ISI / IREES

2	Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG 2023): www.gesetze-im-internet.de/eeg_2014  
3	Bilanzen 1990 bis 2020, AG Energiebilanzen e.V.: https://ag-energiebilanzen.de/daten-und-fakten/bilanzen-1990-bis-2020 
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Literatur zu diesem Artikel finden Sie unter: www.asg-goe.de/pdf/LR0123-Literatur-Purr-Wehnemann.pdf

dieselbetriebene Pkw, Lkw und Busse. Wasserstoff 
oder synthetische Kraftstoffe sind hingegen teuer und 
die dafür notwendigen Kapazitäten an erneuerbaren 
Energien fehlen. Um ein effizientes Gesamtsystem zu 
erreichen, sollten diese „Alternativen Kraftstoffe“ nur 
dann eingesetzt werden, wenn batterieelektrische 
Fahrzeuge keine Option darstellen oder für die mög-
lichst kleiner werdende Bestandsflotte, also z. B. im 
Schwerlast-, Schiffs- und Flugverkehr. 

Werden die Maßnahmen konsequent umgesetzt,  
hat das gerade mit Blick auf die aktuellen Herausfor-
derungen der Energiesicherheit entscheidenden Ein-
fluss: Die gesamte Energieimportabhängigkeit kann 
so von heute rund 70 % bis auf knapp 50 % gesenkt 
(Purr et al. 2021b) werden, wobei Deutschland auch 
in Zukunft ein Energieimporteur-Land bleibt. Die Im-
porte werden, wie heute, Brenn- und Kraftstoffe sein, 
aber in Form von Wasserstoff, Methan sowie flüssigen 
Kraftstoffen, hergestellten aus erneuerbarem Strom. 
Da unsere günstigen und konkurrenzfähigen Stand-
orte für erneuerbare Stromerzeugung begrenzt sind 

und bereits die direkte Stromversorgung einen enor-
men Ausbau in Deutschland erfordert, werden diese 
Brenn- und Kraftstoffe an kostengünstigen sonnen- und 
windreichen Regionen der Welt hergestellt. Neben  
unserer nationalen Stromversorgung brauchen wir  
dafür im Ausland in etwa noch einmal die gleiche  
Größenordnung erneuerbaren Strom, etwa 800 TWh 
(Purr et al. 2021b). 

Was bedeutet dies nun? Mit Energieeinsparungen, 
Effizienz und neuen Techniken können wir unseren 
Energiebedarf deutlich senken, ihn in großen Teilen in 
Deutschland decken und damit Unabhängigkeit von 
globalen Krisen gewinnen. Der Strombedarf wird von 
heute rund 570 TWh deutlich steigen in Größenord-
nungen von 750 TWh (Purr et al. 2021b) – 1 200 TWh 
(Langfristszenarien 2022) und durch heimische Quellen 
gedeckt werden. Brenn- und Kraftstoffe werden in Form 
von strombasiertem Wasserstoff, Methan, Benzin  
und Kerosin weiter importiert. Hier wird der Bedarf 
hingegen von heute 700 auf etwa 400 TWh deutlich 
sinken.  

Photovoltaik auf Agrarflächen –  
für eine schnelle Energiewende

Folkhard Isermeyer

Deutschland hat genügend Fläche, um sich komplett mit regenerativer Energie zu versorgen. Für eine 
schnelle Energiewende ist die Kombination von Windenergie und Freiflächen-Photovoltaik optimal.  
Die Versorgungssicherheit mit Lebensmitteln wird dadurch nicht gefährdet. Allerdings sollten die  
Expansionskonzepte für die Freiflächen-PV reversibel gestaltet werden.1

1	Der Text geht zurück auf einen Vortrag des Verfassers am 8. November 2022 beim Strategischen Forum „Landnutzung im Wandel“ der DAFA:  
www.dafa.de/veranstaltungen/strategisches-forum-2022. Die Langfassung dieses hier leicht gekürzt abgedruckten Beitrags ist auf der  
Thünen-Webseite im Themenfeld „Langfristige Politikkonzepte“ zu finden: www.thuenen.de/de/themenfelder/langfristige-politikkonzepte.

Geht es um die Energieversorgung, 
hält sich hartnäckig die These, eine 
Selbstversorgung mit Energie sei für 
Deutschland unerreichbar. Daher 

müsse unser Land im postfossi-
len Zeitalter einen erheblichen  
Teil des Solar- und Windstroms 
importieren.

Diese These ist inzwischen 
überholt. Insbesondere die  
enormen technischen Fort- 
schritte bei Photovoltaikanlagen 
eröffnen Deutschland innerhalb 
der nächsten zwei bis drei Jahr-
zehnte die Möglichkeit, sich  
komplett mit regenerativer  
Energie selbst zu versorgen. 

„Weiter wie bisher“  
führt nicht zum Ziel 

In der Abbildung 1 ist dargestellt, 
wie sich der Energieverbrauch in 
den drei großen Segmenten wäh-
rend der vergangenen 30 Jahre 
entwickelt hat und welche Anteile 
dabei die erneuerbaren Energien 
erreicht haben (BMWK 2022).  
Auf den ersten Blick wird klar: 
Wenn wir weitermachen wie  
bisher, werden wir bis zur Mitte 
des Jahrhunderts die angestrebte  
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Klimaneutralität der Volkswirt-
schaft nicht ansatzweise errei-
chen – und auch nicht unab
hängig von Energieimporten  
sein. 

Es gibt jedoch die Möglichkeit, 
den sprichwörtlichen Schalter 
umzulegen. Wesentliche Impulse 
gibt die Elektrifizierung der Seg-
mente Wärme/Kälte und Verkehr. 
Mit Hilfe der Wärmepumpen können 
aus 1 kWh Strom unter Praxis
bedingungen 2,6 – 3,1 kWh  
Wärme generiert werden, wenn 
die Umgebungswärme genutzt 
wird (Bergmann und Erhorn 2017; 
Günther et al. 2020). Der Verkehrs-
bereich lässt sich zumindest im 
Pkw-Bereich ebenfalls effizienter 
gestalten: Elektromotoren ver-
wandeln deutlich mehr der ein
gesetzten Energie in Bewegung, 
während bei Verbrennungsmoto-
ren ein Großteil der zugeführten 
Energie als nutzlose Wärme  
entweicht. 

Diese Transformationen werden 
erhebliche Effizienzgewinne brin-
gen. Gleichzeitig fokussiert die 
Energieversorgung immer mehr 
auf Elektrizität. Der Strombedarf 
steigt stark an. 

Wasserstoff oder Methan 
statt Strom? 

Entscheidend ist, dass die  
wesentliche Quelle für Wasser-
stoff und Methan im postfossilen, 
klimaneutralen Zeitalter ebenfalls 
regenerativ erzeugter Strom sein 
wird. Je stärker der „Umweg“ 
über grünen Wasserstoff be
schritten wird, desto größer wird 
der Strombedarf insgesamt, denn 
jeder Umwandlungsschritt verur-
sacht z. T. erhebliche Energie-
verluste. 

Wie viel Strom im Endeffekt  
benötigt wird hängt von vielen  
Annahmen ab; die Ergebnisse 
der hierzu veröffentlichten Ab-
schätzungen bis zur Mitte des 

Jahrhunderts spannen einen gro-
ßen Unsicherheitsbereich auf, der 
von rund 580 TWh/Jahr (Purr et  
al. 2019; Prognos et al. 2020) am 
unteren Ende bis zu 2 400 TWh /
Jahr (Fraunhofer IEE 2019) am 
oberen Ende reicht. Die am unte-
ren Ende liegenden Projektionen 
gehen nur von einer partiellen 
Elektrifizierung der Energiewirt-
schaft aus und beinhalten weiter-
hin den Import von Energieträgern. 

Da die nachfolgenden Berech-
nungen für das (Extrem-)Szenario 
einer kompletten Selbstversorgung 
Deutschlands angestellt werden, 
unterstellen wir hier konservativ  
einen Strombedarf von 2 000 TWh /
Jahr. 

Woher soll der Strom  
kommen? 

Solar- und Windenergie sind nicht 
zuletzt aufgrund der großen techni-
schen Fortschritte die mit Abstand 
aussichtsreichsten Kandidaten für 

Abbildung 1: Entwicklung des Energieverbrauchs für Wärme/Kälte, Strom und Verkehr in den letzten 30 Jahren 

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis der Energiestatistik des BMWK
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eine autarke Stromversorgung. 
Nach Berechnungen des Fraun-
hofer-Instituts für Solare Energie-
systeme (ISE) (Kost et al. 2021) 
liefern Freiflächen-Photovoltaik 
(PV) und Windenergie den 
kostengünstigsten Strom 

(s. Abb. 2). Die in der Abbildung 
dargestellten Kostenwerte spie-
geln die 2021er Preisverhältnisse 
wieder, beinhalten also noch  
nicht die besonderen Preis- und 
Zinssteigerungen des Jahres 
2022.

Im Vergleich zur Energieerzeu-
gung aus biogenen Quellen (Holz 
aus nachhaltiger Waldwirtschaft, 
Energiepflanzen auf Ackerland) 
liegt der Vorteil der Solar- und 
Windenergie nicht nur in den nied
rigeren Kosten, sondern auch in 
den wesentlich höheren Flächen-
erträgen. Hier gelten folgende 
Größenordnungen: 

●● Bioenergie: 10 – 60 MWh / ha2 

●● Freiflächen-PV: 1 000 MWh / ha3  

●● Windenergie: 20 000 MWh / ha4  

Was passiert, wenn keine 
Sonne scheint und kein  
Wind weht? 

Die große Herausforderung einer 
Energiewende, die primär auf 
Wind- und Solarenergie fußt, ist 
die Energiespeicherung (Wirth 
2022; dena 2020; Agora Energie-
wende 2014; Wirth et al. 2021). 

Für den Ausgleich von Über- und 
Unterversorgungen im Jahresverlauf 
ist es prinzipiell günstig, wenn Wind- 
und Solarenergie ungefähr im 
Gleichschritt ausgebaut werden. 
Beide Saisonkurven ergänzen sich 
gut (s. Abb. 3) (Fraunhofer ISE 2022). 
Dennoch muss das Versorgungs-
system in die Lage versetzt werden, 
im Winterhalbjahr mehrwöchige 
windstille Phasen auszugleichen 
(sog. „Dunkelflaute“). Hierfür muss 
eine Infrastruktur geschaffen wer-
den, die (a) überschüssige Strom-
mengen mit Elektrolyseuren in 
Wasserstoff umwandelt, (b) die-
sen Wasserstoff in Kavernen  
speichert und (c) den Wasserstoff 
in Defizitzeiten „rückverstromt“.   

Für den Ausgleich der Über- und 
Unterversorgungen im Tagesver-
lauf gilt es ebenfalls, technische 

Abbildung 2: Stromgestehungskosten 2021

Quelle: Fraunhofer ISE

2	Hierzu wurden Berechnungen auf Basis der Kalkulationsdaten der Bayerischen Landesanstalt für Landwirtschaft LfL (2022), auf Basis der Faustzahlen 
der Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe (2022a) sowie auf Basis der Ertragstafeln wichtiger Baumarten (Schober 1987) durchgeführt. Die Brutto
erträge erreichen nur in Ausnahmefällen 60 MWh / ha, meist liegen sie unter 50 MWh / ha. Zu den Nettoerträgen der Bioenergie wird auf das Gutachten 
des Wissenschaftlichen Beirats Agrarpolitik (2007) verwiesen, dessen Kalkulationen überwiegend Werte zwischen 10 und 40 MWh / ha ergeben haben. 

3	Ertragsdaten für Süddeutschland (Wirth 2022; Südwerk 2022).
4	Hierzu führte eine Internet-Recherche zu der zusammenfassenden Einschätzung, dass eine moderne Windenergieanlage (4 MW) ca. 0,33 ha Fläche 

benötigt (Grundfläche, Kran-Stellplatz) und je nach Standort zwischen 6 000 und 10 000 MWh / Jahr erzeugt.

Abbildung 3: Wind- und Solarstromerzeugung im Jahr 2021 

Quelle: Fraunhofer ISE
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und organisatorische Lösungen 
zu schaffen. Es wird erwartet, 
dass hierfür PV-Heim- und Batte-
riegroßspeicher in der Größen-
ordnung von 100 bzw. 60 GW  
benötigt werden (50 Hertz et al. 
2022). Darüber hinaus ist hier  
der überregionale (europäische) 
Netzverbund sowie der Aufbau 
eines intelligenten Lastmanage-
ments unter Einbeziehung der 
Wetterprognosen von Bedeutung. 
In der Energiewelt von Morgen 
werden Menschen und Endgeräte 
(Ladesäulen, Waschmaschinen 
usw.) permanent Preissignale er-
halten, die ihnen im Kurzfristtakt 
zeigen, wann sie günstigen Strom 
verbrauchen können oder teuren 
Strom besser nicht verbrauchen 
sollten. Viele Millionen Menschen 
und Geräte tragen dann flexibel 
und kostengünstig dazu bei, dass 
die Nachfrage mit dem Angebot 
in Deckung gebracht wird, ohne 
die relativ teure Rückverstromung 
in Anspruch nehmen zu müssen. 

Die Schaffung der erforderlichen 
Infrastrukturen wird zwei bis drei 
Jahrzehnte in Anspruch nehmen. 
Der Ausbau der Solar- und Wind-
energie muss aber nicht auf diese 
Infrastruktur warten. Vielmehr kann 
und muss dieser Ausbau parallel 
erfolgen, damit die Energiewende 
zur Mitte des Jahrhunderts voll
zogen ist. 

Wie viel Fläche wird für  
die Selbstversorgung  
mit Energie benötigt? 

Wenn Wind- und Solarenergie 
im Gleichschritt ausgebaut wer-
den, müsste in der langfristigen 
Perspektive jede dieser beiden 
Quellen max. 1 000 TWh / Jahr  
liefern. 

Für die Windenergie veran-
schaulichen folgende Über-
schlagsrechnungen den daraus 
resultierenden Flächenbedarf: 
Zwei Drittel der Windenergie  

werden voraussichtlich an Land 
erzeugt werden, ein Drittel off-
shore. Je Windenergieanlage an 
Land wird etwa ein Drittel Hektar 
versiegelt und (nach Repowering 
der Altanlagen) 6 000 bis 10 000 
MWh / Jahr geerntet werden. Ins-
gesamt werden dann rund 70 000 
bis 100 000 Anlagen benötigt.  
Der Flächenbedarf dafür liegt  
bei 20 000 bis 30 000 ha. Bei  
geschätzten 25 000 bis 35 000 
Dörfern in Deutschland (Stein
führer 2021) und einer ange
nommenen Gleichverteilung der 
Windenergieanlagen über ganz 
Deutschland ergäbe sich eine An-
lagendichte von zwei bis drei pro 
Dorf und vier Quadratkilometern 
pro Anlage. 

Für die Photovoltaik gehen  
wir zunächst in einem Extrem-
szenario davon aus, die Komplett-
erzeugung von 1 000 TWh / Jahr 
erfolge als Freiflächen-PV auf 
bisherigen Agrarflächen. Für  
dieses Szenario errechnet sich 
bei einem Flächenertrag von 
1 000 MWh / ha ein Flächenbedarf 
von 1 Mio. ha. In der Realität ist 
jedoch davon auszugehen, dass 
auch schon in der näheren Zu-
kunft ein erheblicher Teil des  
PV-Stroms auf bereits versiegel-
ten Flächen (Dächer, Parkplätze, 
etc.) erzeugt und somit viel weni-
ger Agrarfläche benötigt wird. 
Schätzungen anhand aktueller 
politischer Ziele sowie verschie-
dener Energieszenarien kommen 
für das Jahr 2040 zu einer wahr-
scheinlichen Flächeninanspruch-
nahme von 280 000 ha (Böhm 
und Tietz 2022). 

Gefährdet Freiflächen-PV  
unsere Lebensmittel
versorgung? 

Gegenwärtig werden in 
Deutschland 2,3 Mio. ha für  
den Anbau von Energiepflanzen 
eingesetzt (FNR 2022b). Bei der 
Herstellung von Biodiesel und 

Bioethanol fallen auch Neben
produkte für die Tierfütterung  
an, sodass der „Netto-Flächen
einsatz“ für die Bioenergie knapp 
unter 2 Mio. ha liegt. Diese Fläche 
wird im Szenario Solar / Wind 
nicht mehr benötigt. Die schritt-
weise Umstellung von der Energie
pflanzenerzeugung auf die Photo-
voltaik wird also die Lebensmittel-
versorgung nicht verschlechtern, 
sondern im Gegenteil deutlich 
verbessern. 

Das bedeutet aber keineswegs, 
dass wir uns auf eine entspannte 
Zukunft ohne Flächenkonkurrenz 
zubewegen. Andere Flächen-
ansprüche wachsen. Die chemi-
sche Industrie Deutschlands setzt 
gegenwärtig ca. 18 Mio. t fossile 
Rohstoffe und nur knapp 3 Mio. t 
nachwachsende Rohstoffe ein 
(Verband Chemische Industrie 
2019). Im postfossilen Zeitalter 
wird ein Großteil der Kohlenstoff-
träger für die organische Chemie 
aus der Land- und Forstwirtschaft 
gewonnen werden. Je nach Roh-
stoff-Mix können hierfür bis zu 
5 Mio. ha erforderlich werden. 
Weiterer Flächenbedarf entsteht 
dadurch, dass wir zusätzliche 
Flächen für die Erreichung von 
Klimaschutz- und Biodiversitäts-
zielen benötigen. Außerdem  
kommen der Landwirtschaft 
durch Flächenumwidmung in  
jedem Jahr ungefähr 40 000 ha 
abhanden (Statistisches Bundes-
amt 2022). Somit gibt es viele 
Gründe, künftig sehr sorgsam  
mit der knappen Agrarfläche  
umzugehen. 

Der größte Hebel liegt dabei in 
der Verringerung der Tierhaltung. 
Aktuell werden 60 % der landwirt-
schaftlichen Nutzfläche für die 
Futtermittelproduktion eingesetzt. 
Bei der Erzeugung von Fleisch wird 
viel Energie vernichtet: Wenn wir 
Fleisch essen, liegt der Energie-
ertrag je Hektar in der Größen-
ordnung von 3 – 6 MWh / ha, bei 
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einer pflanzlichen Ernährung 
(z. B. Weizen / Soja) hingegen bei 
rund 20 MWh / ha (s. o., Berech-
nungen auf Basis der LfL-Daten). 
Daher spricht vieles dafür, die 
Tierhaltung verstärkt auf die  
Verwertung von Dauergrünland 
auszurichten, das Ackerland stär-
ker für die Erzeugung pflanzlicher 
Nahrungsmittel für den Menschen 
zu nutzen und den Fleischkonsum 
zu reduzieren. Die Politik könnte 
dies, wie schon oft gefordert, 
durch eine Mehrwertsteuerreform 
unterstützen, indem der Steuersatz 
für pflanzliche Lebensmittel auf 
null abgesenkt und der Steuer-
satz auf tierische Lebensmittel 
auf 19 % angehoben wird. 

Kann die Energiewende 
auch ohne Freiflächen-PV 
gelingen? 

Die Kombination Solar / Wind  
ist nicht zwingend darauf ange-
wiesen, dass heimische Agrar-
flächen für Freiflächen-PV  
genutzt werden.

Innerhalb Deutschlands be- 
stehen zahlreiche Möglichkeiten, 
PV-Anlagen in den Bereich  
Siedlung/Verkehr zu integrieren 
(Dachflächen, Fassaden, Park-
plätze usw.). Auf diese Weise 
kann langfristig ein Potenzial  
von mehr als 1 000 TWh  / Jahr  
erschlossen werden (Wirth 2022). 
Allerdings sind viele Anpassungs-
maßnahmen derzeit noch relativ 
teuer. Teilweise werden sie auch 
durch das Planungsrecht behin-
dert. Im Laufe der nächsten Jahre 
und Jahrzehnte wird sich dieses 
Potenzial aber immer besser er-
schließen lassen. 

Als zweite Alternative bietet  
sich Agri-PV an, also die Inte
gration von PV-Anlagen in land-
wirtschaftliche Produktions
systeme. Der Charme dieser  
Option besteht darin, dass auf 
den landwirtschaftlichen Flächen 

weiterhin Nahrungsmittel erzeugt 
werden. Auch wenn sich das  
Ertragsniveau etwas verringert, 
wird dennoch eine Art doppelte 
Dividende erzielt. Diesen Vor
teilen stehen allerdings oft auch 
erhebliche Mehrkosten gegen-
über. Da sich die meisten Kon-
zepte derzeit noch im Versuchs-
stadium befinden, ist eine schnelle 
Breitenwirkung einstweilen nicht 
in Sicht – es sei denn, sie werden 
durch die EEG-Förderung künst-
lich in die Wettbewerbsfähigkeit 
gehoben. 

Als dritte Alternative kann ein 
Import von Solar- bzw. Windstrom 
aus sonnen- bzw. windreicheren 
Erdteilen als Stromimport (via 
Hochspannungsgleichstrom-
Übertragung) oder als stofflicher 
Import von gasförmigen oder  
flüssigen Energieträgern (via 
Schiff oder Pipeline) erfolgen.  
In den nächsten zwei Jahrzehn-
ten ist aber kaum mit einem  
nennenswerten Stromimport zu 
rechnen, allein schon, weil die  
Erzeugungsländer einen Groß- 
teil der regenerativ erzeugten 
Energie zunächst für die Deckung 
des eigenen Bedarfs beanspru-
chen werden. 

Schlussfolgerung: In der fer
neren Zukunft wird Deutschland 
auch ohne Freiflächen-PV aus
reichend regenerative Energie  
erzeugen können. Wenn unsere 
Gesellschaft jedoch eine schnelle 
und kostengünstige Energie-
wende erreichen möchte, ist 
Freiflächen-PV hierfür die best
geeignete Option. 

Wie stark kann Bioenergie die 
Energiewende unterstützen? 

Bisher wird der überwiegende 
Anteil erneuerbarer Energien 
durch Bioenergie bereitgestellt 
(s. Abb. 1), vor allem durch die 
drei Komponenten (a) Holzver-
brennung, (b) Biogas auf Basis 

von Mais und (c) Biodiesel auf 
Basis von Raps. 

Wenn Deutschland zur Mitte des 
Jahrhunderts klimaneutral sein 
und sich überwiegend selbst mit 
Energie und Lebensmitteln ver-
sorgen will, so ist dieses Ziel mit 
der Bioenergie nicht zu erreichen. 
Unsere landwirtschaftliche Nutz-
fläche wird in der zweiten Hälfte 
des Jahrhunderts voraussichtlich 
nur noch bei 15 Mio ha liegen. 
Für die Produktion von 1 000 
TWh / Jahr wären aber mehr als 
20 Mio. ha Bioenergie-Fläche  
erforderlich. Dann wäre an eine 
Eigenversorgung mit Nahrungs-
mitteln oder eine Ökologisierung 
der Agrarproduktion nicht mehr 
zu denken. 

Insofern ist es sinnvoll, bei den 
strategischen Planungen jetzt 
konsequent auf Wind und Solar 
zu setzen. Jene Fläche, die der-
zeit für den Anbau für Energie-
pflanzen genutzt wird, kann dann 
schrittweise für andere Nutzungen 
freigesetzt werden. 

Wenn in der längerfristigen  
Perspektive der Anbau von  
Energiepflanzen beendet wird, 
bedeutet das keineswegs das 
Ende der Bioenergie. In der 
Land-, Ernährungs-, Forst- und 
Holzwirtschaft fallen viele Rest- 
und Abfallstoffe an, die ener
getisch genutzt werden können.  
In welchem Umfang das dann er-
folgt, hängt von der Ökoeffizienz 
der verschiedenen Nutzungs
ketten ab und wird sich letztlich 
im Wettbewerb entscheiden.  

Die Empfehlung, langfristig auch 
aus der Holzverbrennung auszu-
steigen, ist klimapolitisch begrün-
det. Wenn wir hiebreife Bäume 
nicht ernten, sondern im Wald 
stehen lassen, speichern sie dort 
zunächst weiterhin Kohlenstoff. 
Der Wald wächst dann aber sei-
nem Klimaxstadium entgegen 
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und kann, nachdem er dieses er-
reicht hat, keinen zusätzlichen 
Kohlenstoff mehr einbinden. Für 
den Klimaschutz ist es deshalb 
sinnvoller, wenn wir die Bäume 
ernten, das Holz im Bausektor 
nutzen und es dauerhaft trocken 
lagern, z. B. in Bergwerken. So-
lange wir das Holz nicht verbren-
nen oder vermodern lassen, kön-
nen wir die Kohlenstoffspeiche-
rung immer weiter steigern. Dann 
wirkt der genutzte Wald wie ein 
„Luftfilter“, mit dem wir das CO2, 
welches wir durch Verbrennung 
fossiler Brennstoffe in der Ver-
gangenheit freigesetzt haben,  
in kommenden Jahrhunderten 
wieder einfangen können. 

Fazit und Ausblick 

Aus der Analyse lässt sich  
folgendes Fazit ableiten: 

●● Wenn wir bei der Energiewende 
konsequent auf Wind- und  
Solarenergie setzen, haben wir 
ausreichende Möglichkeiten, 
um langfristig den gesamten 
Energiebedarf Deutschlands 
vollständig aus inländischer  
Erzeugung zu decken. 

●● Für eine schnelle und kosten-
günstige Energiewende bietet 
es sich an, in den nächsten 
Jahren zusätzlich zur Wind-
energie eine kraftvolle Expan-
sion der Freiflächen-PV zuzu-
lassen und zu fördern. Dieser 
Prozess sollte aber reversibel 
gestaltet werden, da im Laufe 
der Zeit andere PV-Konzepte 
den Vorzug erhalten können. 

●● Die Versorgungssicherheit mit 
Lebensmitteln wird durch die 
Ausdehnung der Freiflächen-
PV nicht gefährdet. Im Gegen-
teil: Der schrittweise Ersatz 
von Bio- durch Solarenergie 

führt dazu, dass insgesamt  
viel mehr regenerative Energie 
erzeugt werden kann, hierfür 
aber weniger Fläche benötigt 
wird als bisher. 

Unter den derzeitigen Preis
verhältnissen, die allerdings  
massiv von den Folgen der russi-
schen Aggressionspolitik geprägt 
sind, ist die Expansion der Wind- 
und Solarenergie hochgradig  
rentabel. Solange sich die Preise 
nicht grundlegend ändern, würde 
sich also die Expansion Schritt  
für Schritt von selbst vollziehen, 
ohne dass es – zumindest für  
diesen Teil der Energiewende – 
einer staatlichen Förderung  
bedürfte. 

Aus der Perspektive von Energie
erzeugern ist der Ausblick jedoch 
deutlich verhaltener: Die Preis-
verhältnisse an den internatio-
nalen Märkten können sich ab-
rupt ändern, Lieferketten unter-
brochen werden, Genehmigungs-
verfahren unternehmerische 
Initiativen ausbremsen, veränder-
te energie- und klimapolitische  
Vorgaben Geschäftsmodelle  
unrentabel werden lassen. Hinzu 
kommt, dass sich insbesondere 
in den kleinstrukturierten Agrar
regionen Widerstand unter den 
Landwirt*innen regt. Viele von ih-
nen haben die Sorge, dass einige 
Investoren und Grundeigentümer 
den wirtschaftlichen Ertrag des 
PV-Booms unter sich aufteilen, 
während die meisten Landwirt*in-
nen in der Region leer ausgehen 
und allmählich ihre Produktions-
grundlage verlieren. Aus ihrer 
Sicht gibt es keinen transparen-
ten Dialog über den Ausbau der 
regenerativen Energien in ihrer 
Region, und sie vermissen Ge-
schäftsmodelle, mit denen sie 
von den Erträgen der Energie-

wende profitieren können. Diese 
vielfältigen Unsicherheiten stehen 
einer schwungvollen Energie-
wende im Wege. Aufgabe der 
Politik ist es deshalb, der ge-
wünschten Transformation eine 
klare Orientierung zu geben und 
den Rechts- und Förderrahmen 
zu optimieren. 

Von überragender Bedeutung 
für die gesamte Energiewende 
sind zwei Aufgaben, die auf Bun-
desebene in die Zuständigkeit 
des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Klimaschutz (BMWK) 
fallen: 

●● schneller Aufbau einer leis-
tungsfähigen Industrie zur  
Herstellung von Solaranlagen 
(nicht notwendigerweise in 
Deutschland, aber zur Siche-
rung der Energie-Souveränität 
überwiegend in der EU), 

●● schneller Ausbau der Netz- 
und Speicherinfrastruktur  
(in Deutschland). 

Darüber hinaus gibt es aber 
auch wichtige Aufgaben an der 
Schnittstelle von Landnutzungs- 
und Energiepolitik, die eine ziel-
gerichtete Zusammenarbeit der 
Bundesministerien für Landwirt-
schaft, für Umwelt, für Wirtschaft 
und Klimaschutz untereinander 
sowie mit den Bundesländern  
erfordern. Das ist bspw. eine  
Verständigung über den ange-
strebten Ausbaupfad für die  
Freiflächen-PV sowie die räum
liche Verteilung, die Weiterent-
wicklung des Strommarktdesigns 
und der Genehmigungsverfahren 
sowie die Verständigung über 
Zeitpfade und Konzepte für den 
schrittweisen Ausstieg aus dem 
Energiepflanzenanbau und der 
Holzverbrennung. 

Literatur zu diesem Artikel finden Sie unter: www.asg-goe.de/pdf/LR0123-Literatur-Isermeyer.pdf
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Wertschöpfung durch erneuerbare Energien  
als Zukunftschance 

Axel Bernatzki

„Das Geld des Dorfes dem Dorfe.“ Diese Maxime Friedrich Wilhelm Raiffeisens, Mitte des 19. Jahrhunderts 
Begründer des Genossenschaftswesens, hat an Bedeutung nichts eingebüßt. Denn dass insbesondere 
im ländlichen Raum erneuerbare Energien zur regionalen Wertschöpfung beitragen, hat bspw. der Rhein-
Hunsrück-Kreis unter der Ägide von Ex-Landrat Bertram Fleck eindrücklich vorgeführt. Und mit Hilfe  
eines aktuellen Werkzeugs, des Online-Wertschöpfungsrechners der Energieagentur Rheinland-Pfalz, 
wurde dies jüngst erneut bestätigt: im Rahmen einer Masterarbeit, die am Geographischen Institut der 
Ruhr-Universität Bochum in Zusammenarbeit mit der Energieagentur Rheinland-Pfalz entstanden ist.

Die Energiekrise infolge des russischen Krieges gegen 
die Ukraine hat deutlich gemacht, welche Gefahren mit 
der Abhängigkeit von Energieimporten für die Bundes-
republik verbunden sind. Nur über den beschleunigten 
Ausbau der erneuerbaren Energien lässt sich eine grö-
ßere Unabhängigkeit im Einklang mit dem Klimaschutz 
erreichen. Zur Verfügung stehen derzeit vor allem Wind-
kraft und Photovoltaik. Neben dem Abbau von Abhängig
keiten gegenüber Drittstaaten trüge ein solcher Ausbau 
der Erneuerbaren dazu bei, dass Wertschöpfung dort 
stattfindet, wo erneuerbare Energien großflächig installiert 
werden: hierzulande, vor allem im ländlichen Raum. 

Mit düsteren Zukunftsprognosen werden die Kommunen 
abseits von Ballungsräumen und Mittelzentren seit Jahren 
konfrontiert: demografischer Wandel, Schuldenbremse 
oder ganz allgemein das Sicherstellen der Grundversor
gung sind Herausforderungen gerade für Landgemeinden. 
Für das Schaffen zukunftstauglicher Infrastruktur vor Ort 
braucht es vor allem Geld, ein solides Finanzpolster. Neue 
Quellen für regionale Wertschöpfungseffekte gewinnen so 
zusätzlich an Bedeutung. In einer dezentralen Energie-
wende liegt deshalb eine reale Zukunftschance. 

Kommunale Handlungsmöglichkeiten 
in der Energiewende

Eine Auseinandersetzung mit dem Thema „Energie“ 
und den Chancen der Energiewende ist für Kommunen 
in vielerlei Hinsicht relevant: Sie sind größter öffent-
licher Eigentümer von Gebäuden, die Energiekosten 
stellen deutschlandweit den viertgrößten Kostenfaktor 

im kommunalen Haushalt dar, sie sind verantwortlich 
für Bauleitplanung und Kommunalentwicklung. Durch 
die Vergabe von Konzessionsverträgen sowie als 
Bau- und Genehmigungsbehörde haben Kommunen 
erheblichen Einfluss auf private Investoren und die 
Entwicklung der Energiewende vor Ort. 

Hierbei spielen unterschiedliche Ausgangsbedingungen 
eine Rolle, aber auch das Interesse und Engagement 
der Kommunen selbst. Handlungsmöglichkeiten lassen 
sich in jeder Kommune finden. Welche geeignet sind, 
ergibt sich aus den Rahmenbedingungen, insbesondere 
dem Potenzial und Bedarf vor Ort. Zu den wesentlichen 
direkten Einflussbereichen und Handlungsmöglichkeiten 
der Kommunen vor Ort zählen:

●● Gezieltes Flächenmanagement und Bereitstellung 
kommunaler Flächen für EE-Anlagen, 

●● Einsatz der kommunalen Planungsinstrumente  
zur Flächensicherung für erneuerbare Energien  
sowie zur klimafreundlichen Bauleitplanung,

●● Umsetzung bzw. Beteiligung an EE-Anlagen  
und somit regenerative Energieerzeugung und  
Vermarktung – strom- wie wärmeseitig, 

●● klimafreundliche Mobilitätskonzepte, 

●● Maßnahmen zur klimafreundlichen Schließung  
lokaler / regionaler Stoffströme.

Maßnahmen innerhalb der Verwaltung  
sind insbesondere: 

●● Energie- und Klimaschutzmanagement, 

●● Maßnahmen zum klimafreundlichen Nutzerver
halten sowie zu klimafreundlicher Beschaffung, 

●● Energieeinspar- und Effizienzmaßnahmen in  
eigenen Liegenschaften und Infrastrukturen,

●● Einsatz erneuerbarer Energien in eigenen  
Liegenschaften, 

●● Umstellung des eigenen Fuhrparks auf klima
freundliche Fahrzeuge. 

Axel Bernatzki 

Referent Kommunikation | Stv. Pressesprecher, 
Energieagentur Rheinland-Pfalz GmbH,  
Regionalbüro Simmern

axel.bernatzki@energieagentur.rlp.de 
www.energieagentur.rlp.deFo
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Bei Planung und Durchführung der Maßnahmen kön-
nen im unterschiedlichen Maße Wertschöpfung sowie 
weitere Nutzeneffekte vor Ort ausgelöst werden.

Masterarbeit benennt Potenziale

Zusätzliche Belege für den hohen Nutzen von Energie-
wende und Klimaschutzaktivitäten für Kommunen liefert 
nun auch die eingangs erwähnte Masterarbeit. Ihr Autor 
André Sigge untersucht darin das Wertschöpfungs
potenzial von Windparks und Freiflächen-Photovoltaik-
anlagen in den drei eher ländlich geprägten rheinland-
pfälzischen Landkreisen Altenkirchen, Kusel und Rhein-
Hunsrück-Kreis. Ein weiteres Ziel der Arbeit ist es, 
„Handlungsansätze zur Verknüpfung von erneuerbaren 
Energien mit dem Themenfeld Daseinsvorsorge“ zu 
identifizieren.

Im Ergebnis fallen für den Betrachtungszeitraum 
2019 bis 2030 kontinuierlich Wertschöpfungseffekte 
an. Ein Beispiel: Im Landkreis Altenkirchen können im 
Betrachtungsjahr 2030 Wertschöpfungseffekte in der 
Höhe von ca. 1,5 Mio. € allein aus Windenergieanlagen 
erzielt werden. Ein Drittel entsteht dabei durch den  
Effekt des neuen § 6 EEG 2021 (Er ermöglicht die  
Beteiligung von Standort- und Nachbarkommunen an 
den Einnahmen aus Wind- sowie Solarparks in der 
Höhe von 0,2 Ct / kWh.). Im Bereich der Freiflächen-
Photovoltaik wären auf diese Weise sogar Wertschöp-
fungseffekte von mehr als 4,7 Mio. € möglich, weil 
hierfür Betreibergesellschaften in größerer Zahl in der 
Region ansässig sind. 

Im Vergleich mit anderen Wirtschaftssektoren ergibt 
sich: Die Wertschöpfung durch Wind- und Solarparks 
im Kreis Altenkirchen 2030 entspräche etwa zu einem 

Viertel dem Niveau der Wertschöpfung des Sektors 
Landwirtschaft / Forstwirtschaft / Fischerei von 2019 
(Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2021). In  
den beiden anderen Fallbeispielen liegt dieser Anteil 
sogar bei 50 %. 

Die Berechnungen fußen auf Potenzialflächen, die 
mittels Geographischer Informationssysteme (GIS) 
identifiziert werden konnten und mit Hilfe des bereits 
angesprochenen Wertschöpfungsrechners durchge-
führt wurden, den die Energieagentur Rheinland-Pfalz 
auf ihrer Internetseite frei zugänglich bereitstellt. 

Die Potenzialflächenanalyse berücksichtigt darüber 
hinaus die 2022 in Kraft getretenen Änderungen für die 
Mindestabstände bei der Windenergie aus dem Landes

Windkraftanlagen in der Nähe der 
Kreisstadt Simmern im Hunsrück
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Der Wertschöpfungsrechner der Energieagentur Rheinland-
Pfalz unterstützt Kommunen wie auch interessierte Stakeholder 
dabei, die kommunale Wertschöpfung durch den Ausbau von  
erneuerbaren Energien zu quantifizieren. Damit bietet er Orien-
tierung, welche Wertschöpfungspotenziale vor Ort genutzt  
werden können. 
Das Onlinetool kann die Wertschöpfungseffekte für 27 verschie-
dene Erneuerbare-Energien-Technologien für die Jahre 2019, 
2025 und 2030 berechnen. Die Wertschöpfungseffekte werden 
für die Bereiche Beschäftigungseinkommen, Unternehmens
gewinne und bei kommunalen Einnahmen in Form von Steuern 
und Abgaben auf die Einkommen und Gewinne dargestellt.
Der Rechner wurde durch die Agentur für Erneuerbare Energien 
(AEE) und das Institut für ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) 
entwickelt. Im Auftrag und in Kooperation mit der Energieagentur 
Rheinland-Pfalz wurde er aktualisiert sowie für Rheinland-Pfalz 
spezifisch weiterentwickelt. 
Link zum Rechner: www.earlp.de/owr
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entwicklungsprogramm Rheinland-Pfalz. Hier zeigt sich, 
dass in den drei betrachteten Landkreisen weitere Flä-
chen für die Windenergie vorhanden sind. Mit Blick auf 
die verbindlichen Flächenziele des Windenergieflächen
bedarfsgesetzes (WindBG), dürften sich diese als nützlich 
erweisen. Für Rheinland-Pfalz liegen die Flächenziele 
bis 2032 bei einem Wert von 2,2 % der Landesfläche.

Durch Experteninterviews mit Akteur*innen der Land-
kreise und der Energiebranche war es dem Autor mög-
lich, Informationen zur regionalen Einbindung von Flächen
eigentümer*innen sowie Unternehmen in Windkraft- und 
Freiflächen-Photovoltaik-Projekte zu ermitteln und in 
die Berechnungen des Online-Wertschöpfungsrechners 
einfließen zu lassen. So konnten Szenarien gebildet 
werden, die einen Einblick in das Wertschöpfungs-
potenzial von Windkraft und Freiflächen-Photovoltaik 
für die nächsten Jahre gestatten. 

Diese Interviews offenbaren außerdem, dass insbeson
dere die Projektierer und Energiegenossenschaften das 
Thema „Wertschöpfung durch erneuerbare Energien“ 
für sich entdeckt haben und durch verschiedene Beteili-
gungsmodelle regionale Wertschöpfung voranzutreiben 
suchen. 

Werden die einzelnen Landkreise als Akteure betrach-
tet, so zeigt sich, dass das Thema Daseinsvorsorge in 
Verbindung mit erneuerbaren Energien bislang wenig 
Beachtung findet und selten proaktiv kommuniziert wird. 
Eine Ausnahme stellt der Rhein-Hunsrück-Kreis dar.

Einnahmen in Millionenhöhe geben Kommunen 
Freiraum für Projekte

Das Beispiel des Rhein-Hunsrück-Kreises verdeutlicht, 
was mit den Einnahmen aus der Windenergie mittel

fristig möglich ist. Mit Hilfe des Online-Wertschöp-
fungsrechners konnten so für das Jahr 2019 Wert-
schöpfungseffekte von über 3,1 Mio. € ermittelt wer-
den. Im Jahr 2030 könnten diese bei vollständiger  
Belegung aller ermittelten Potenzialflächen sogar  
bei rund 6 Mio. € liegen. Werden zudem die Effekte 
des § 6 EEG 2021 hinzuaddiert, belaufen sich die 
Wertschöpfungseffekte im Jahr 2030 nach Model
lannahmen sogar auf 8,6 Mio. €. Gleichzeitig zeigen 
Erkenntnisse zu den tatsächlichen Pachteinnahmen 
im Kreis, dass der Faktor Pacht im Rechenmodell  
des Online-Wertschöpfungsrechners relativ konser
vativ behandelt wird. In der Praxis ist bei Flächen,  
die sich im kommunalen Besitz befinden, mit deutlich 
höheren Einnahmen für die Kommune zu rechnen. 

Entsprechend zeigt sich im Rhein-Hunsrück-Kreis 
bereits heute, wie Wertschöpfung aus erneuerbaren 
Energien durch kluge Maßnahmen genutzt werden 
kann. Denn die Ortsgemeinden nutzen ihre realen 
Windkraft-Pachteinahmen in Höhe von jährlich rund  
7,8 Mio. € nicht nur für Erhalt und Aufbau von Infra-
struktur, bspw. die Umgestaltung von leerstehenden 
Gebäuden, oder soziale Projekte, etwa für junge 
Familien oder Förderung von Vereinsarbeit. Die  
Mittel ermöglichen auch die Quersubventionierung 
von weiteren CO2-Einsparmaßnahmen für die  
Bürgerinnen und Bürger. 

Als Beispiel lässt sich hier das Modell der Orts
gemeinde Schnorbach nennen. Das 260-Seelen- 
Dorf Schnorbach gilt als Vorreiter für eine Energie-
spar-Richtlinie, über die ein Teil der Windpacht-Ein-
nahmen zur Förderung von Energiesparmaßnahmen 
und der Umstellung auf erneuerbare Energieversor-
gung der Privathaushalte an die Bürgerschaft zurück-
fließen soll. Innerhalb von sieben Jahren zahlte die 

Der Gemeinderat des kleines Dorfes Schnorbach (mit Ortsbürgermeister Bernd Kunz in der Bildmitte) gilt als „Erfinder“ einer Energie
sparrichtlinie, die mittlerweile viele Nachahmer in der Region gefunden hat. Jeder Euro kommunaler Förderung, gespeist aus den 
Pachterträgen für zwei Windräder, hat mehr als die fünffache Summe an privaten Investitionen in die Energiewende ausgelöst. 
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kleine Gemeinde rund 206 000 € an Zuschüssen – 
und schob so Privatinvestitionen von über 1,1 Mio. € 
an, berichtet Ortsbürgermeister Bernd Kunz, der  
zwischenzeitlich als Referent für die Energieagentur 
Rheinland-Pfalz tätig war. 

Der Erfolg dieser Richtlinie wirkte „ansteckend“: 
Mittlerweile gelten am „Schnorbacher Modell“  
orientierte Energiesparrichtlinien in mehr als  
40 Ortsgemeinden – u. a. im Dorf Neuerkirch.  
Dessen Bürgermeister Volker Wichter nennt als  
Auswirkung der Förderrichtlinie den Zubau zahl- 
reicher privater Photovoltaik-Anlagen auf den  
Dächern in seinem Ort. Zu solchen Investitionen  
zahlt die Gemeinde einen Zuschuss. 

Tourismus leidet nicht 

Die Hängeseilbrücke Geierlay nahe der Gemeinde 
Mörsdorf ist der Touristen-Magnet im Hunsrück – und 
zugleich Beleg dafür, dass Windenergie-Nutzung und 
Tourismus sich nicht ausschließen, nicht einmal be-
hindern. Denn obwohl der Landkreis maßgeblich von 
seinen mehr als 270 Windenergieanlagen geprägt ist, 
sind die Besucher- und Übernachtungszahlen kreis-
weit nicht rückläufig, sondern steigen stetig an. 

Ohne Windpachteinnahmen der Kommune wäre  
der Anziehungspunkt Geierlay nicht entstanden. Von 
den Ausgaben der Besucher vor Ort profitieren vor  
allem Gastronomie und Einzelhandel, der Effekt reicht 
jedoch weiter. Ein Beispiel: Gegenüber dem Geierlay-
Besucherzentrum hat ein privater Grundstückseigen-
tümer Park- und Ladeplätze für Elektroautos geschaffen. 

Die räumliche Konzentration von Windenergieanlagen, 
wie im Rhein-Hunsrück-Kreis, begünstigt zudem das 
Entstehen eines Netzes aus spezialisierten Dienstleis-
tern sowie Unternehmen und schafft zusätzliche regio-
nale Beschäftigungsmöglichkeiten. Denn Bauausfüh-

rung und Wartung setzen in der Regel ein gewisses 
Know-how voraus. 

Durch den § 6 des EEG 2021 kann der Grundstein 
für eine solche Regionalentwicklung und weitere  
Bestrebungen im Kontext des Klimaschutzes gelegt 
werden, ähnlich wie es im Rhein-Hunsrück-Kreis  
erfolgt ist. Für Kommunen in Rheinland-Pfalz ohne 
eigene Flächen zur Verpachtung erleichtert er neben 
dem § 94 Abs. 3 der Gemeindeordnung (GemO) das 
Erzielen von Einnahmen durch erneuerbare Energien 
und trägt zur Akzeptanz der EE-Anlagen bei.

Sichtbarer Nutzen für die Region  
stärkt Akzeptanz

Insbesondere Kommunen in strukturschwachen  
Regionen mit geringem finanziellen Spielraum sollten 
sich daher intensiv mit dem Thema beschäftigen und 
in Kontakt mit Vorhabenträgern und Grundstücks
eigentümer*innen treten. Die erneuerbaren Energien 
sind durchaus in der Lage, die kommunale Haushalts-
lage signifikant positiv zu beeinflussen. Werden die 
Einnahmen und ihr Nutzen für die Region zudem für 
die Allgemeinheit sichtbar gemacht, so stärkt auch 
dies die Akzeptanz für weitere Projekte. 

Erneuerbare Energien leisten nicht nur einen  
Beitrag zum Klimaschutz und sichern die Unab
hängigkeit der Energieversorgung, sie sorgen auch 
dafür, dass letztlich die Wertschöpfungseffekte der 
Energieerzeugung vor Ort erzielt werden. Gemein-
den, Städte und Landkreise können sich mit Hilfe  
des Online-Wertschöpfungsrechners der Energie-
agentur Rheinland-Pfalz selbst ein Bild des lokal  
und regional vorhandenen Potenzials machen.  
Der Rechner ist über die Internetseite der Landes
energieagentur jederzeit abrufbar, die vollständige 
Masterarbeit samt Quellen steht ebenfalls auf deren 
Internetseite zur Verfügung1. 

1	www.earlp.de/wertschoepfung

Hängeseilbrücke Geierlay
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Landwirtschaft und Klimaschutz:  
Erneuerbare Energien als Bindeglied

Ryotaro Kajimura

Die Landwirtschaft trägt zum Klimawandel bei, ist aber auch ein wesentlicher Baustein der Lösung. 
Gerade erneuerbare Energien bieten hierfür zahlreiche Synergien.

Mit rund 61 Mio. t CO2-Äquivalent (2021) trägt der 
deutsche Agrarsektor rund 8 % zum Treibhausgas-
ausstoß in Deutschland bei. Davon machen die 
Emissionen aus Tierhaltung und aus landwirtschaft-
lichen Böden den Großteil aus, gefolgt von Klima
gasen, die aus Wirtschaftsdüngern freigesetzt wer-
den. Emissionen aus dem landwirtschaftlichen Ener-
gieverbrauch, etwa durch Landmaschinen oder 
Stalltechnik, werden in der offiziellen Statistik für 
den Energie- und nicht den Agrarsektor verbucht. 

Aufgrund dieser komplexen Strukturen ist der 
Klimaschutz in der Landwirtschaft nicht allein mit 
dem Austausch von Energieträgern realisierbar. 
Sehr wohl aber können Agrarbetriebe erneuerbare 
Energien nutzen, um verschiedene Möglichkeiten 
des Klimaschutzes miteinander zu verbinden.  
Gerade die Bioenergie ermöglicht hier vielfältige  
Synergien.

Die Vergärung von Wirtschaftsdünger in Biogas
anlagen reduziert bspw. die Freisetzung von Klima-
gasen wie Methan oder Lachgas aus der Tierhaltung. 
Energiepflanzen wie die Durchwachsene Silphie 
oder Kleegras tragen schon beim Anbau zum Klima-
schutz bei, indem sie kohlenstoffreichen Humus im 
Boden anreichern oder Stickstoff im Boden binden, 
was Düngemittel einspart. 

Besonders leistungsfähige Kohlenstoffspeicher 
sind auch nasse oder wiedervernässte Moorböden. 
Diese eignen sich zwar nicht für den herkömmlichen 
Ackerbau, aber für den Anbau sog. Paludikulturen 
wie Rohrkolben oder Segge, die als Biogas-Substrat 
nutzbar sind. Biogasanlagen erzeugen damit nicht 

nur klimafreundlich Strom, Wärme und Biomethan, 
sondern auch Gärprodukte, die hoch pflanzenver-
fügbare Nährstoffe enthalten und damit treibhaus
gasintensive, synthetische Düngemittel ersetzen. 

Auf Acker- und Grünland können landwirtschaft-
liche Betriebe sog. Agroforstsysteme anlegen.  
Diese Streifen von schnell wachsenden Gehölzen 
wie Pappeln oder Erlen schützen die Flächen vor 
Erosion, Austrocknung und Hochwasser, während 
sie einen positiven Einfluss auf Biodiversität und 
Strukturvielfalt haben. Das Holz wird alle 5 –10 Jahre 
geerntet und für die Wärmeversorgung in der Region 
genutzt. „Die Bioenergie erweist sich so als Binde-
glied zwischen der Energiewende und einer klima-
freundlichen und nachhaltigen Landwirtschaft“, so 
Dr. Robert Brandt, Geschäftsführer der Agentur für 
Erneuerbare Energien (AEE). 

In der Broschüre „Landwirtschaft und Klimaschutz: Eine 
Orientierungshilfe“ bietet die Agentur für Erneuerbare 
Energien einen Überblick, wie der Klimaschutz in der 
Landwirtschaft vorangebracht werden kann. So werden 
knapp, aber fundiert verschiedene Handlungsansätze 
und die zugrundeliegenden Zusammenhänge, Förder-
programme sowie Praxisbeispiele beschrieben.

Die Broschüre ist kostenfrei erhältlich unter:  
www.unendlich-viel-energie.de/mediathek/publikationen/
broschuere-landwirtschaft-und-klimaschutz

Ryotaro Kajimura 

Teamkoordinator, Projektmanager,  
Agentur für Erneuerbare Energien e.V., Berlin

r.kajimura@unendlich-viel-energie.de 
www.unendlich-viel-energie.de
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Pflanzenkohle in der Landwirtschaft –  
ein Baustein für Negativemissionen?

Heike Nitsch

Dipl. Geoökol. Heike Nitsch

Arbeitsbereich Ländliche Entwicklung, Land-
wirtschaft und Umwelt, Institut für Ländliche 
Strukturforschung an der Goethe-Universität 
Frankfurt

nitsch@ifls.de 
www.ifls.de
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Pflanzenkohle (englisch: biochar) entsteht durch 
Umwandlung von Biomasse über Pyrolyse unter 
weitgehendem Ausschluss von Sauerstoff bei Tem-
peraturen meist zwischen 350°C und 750°C. Die  
Eigenschaften der Pflanzenkohle variieren mit der 
verwendeten Biomasse, dem Pyrolyseprozess und 
der Nachbehandlung. Rund 50 % des mit der Bio-
masse eingebrachten Kohlenstoffs verbleiben in  
der Pflanzenkohle. Der weitaus größte Teil dieses 
Kohlenstoffs ist für lange Zeiträume – Einschätzung 
reichen von mehreren 100 bis zu mehreren 1 000 
Jahren – vor biologischer oder chemischer Zerset-
zung geschützt (IPCC 2022; Lehmann und Joseph 
2015). Damit kann Pflanzenkohle für CO2, das im 
Zuge des Biomassewachstums aus der Atmosphäre 
aufgenommen wurde, als eine langfristige Senke 
dienen. Hinzu kommt die Nutzungsmöglichkeit von 
Abwärme, Pyrolysegas und Pyrolyseöl und ein viel-
fältiger möglicher Anwendungsnutzen der Pflanzen-
kohle in und außerhalb der Landwirtschaft.

In den vergangenen Jahren gab es bezüglich 
Pflanzenkohle eine rasante Entwicklung in For-
schung, Entwicklung und Anwendung. Parallel wer-
den Zertifizierungsansätze weiterentwickelt. Die 
Produktionskapazität von Pflanzenkohle und die 
Zahl der Anbieter von Pflanzenkohle-Produkten stei-
gen (EBI 2022). Seit Juli 2022 kann Pflanzenkohle 
aus einer Reihe von Ausgangssubstraten nach 
EU-Düngemittelrecht zugelassen werden. In der 
breiteren Öffentlichkeit allerdings ist Pflanzenkohle 
noch wenig bekannt. 

Die folgenden Ausführungen basieren auf einer 
Studie, die einen aktuellen Überblick über den 
Kenntnisstand zum Thema Pflanzenkohle und ins-
besondere die Anwendung in der Landwirtschaft gibt 
und die durch die Landwirtschaftliche Rentenbank 
gefördert wurde. Das Institut für Ländliche Struktur-
forschung e.V. (IfLS) führte in diesem Rahmen eine 
breite Literaturrecherche durch und veröffentlichte 
die Ergebnisse in einem Bericht1.

Pflanzenkohle als Kohlenstoffsenke

Szenarien zeigen: Um noch eine Chance zu haben, 
den Klimawandel einzugrenzen, sind massive Minde
rungen von Treibhausgas(THG-)emissionen in allen 

Sektoren notwendig. Parallel muss eine gezielte 
Entnahme von Kohlendioxid (CO2) aus der Atmo-
sphäre und dessen möglichst langfristige Speicherung 
erfolgen (Negativemissionen oder Carbon Removal) 
(IPCC 2022). Die notwendige Größenordnung ist 
nicht durch eine einzelne Maßnahme erreichbar, 
sondern reicht von natürlichen Verfahren wie  
(Wieder-)Aufforstung bis hin zu Techniken wie  
der direkten Abscheidung von CO2 aus der Um
gebungsluft. Pflanzenkohle ist dabei eine Option  
mit einem nennenswerten Potenzial für Negative-
missionen.

Laut Szenarien des Potsdam-Instituts für Klima
folgenforschung (PIK 2021) könnte Deutschland im 
Jahr 2045 jährlich 10 Mio. t CO2 in Pflanzenkohle 
speichern. Die Technik ist im Prinzip marktreif, kann 
dezentral eingesetzt werden und geologische Spei-
cher sind nicht notwendig. Auf globaler Ebene schreibt 
das Intergovernmental Panel on Climate Change 
(IPCC 2022) Pflanzenkohle ein „moderates bis 
großes Potenzial“ zu, durch CO2-Entnahme aus der 
Atmosphäre und Verringerung von THG-Emissionen 
zur Eindämmung des Klimawandels beizutragen.

Positive Sekundäreffekte  
bei Einsatz in der Landwirtschaft

In der Landwirtschaft kann Pflanzenkohle direkt als 
Bodenhilfsstoff verwendet werden, als Trägersub
stanz für Düngemittel und als Zusatz zu Tierfutter, 
Einstreu und Komposten oder zur Güllebehandlung.

In Deutschland ist die Anwendung von Pflanzen-
kohle bisher ein Nischenthema und betrifft vor allem 
den Einsatz in der Tierhaltung. Das Interesse an 
Pflanzenkohle als Bodenverbesserungsmittel nimmt 
jedoch zu und es zeichnen sich insbesondere Vor-

1	www.ifls.de/fileadmin/user_upload/Pflanzenkohle_Bericht_IfLS_Rentenbank.pdf
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teile von mit Nährstoffen angereicherter Pflanzen- 
kohle ab (Joseph et al. 2021; Schmidt et al. 2021a).  
Es erscheint vielversprechend, vergleichsweise geringe 
Mengen (z. B. 0,5 t/ha) solcherart „aufgeladener“ Pflanzen-
kohle möglichst in die Wurzelzone einzubringen und so 
Ertragszuwächse zu erreichen oder die Aufbringung zu-
sätzlicher Düngemittel zu reduzieren (z. B. Bai et al. 2022; 
Grafmüller et al. 2022; Melo et al. 2022; Ye et al. 2020). 
Einen Humusaufbau und eine Steigerung der Boden-
fruchtbarkeit durch „traditionelle“ Praktiken (Fruchtfolge, 
Zwischenfrüchte, organische Düngung etc.) kann und 
soll Pflanzenkohle nicht ersetzen, aber ergänzen.

Sicherstellen der Pflanzenkohlequalität 

Die Eigenschaften von Pflanzenkohle und die Umwelt-
bilanz der Herstellung hängen stark vom Ausgangs
substrat und der technischen Steuerung der Pyrolyse  
ab. So können bei der Pyrolyse organische Schadstoffe 
entstehen, und in der ursprünglichen Biomasse ent
haltene Schwermetalle finden sich weitgehend in der 
Pflanzenkohle wieder (EBC 2022). Die Herstellung  
sauberer und unbelasteter Pflanzenkohle stellt technisch 
kein Problem mehr dar, aber es ist notwendig, die  
Qualität durch entsprechende Vorgaben sicherzustellen 
(EBI 2020). Insbesondere an Produkte, die in Böden  
eingebracht und in der Tierfütterung verwendet werden, 
sind strenge Qualitätsanforderungen zu stellen und wirk-
sam zu überwachen. Über das Europäische Pflanzen-
kohlezertifikat (EBC) werden je nach Verwendungs-
zweck der Pflanzenkohle Standards und Grenzwerte 

festgelegt, die teilweise über das Dünge- oder Futter
mittelrecht hinausgehen. Die freiwillige EBC-Zertifizie-
rung erreicht bereits einen großen Teil der Produktions-
kapazität in Europa.

Konkurrenz bei Land- und  
Biomassenutzung vermeiden

Die Nachfrage nach Land- und Biomassenutzung ist 
bereits jetzt immens. Sie umfasst die Produktion von 
Nahrungs- und Futtermitteln sowie Biomasse zur ener-
getischen und stofflichen Nutzung. Gleichzeitig sollen 
Flächen ungestört bleiben oder nur extensiv bewirtschaf-
tet werden, um die Biodiversität zu schützen, und beste-
hende Kohlenstoffspeicher sollen erhalten bleiben. Und 
nicht zuletzt sind fruchtbare Böden auf ausreichend Zu-
fuhr frischer organischer Substanz angewiesen. Werden 
finanzielle Anreize zur Produktion von Pflanzenkohle ge-
setzt, kommt eine zusätzliche Nachfrage nach Biomasse 
hinzu. 

Möchte man zukünftig eine Festlegung von Kohlenstoff 
über Pflanzenkohle verstärken, müssen nicht nur in der 
Verwendung von Biomasse andere Prioritäten gesetzt 
(z. B. Pyrolyse anstatt Biomasseverbrennung), sondern 
muss Biomasse auch zusätzlich, z. B. über verstärkte 
Anpflanzung von holziger Biomasse in der Agrarland-
schaft, gezielt erzeugt werden. Vieles spricht dafür, 
Pflanzenkohle bevorzugt aus Reststoffen und/oder am 
Ende einer stofflichen Nutzungskaskade herzustellen. 

Anwendungsnutzen von Pflanzenkohle in der Landwirtschaft:

●● Die Verwendung von Pflanzenkohle als Futterzusatz wird mit einer besseren Futterverwertung, einer Absorption von Giftstoffen  
und generell einer verbesserten Tiergesundheit in Verbindung gebracht. 

●● Eine Zugabe von Pflanzenkohle zur Einstreu oder zum Güllelager kann Gerüche und Nährstoffverluste reduzieren. 
●● Der Einsatz von Pflanzenkohle bei der Kompostierung (Co-Kompostierung) kann die Kompostqualität verbessern, Pflanzenkohle  

mit Nährstoffen aufladen und Methanemissionen und Stickstoffverluste beim Kompostierungsprozess verringern.
●● Die Wirkungen von Pflanzenkohle im Boden variieren mit Bodeneigenschaften, Beschaffenheit der Pflanzenkohle und der Art  

ihrer Verwendung. Eine Vielzahl wissenschaftlicher Studien weist auf folgende mögliche Wirkungen hin:
-- Abnahme der Lagerungsdichte von Böden und höhere Wasserspeicherkapazität 
-- Erhöhte biologische Aktivität im Boden und Stimulierung des Wurzelwachstums 
-- Zusätzlicher Aufbau von organischem Kohlenstoff über den mit der Pflanzenkohle eingebrachten Kohlenstoff hinaus („negatives Priming“) 
-- Erhöhte Verfügbarkeit von Phosphor 
-- Potenzial zu Ertragserhöhung v. a. auf nährstoffarmen, sauren Böden sowie auf Sandböden in von Trockenheit bedrohten Gebieten
-- Reduktion von Lachgasemissionen aus Böden zumindest kurz- und mittelfristig 
-- Minderung von Methanemissionen aus wassergesättigten organischen Böden und Reisfeldern 
-- Immobilisierung von im Boden befindlichen Schadstoffen wie Schwermetallen, polyzyklischen aromatischen Kohlenwasserstoffen 		

	 (PAK) oder pharmazeutischen Produkten

(Vgl. Borchard et al. 2019; Joseph et al. 2021; Schmidt et al. 2019; Schmidt et al. 2021b; Zhang et al. 2020.)
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Mögliche Reststoffe als Ausgangssubstrat für Pflanzenkohle

Aktuell wird vor allem Landschaftspflegematerial und Waldrestholz eingesetzt. Einzelne Hersteller experimentieren u. a. mit Nuss
schalen, Kakaoschalen, Kräutertrester, Körnermaisspindeln, Dinkelspelzen, Sonnenblumenschalen oder Aprikosenkernen. Ein  
mobilisierbares Potenzial besteht auch bei Stroh. 

Klärschlamm oder bestimmte tierische Nebenprodukte sind nach EU-Düngerecht bisher nicht als Ausgangsmaterial für Pyrolyse
produkte als Bodenverbesserungsmittel zugelassen.

Belastete Reststoffe wie behandeltes Holz, aber auch unbehandeltes Altholz, können Ausgangssubstrate für in der Industrie oder  
in Baustoffen stofflich verwendete Pflanzenkohle sein.

Honorierung der Senkenleistung

Hohe Preise für Pflanzenkohle sind bisher ein limitie
render Faktor für ihren Einsatz. Die Senkenleistung für 
Kohlenstoff kann jedoch bilanziert und über finanzielle 
Anreize honoriert werden. Es bestehen bereits privat
wirtschaftliche Ansätze einer solchen Zertifizierung  
(z. B. über EBC). Im November 2022 veröffentlichte die 
EU-Kommission einen Vorschlag für eine Verordnung,  
die einen EU-weiten Rahmen für die Zertifizierung von 
CO2-Entnahme aus der Atmosphäre vorgeben soll. 

Bei der Zertifizierung der Senkenleistung ist es wichtig, 
dass das Verhältnis zwischen dem freiwilligen Handel 
und dem Pflichtmarkt geklärt wird, um eventuelle Doppel-
zählungen, insbesondere im Rahmen der nationalen Be-
richterstattung zum Treibhausgasinventar, zu vermeiden. 
Negativemissionen sollten zudem nicht mit THG-Emissio-
nen verrechnet werden dürfen, um keine Anreize zu set-
zen, die vordringliche Emissionsminderung zu vernach-
lässigen.

Ausblick

Grundsätzlich ist ausreichend Wissen vorhanden, um 
bereits jetzt Pflanzenkohle sinnvoll und sicher anwenden 
zu können. Aufgrund des Variantenreichtums von Pflanzen
kohlen in Abhängigkeit von Ausgangssubstrat und Herstel
lungstechniken sowie der zahlreichen Verwendungsmög-
lichkeiten gibt es jedoch noch vielfältige weitergehende 
Fragestellungen für die Forschung. So besteht weiterhin 
Forschungsbedarf hinsichtlich der optimalen Ausbrin-
gungsform und der Mischung mit Düngemitteln oder zu 
„Designerkohlen“ aus unterschiedlichen Substraten für 
spezifische Anwendungsbedarfe. Wie auch bei der Ver-
wendung von Düngemitteln müssen für einen optimalen 
Einsatz von Pflanzenkohle die spezifischen Bedingun-
gen vor Ort und verschiedene Anwendungsmöglichkei-
ten berücksichtigt werden. Der notwendige Wissens-

transfer kann über Pilotprojekte, Information und Bera-
tung inklusive standortspezifischer Empfehlungen so-
wie den Austausch unter Anwendenden erfolgen.

Verwendungsmöglichkeiten von Pflanzenkohle 
außerhalb der Landwirtschaft sind zukünftig vermut- 
lich von steigender Bedeutung. Dazu gehören bspw. 
eine Einbindung in Baustoffe, die Aufbereitung zu  
Aktivkohle oder die Verwendung als Pflanzsubstrat  
für Stadtbäume.

Mögliche Risiken sind ungeregelte Biomasseverwen-
dung sowie nicht ausreichend kontrollierte Qualität. 
Solche negativen Auswirkungen müssen – wie bei  
anderen Technologien auch – mitbedacht und ver
mieden werden. Unbedingt zu empfehlen ist daher  
die ausschließliche Verwendung zertifizierter Pflanzen-
kohle. Und es bedarf einer stärkeren ressortübergrei-
fenden Steuerung von Biomasseströmen als bisher  
mit dem Ziel, Potenzialgrenzen zu berücksichtigen  
und eine möglichst effiziente Biomassenutzung zu  
gewährleisten.

Klar sollte sein: Um das Klima zu schützen müssen  
in erster Linie Emissionen soweit wie möglich verrin-
gert werden, dazu gehören auch Suffizienz (geringerer 
Ressourcen- und Energieverbrauch, Ernährungswende 
etc.) und der Erhalt bestehender Kohlenstoffspeicher. 
Politik und Öffentlichkeit sollten sich jedoch mit dem 
Thema Pflanzenkohle verstärkt auseinandersetzen 
und deren Chancen als Senkentechnologie für  
die nächsten Jahrzehnte wahrnehmen und nutzen. 
Systemvergleiche verschiedener Verwertungswege 
von Biomasse sollten zukünftig Pyrolyse und die 
Produktion von Pflanzenkohle für verschiedene  
Verwendungsoptionen mit einbeziehen. Bei der  
Ausarbeitung der Nationalen Biomassestrategie  
muss die Produktion von Pflanzenkohle Beachtung  
finden. 

Literatur zu diesem Artikel finden Sie unter: www.asg-goe.de/pdf/LR0123-Literatur-Nitsch.pdf
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Solarfelder im Einklang mit der Natur
Andreas Engl

Mit der Umstellung des Energiesystems auf erneuerbare Energien ist auch ein verstärkter Ausbau der 
Photovoltaik notwendig. Die regionalwerke GmbH & Co. KG entwickelten Anfang 2020 zusammen 
mit weiteren Projektpartnern das erste und bislang einzige Evaluierungs- und Auditierungssystem 
für den umweltfreundlichen und landschaftsverträglichen Betrieb von Solarfeldern.

Andreas Engl 

Geschäftsführer, regionalwerke GmbH & Co. KG, 
Bodenkirchen

info@regionalwerke.com 
www.regionalwerke.com
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Mit der steigenden Zahl von Photovoltaik-Freiflächen-
anlagen (PV-FFA) steigt der Druck auf die Flächen. 
Deshalb gewinnt die gleichzeitige Nutzung von Flä-
chen zur Energiegewinnung durch Photovoltaik und 
zur Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse zu-
nehmend an Interesse. Sog. Biodiversitäts-Anlagen 
und Solarfeld-Biotope stellen weitere Formen der 
Mehrfachnutzung dar, bei denen die Flächen sowohl 
der Stromerzeugung als auch dem Natur- 
und Artenschutz gewidmet werden. 
Bei der Umsetzung sind ingenieur-
biologische Maßnahmen, z. B. Tro-
ckenmauern, Totholz, Streuobst-
wiesen, wie auch die richtige 
Pflege der Grünflächen ent
scheidend. 

Hier bietet das System EULE 
(Evaluierungssystem für eine um-
weltfreundliche und landschafts-
verträgliche Energiewende) einen 
konkreten Ansatz für die optimale Um-
setzung. Der Fokus liegt dabei auf der ge-
zielten ökologischen Aufwertung von PV-FFA 
sowie deren Evaluierung und Überwachung anhand 
eines Umwelt-Audits mit Zertifizierung. Richtlinien und 
Umsetzung von EULE wurden im Rahmen eines 
Forschungsprojektes im Auftrag der Deutschen 
Bundesstiftung Umwelt (DBU) gemeinsam mit der 
Hochschule Weihenstephan-Triesdorf sowie den 

Landschaftsplanern von Prof. Schaller Umwelt-
Consult GmbH erarbeitet.

Zu Beginn des Zertifizierungsprozesses wird ein 
Gutachten erstellt, um u. a. mittels Umgebungs
analyse das ökologische Entwicklungspotenzial  
des jeweiligen Standorts der Anlage zu ermitteln, 
faunistische Zielarten festzulegen und ein Ent

wicklungsziel zu definieren. Dies kann  
je nach Lage, Bodenbeschaffenheit 

oder Biotopstrukturen im Umfeld  
variieren. Aus einem Basis-

Maßnahmenkatalog werden  
abgestimmte Maßnahmen,  
die zu einer Biodiversitäts
steigerung und Förderung  
der jeweiligen Arten führen, 
ausgewählt. Bspw. können  

als EULE-Maßnahmen Klein
gewässer auf den Anlagen-  

oder angrenzenden Ausgleichs
flächen angelegt oder Rohboden

flächen bspw. für bodennistende  
Insektenarten geschaffen werden. Weitere 

wichtige EULE-Maßnahmen bestehen in der  
Ansaat autochthonen standortgerechten Saatguts 
und angepassten Mahdkonzepten, um z. B. aus
gewählte Schmetterlingsarten zu fördern. Neben 
ökologischen werden auch soziale bzw. öffentlich-
keitswirksame Maßnahmen festgelegt. Hierzu ge
hören u. a. Führungen für die Öffentlichkeit durch 
die Anlagen oder Aktionen mit pädagogischen Ein-
richtungen. Zudem sollen Informationen über den 
Artenschutz auf den Anlagen bereitgestellt werden, 
vor Ort bspw. mittels Informationstafeln oder im  
Internet. 

Im Rahmen des Zertifizierungsaudits werden die 
Gestaltung der Anlage sowie die Maßnahmen mit-
tels Punktesystem bewertet. Um den Standard über 
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Jahre aufrechtzuerhalten, folgen Kontroll- und  
Re-Zertifizierungsaudits. Die EULE-Homepage1 
und eine eigens erstellte Auditsoftware sorgt  
für Transparenz und optimalen Informations-
transfer. 

Neben der Steigerung der Bio-
diversität bietet EULE weitere  
Vorteile. Es hat sich gezeigt, dass 
die Bereitschaft bei Gemeinde-
rät*innen, für eine PV-FFA zu 
stimmen, dadurch erhöht wer-
den kann, dass die Anwendung 
von EULE und somit eine öko
logische Gestaltung der Anlage 
in Aussicht gestellt wird. Ebenso 
kann EULE mit dem Konzept der 
Transparenz und den oben beschrie
benen Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit 
und Einbindung der Bürger*innen zu einer Akzep-
tanzsteigerung in der Bevölkerung beitragen. Mittel-
fristig soll EULE außerdem zu Mehreinnahmen bei 
den Anlagenbetreibern führen: Durch die geplante 

1	www.eule-energiewende.de

Solarfeld Oberndorf  
mit über 550 Tier-  
und Pflanzenarten
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Erhebung des EULE-Cents, d. h. Stromkund*innen 
bezahlen einen Cent pro Kilowattstunde Strom 
mehr, erhalten die Stromerzeuger in Abhängigkeit 

der Punktevergabe in den Audits einen zu-
sätzlichen Erlös. 

Auch für die Gemeinden und  
Naturschutzbehörden soll sich 
ein Vorteil durch EULE ergeben: 
Bei nach EULE zertifizierten  
Anlagen können sie sich darauf 
verlassen, dass die Anlagen  
genehmigungskonform sowie 

nach hohen ökologischen Stan-
dards errichtet und betrieben 

werden. Dies wird mittels EULE-
Audits gewährleistet und ein zusätz

licher Überwachungsaufwand durch die 
Behörden könnte sich erübrigen. 

EULE trägt somit zu einer dezentralen Energie-
wende bei, von der die Natur und die Menschen  
vor Ort profitieren.  
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Wasser zu Licht: Das Steinbacher Wasserrad
Stefanie Kießling

Wasserkraft: 
Zukunft aus Tradition

Das Bergdorf Steinbach liegt im 
Thüringer Wald, am Südhang des 
Rennsteigs und ist ein Ortsteil der 
Stadt Bad Liebenstein. Urkunden 
aus dem 14. Jahrhundert erwäh-
nen es als das Dorf, in dem die 
Schmiede wohnen. Jahrhunderte-
lang verdienten die Menschen mit 
der Herstellung von Messern hier 
ihren Lebensunterhalt. Eine wichti
ge Rolle spielte dabei die Wasser-
kraft: Zwei Bäche trieben bis zu  
18 Wasserräder an, die wiederum 
die Schleifsteine und Hämmer der 
Messerschmieden in Bewegung 
setzten. Im Zuge der Industrialisie-
rung verschwanden die Wasser
räder und mit den einschneiden-
den Transformationsprozessen 
nach 1990 die Messerfabriken. 

Tradition und Zukunft miteinander 
zu verbinden, ist ein wesentliches 
Anliegen des Steinbacher Dorfent-
wicklungsprozesses, der nach vie-
len Jahren des Niedergangs 2015 
einsetzte. Dazu gehört auch die 
Idee, die Wasserkraft innovativ zu 
nutzen: als klimafreundliche und 
nachhaltige Energiequelle für die 
Straßenbeleuchtung. Dazu errich-
tete die Kommune zwischen 2016 
und 2018 an historischem Standort 
ein oberschlächtiges Wasserrad 
und ein Maschinenhaus mit Spei-
chern. Das Rad hat eine Leistung 

von 2,5 – 4,5 kW. Rund 200 000 € 
kostete dieses Projekt – ein gro-
ßer Teil des nötigen Geldes kommt 
aus Landes- und EU-Fördermitteln.

Erhebliche Reduzierung  
der Stromkosten erreicht

Die Straßenbeleuchtung verur-
sachte vor der Einrichtung des 
Wasserrades erhebliche Kosten 
von durchschnittlich 16 000 € im 
Jahr. In Vorbereitung auf den „neuen“ 
Strom aus Wasserkraft wurde im 
gesamten Dorf die Straßenbeleuch-
tung auf LED-Technik umgestellt. 
Bereits diese Maßnahme brachte 
im Jahr 2018 eine Einsparung von 
5 000 €. Durch die Kombination aus 
Wasserkraft und LED-Beleuchtung 
konnte das Dorf die Stromkosten 
2019 auf rund 4 000 € reduzieren, 
für die Wartung fallen jährlich rund 
700 € an.

Idee stößt auf großes Interesse

Für das Wasserrad-Projekt erhielt 
Steinbach im Landeswettbewerb 
„Unser Dorf hat Zukunft“ 2018 einen 
Sonderpreis. Die Begründung: Die 
Dorfgemeinschaft erkannte dorf
eigene Potenziale und griff die  
Tradition der Wasserräder auf, um 
sie auf moderne, nachhaltige Weise 
zu nutzen. Seither weckt das Projekt 
großes Interesse. So informieren 
sich bspw. kommunale Vertreterinnen 
und Vertreter aus ganz Deutsch-
land sowie Netzwerke zum Thema 
ländlicher Raum regelmäßig vor  
Ort über die Idee. Außerdem ent
wickelt sich das Wasserrad zu  
einem touristischen Objekt. Auf 
Wanderungen und im Rahmen  
von Dorfführungen können Interes-
sierte das Wasserrad besichtigen 
und sich auf Infotafeln über die 
Idee informieren. 

Auch Bergbautradition  
zukunftsweisend nutzen

Das Wasserrad arbeitet bisher 
zuverlässig und weitgehend stö-
rungsfrei. Aufgrund des Erfolgs hat 
die Dorfgemeinschaft bereits eine 
neue Idee entwickelt, um das Dorf 
energetisch klimafreundlicher und 
unabhängiger von Versorgungs
unternehmen zu machen. Aktuell 
befindet sich ein Projekt in Vor
bereitung, das – genauso wie das 
Wasserrad – eine vergangene  
Tradition des Dorfes zukunfts
weisend nutzen will: den Bergbau. 
Im September 2022 hat sich die  
interdisziplinäre Interessengemein-
schaft Energiestollen Steinbach 
gegründet. Das Ziel dieses Zusam-
menschlusses: einen Entwässe-
rungsstollen, der gerade im Zuge 
der Altbergbausanierung neu auf-
gefahren wird, für geothermische 
Energiegewinnung zu nutzen. 

Stefanie Kießling

Presse- und Öffentlichkeits
arbeit, Stadt Bad Liebenstein

kiessling@bad-liebenstein.de 
rathaus.bad-liebenstein.deFo
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Zentrale Wärmeversorgung 
im Dorf Baitz mit Holz und Sonne

Dietmar Bölke

Im brandenburgischen Dorf Baitz, 
einem Ortsteil von Brück mit ca. 
180 Einwohner*innen, hatten viele 
Häuser veraltete, ineffiziente und 
immissionsrechtlich nicht mehr 
zulässige Heizungsanlagen und 
Öfen. Da der Austausch für jede 
Familie sehr teuer geworden wäre, 
gründeten stattdessen 24 Dorfbe-
wohner*innen eine ehrenamtlich 
tätige Genossenschaft (zzt. 42 Mit-
glieder). Diese investierte im Jahr 
2016 1,3 Mio. €, 2019 0,3 Mio. € und 
2021 0,1 Mio. € in eine zentrale 
klimafreundliche Holzhackschnitzel
heizung mit einer thermischen 
Solaranlage. Die Finanzierung  
erfolgte u. a. aus LEADER-Förder
mitteln, aus dem Landesprogramm 
REN-plus 2014 – 2021 und aus 
Mitteln der KfW. Es wurden aus-
schließlich Firmen aus der Region 
beauftragt. Der Bau des Nahwärme-
netzes erfolgte abgestimmt mit 
dem Ausbau der durch das Dorf 
führenden Kreisstraße. Zusätzlich 
ließ die Genossenschaft auch 
Leerrohre für einen zukünftigen 
Breitbandausbau verlegen. Das 
genutzte Energieholz (Tot- und 
Restholz) stammt als nachwach-
sender Rohstoff aus der direkten 
Umgebung. 

Die Heizungsanlage läuft voll
automatisch. Eine internetbasierte 
Wetterstation berechnet den  
Wärmebedarf der nächsten Tage 
und regelt die Bereitstellung über 
Heizkessel oder thermische 

Dietmar Bölke

Vorstandsvorsitzender  
Baitzer Heizer eG, Baitz

dietmar.boelke@baitzer-heizer.de 
www.baitzer-heizer.de

Solaranlage. Im Rahmen der  
Investition erhielt jeder Wärme
abnehmer eine Luftwärmepumpe 
zur Brauchwasserspeicherung 
und zur Erhitzung des Brauch-
wassers im Sommer, wenn die 
Heizkessel außer Betrieb sind 
und an sonnenarmen bzw. Re-
gentagen keine ausreichende 
Wärmebereitstellung aus der  
Solarthermieanlage erfolgt.

Der Strombedarf für die Heizungs
anlage wurde 2022 zu ca. 40 % 
über eine Photovoltaikanlage  
gedeckt, die ebenfalls aus dem 
Landesprogramm REN-plus 
2014 – 2021 gefördert wurde.

Ca. zwei Drittel der Häuser im 
Dorf konnten auf diese Weise  
mit einem neuen, modernen, um-
weltfreundlichen und preiswerten 
Heizsystem ausgestattet werden. 
Damit entfällt für viele ältere Ein-
wohner*innen und auch junge 

Familien die bislang aufwendige 
Holzaufbereitung, Beheizung und 
Entaschung der Öfen, ebenso 
wie die Kosten für Schornstein
feger und Wartung. Die Heizkosten 
liegen unter den Kosten für an
dere konventionelle Heizanlagen. 
Der Arbeitspreis liegt im Jahr 
2023 bei 7,62 ct / KWh. Mit der 
Anlage werden jährlich etwa 
120 000 l Heizöl und Gas einge-
spart und rund 338 t CO2 vermie-
den. Die gesamte Wertschöpfung 
bleibt in der Region. Die langfris
tige Wärmeversorgung des Ortes 
mit eigenen nachwachsenden 
Rohstoffen und die Vermeidung 
des CO2-Ausstoßes wirken nach-
haltig auf den Klimaschutz. Das 
Projekt stärkt die Dorfgemein-
schaft, macht den gesamten  
Ort attraktiver, insbesondere  
für junge Familien, und trägt  
zur weiteren Angleichung der 
Lebensverhältnisse in Stadt und 
Dorf bei. 
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Anette Kurth
Regionalmanagerin, Region 
GießenerLand e.V., Gießen
a.kurth@giessenerland.de 
www.giessenerland.de
www.facebook.com/ 
regiongiessenerlandFo
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Freilandhecken als regionale Energiequelle 
erschließen und managen

Anette Kurth

Freilandhecken sind schön anzusehen und ein wichtiger Bestandteil unserer Kulturlandschaft. Doch 
sie können noch viel mehr: Sechs LEADER-Regionen haben gemeinsam ihr Potenzial erforscht, die 
Region mit Wärme zu versorgen.

Gemeinsam ausgeheckt  
in Mittelhessen

Hecken in der Landschaft, Streu
obstwiesen und grüne Bahndämme 
spielen für den Naturschutz und 
das Klima eine wichtige Rolle: Sie 
sind Rückzugsraum und Futter-
quelle, bieten Schutz vor Sonne, 
Wind und Erosion und vernetzen 
Ökosysteme. Damit sie diese 
wichtigen Eigenschaften beibe-
halten, müssen sie alle zehn bis 
15 Jahre geschnitten werden.  
Dafür wird ein gut geplanter und 
aufeinander abgestimmter Schnitt 
unterschiedlicher Heckenstrecken 
benötigt. Zudem gilt es, das kost-
bare Schnittgut als regionalen 
Brennstoff zu verwenden – und 
damit klimaschädliches importier-
tes Öl und Gas zu ersetzen. 

Es ist kompliziert –  
aber gemeinsam machbar

Um dafür eine regionale Grund-
lage zu schaffen, taten sich sechs 

LEADER-Regionen1 zusammen 
und beauftragten eine Studie, in 
der das Energieholzpotenzial von 
Hecken und anderen Feldgehölzen 
untersucht wurde. Auch geeignete 
Orte, um das Schnittgut zu lagern 
und aufzubereiten, wurden identifi
ziert und Verwertungsmöglichkeiten 
für die anfallenden Holzhackschnitzel 
analysiert. Zudem ging es darum, 
Schlüsselpersonen zu identifizieren, 
die in das Hecken- und Schnittgut
management miteinbezogen wer-
den sollten: von Landwirt*innen 
über Naturschutz- und Energie
expert*innen bis zu Jäger*innen 
und Förster*innen. Darüber hin-
aus spielte Öffentlichkeitsarbeit 
eine wichtige Rolle.

Wärme aus Hackschnitzeln 
ersetzt ineffiziente Ölheizungen

Rund 80 % der im ländlichen 
Raum eingesetzten Energie wird 
für die Erzeugung von Raumwärme 
und Warmwasser benötigt. Mehr 
als 90 % der Haushalte im Unter-
suchungsgebiet heizen mit Heizöl, 
Erd- bzw. Flüssiggas. In vielen 
Fällen sind vor allem die Ölheizun
gen überaltert und damit sehr  
ineffizient. 

In der Region GießenerLand 
bspw. gibt es acht Kommunen mit 
39 Ortsteilen, die sich potenziell 

für die Einrichtung von Nahwärme
netzen, verbunden mit dem Einsatz 
von Hackgut aus Landschafts-
pflegeholz zur Wärmegewinnung 
eignen. Der Grund: Die Zahl über
alterter Ölheizungen, die ohnehin 
demnächst ersetzt werden müss-
ten, ist hier besonders hoch. Der 
Gesamtwärmebedarf dieser Orte 
beträgt ca. 348 000 Megawatt-
stunden (MWh) im Jahr, pro Dorf 
liegt er im Schnitt bei etwa 8 900 
MWh oder 908 000 l Heizöläquiva
lenten pro Jahr. Würde für diese 
Ortschaften ein Wärmenetz auf-
gebaut, ließen sich theoretisch mit 
dem Schnittgut des Landkreises 
Gießen etwa fünf von ihnen mit 
Wärme versorgen. So würden 
etwa 12,5 Mio. kg CO2 eingespart. 
Die Errichtung von effizienten 
Heizkraftwerken mit einer Befeu-
erung durch Holzhackschnitzeln 
aus der Region scheint daher 
sinnvoll. Auf diese Weise können 
die sechs LEADER-Regionen  
ein erhebliches Potenzial für die 
Energiewende – nicht nur als 
Quelle von erneuerbarer Energie, 
sondern auch hinsichtlich der 
Energieeinsparung – erschließen. 

Bioenergiedorf heizt  
mit Heckenschnitt

Praktisch geschieht dies bereits 
im Bioenergiedorf Erfurtshausen 
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in der LEADER-Region Marburger 
Land. Seit 2013 wird fast das kom-
plette Dorf mit 240 Haushalten 
zusätzlich zum ganzjährig ein
gesetzten Biogas im Winter mit 
Holzhackschnitzeln befeuert.  
Anfangs kamen diese aus dem 
Wald, mittlerweile wird nur noch 
Pflegematerial aus dem Baum- 
und Heckenschnitt eingesetzt. 
„Die Studie hat uns dabei gehol-
fen, gelassen zu bleiben und  
uns keine Sorgen um fehlendes 
Brennmaterial zu machen“, meint 
Bernd Riehl vom Vorstand der 
Energiegenossenschaft.2

Die zunehmenden Extremwetter-
Ereignisse sowie die Versorgungs
engpässe rücken Freilandhecken 
wieder vermehrt in den Fokus. In 
wissenschaftlichen Beiträgen wird 
beschrieben, wie sich gut geplante 
Neuanpflanzungen von Freiland-
hecken auf die Wasserlenkung 
bei Starkregenereignissen aus-

wirken. „Auch solche Hecken 
müssen irgendwann gepflegt  
werden und das sollte am besten 
schon bei der Anpflanzung mitbe
dacht werden“, so Peter Momper 

vom Vorstand der Initiator-Region 
GießenerLand. „Auch dafür bietet 
unsere Studie eine wichtige 
Grundlage“. 

2	Weitere praktische Beispiele: Wärmenetz der Stadt Schotten (www.klima-kommunen-hessen.de/klimaschutz-massnahmen-details.html?show=710),  
Heckenmanagement Landkreis Marburg-Biedenkopf (www.marburg-biedenkopf.de/dienste_und_leistungen/kreisverwaltung_landkreis/heckenmanagement.php)
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Medientipps

     Stadt Land Klima
Warum wir nur mit einem urbanen Leben die Erde retten

Gernot Wagner. Brandstätter, Wien 2021, 200 S., 
ISBN: 978-7106-0508-6, 22,00 € (Print), ISBN: 
978-3-7106-0535-2, 17,99 € (E-Book).

„Wo wollen wir leben? Und wie? Und warum ge-
nau dort?“, diese Fragen stellt der renommierte 
Klimaökonom und erläutert mit vielen Beispielen 
– er selbst lebt in New York – die Folgen dieser 
persönlichen Entscheidung für Klima und Gesell-
schaft. Ausgehend von den Entwicklungen in den 
Vereinigten Staaten führt er sehr anschaulich aus, 
dass Lebens- und Wohnformen unterschiedlich 
hohe CO2-Emissionen verursachen. Er stellt Stadt, 
Land und suburbane Vorstädte einander gegen-

über und beleuchtet die Ursachen für die unter-
schiedlichen CO2-Fußabdrücke wie Flächen
verbrauch, Individual-Verkehr und Gebäude
effizienz. Wagner kommt zu einem klaren Urteil 
und erläutert, was das Stadtleben so CO2-effi
zient macht und weshalb suburbane Vorstädte 
den Klimawandel vorantreiben. Das Land hin
gegen schneidet bei ihm durch die dünne Be-
siedlung und seinen Beitrag als CO2-Senke  
positiv ab. Viele Befunde sind auf Europa über-
tragbar. Damit bietet „Stadt Land Klima“ eine 
wissenschaftlich fundierte und gut geschriebene 
Wissensbasis und Argumentationsgrundlage für 
mehr Klimaschutz.  am

Bewerben für Förderpreis Nachwachsende Rohstoffe und Ernst-Pelz-Preis
Beide Preise sind jeweils mit 10 000 € dotiert und werden seit 1992 jährlich vom Bayerischen Staatsministerium  
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (im Wechsel mit dem Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft,  
Landesentwicklung und Energie) bzw. von der Ernst-Pelz-Stiftung vergeben. 

Ausgezeichnet werden Personen, Institutionen, Verbände/Vereine, Kommunen oder Unternehmen, die ein neues  
Produkt (oder eine Produktgruppe) auf Basis heimischer Nachwachsender Rohstoffe entwickelt haben. Auch  
Leistungen im Bereich Forschung, Rohstofferzeugung, Markteinführung und/oder Anwendung können honoriert  
werden, ebenso wie herausragendes Engagement, durch das heimische Nachwachsende Rohstoffe in bedeutender  
Weise gefördert werden.

Alle eingereichten Bewerbungen werden bei der Auswahl beider Preise berücksichtigt.

Bewerbungsschluss: 30. April 2023

Mehr Informationen: www.carmen-ev.de/2023/01/09/innovative-projekte-und-produkte-gesucht 

Zur Bewerbung: www.carmen-ev.de/termine/c-a-r-m-e-n-symposium/ernst-pelz-preis/bewerbung-fuer-foerderpreis- 
nawaro-und-ernst-pelz-preis

Oper & Operette auf dem Bauernhof
Gemeinsam mit Schloms Hof in Waffensen veranstalten das Niedersächsische Landvolk 
Kreisverband Rotenburg-Verden und die Volksbank eG Wümme-Wieste jährlich die  
Non-Profit-Veranstaltung „Oper & Operette auf dem Bauernhof“.    

Die Termine: 07.– 09. Juli 2023

Mehr Informationen: schloms-hof.de/aktuelles 

Ticketbuchung: www.vb-ww.de/oper oder telefonisch bei  
der Volksbank eG Wümme-Wieste, Tel. 04264 833-472

www.carmen-ev.de/termine/c-a-r-m-e-n-symposium/ernst-pelz-preis/bewerbung-fuer-foerderpreis-nawaro-und-ernst-pelz-preis 
www.carmen-ev.de/termine/c-a-r-m-e-n-symposium/ernst-pelz-preis/bewerbung-fuer-foerderpreis-nawaro-und-ernst-pelz-preis 
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Das Land meines Vaters
Originaltitel: Au nom de la terre, Drama,  
Frankreich / Belgien 2019, 103 min., erschienen 
in Deutschland 2021, Weltkino Verleih.

„Das Land meines Vaters“ erzählt die Geschichte 
von Pierre Jarjeau, der nach seinem Aufenthalt 
auf einer Ranch in den Staaten in seine franzö-
sische Heimat zurückkehrt und den Hof seines 
Vaters übernimmt. Im Laufe der Jahre sehen 
sich Pierre und seine Familie mit vielen Hürden 
konfrontiert, die die Familie vor große Heraus-
forderung stellen. Trotz harter Arbeit und tatkräf-

tiger Unterstützung seiner Frau und beider Kinder 
wachsen die Schulden des einst hoffnungsvollen 
Protagonisten weiter an. Regisseur Edouard 
Bergeon erzählt, inspiriert durch das Leben seines 
Vaters, in diesem Film von Lebensträumen und 
Existenzsorgen im Spiegel der Generationen. 
„Das Land meines Vaters“ veranschaulicht die 
schwierigen Existenzbedingungen in der Land-
wirtschaft und zeigt, wie sich eine Familie bei  
ihrem Versuch, sich an die sich ändernden 
Rahmenbedingungen anzupassen, übernimmt. 

 ln

Landleuchten Podcast
Thünen-Institut für Regionalentwicklung, studio 
amore, Neuland gewinnen e.V. (Hrsg.), Länge je 
Folge ca. 30 min., www.landlebtdoch.de/podcasts

Nach dem Motto „Land lebt doch“ wollen das 
Thünen-Institut für Regionalentwicklung, das 
studio amore und der Verein Neuland gewinnen 
in einem gleichnamigen Gemeinschaftsprojekt 
Menschen begleiten und fördern, die die Trans-
formation ländlicher Räume gestalten. In über 
zehn Jahren Landlebtdoch ist das Projektteam 
vielen interessanten Landbewohner*innen  

begegnet, deren Geschichten sie weitergeben 
und mit Interessierten teilen wollen. In verschie-
denen Kommunikationsmedien wird von diesen 
Macher*innen und ihren Orten erzählt. Eines 
dieser Medien ist der Podcast „Landleuchten“. 
Für diesen reisen die beiden Journalistinnen 
Kerstin Hoppenhaus und Sibylle Grunze durch 
das Land und lassen die Landaktivist*innen 
selbst zu Wort kommen. In derzeit acht Folgen 
erzählen diese von den Möglichkeiten und  
Herausforderungen, das Landleben vielfältiger, 
gerechter und solidarischer zu gestalten.  ln

Die Energiewende vor Ort
Konflikte um Windenergie | akzeptable Lösungen für Kommunen finden

Umweltbundesamt (Hrsg.), https://stories. 
umweltbundesamt.de/energie-wende-vor-ort

Windenergie kann schnell zu einem konfliktbe-
setzten Thema in der Gemeinde werden. Dieses 
Internetangebot des Umweltbundesamtes richtet 
sich insbesondere an Kommunalvertreter*innen, 
die sich in ihrer eigenen Gemeinde mit diesem 
Thema befassen müssen.

Die als Scrollytelling gestaltete interaktive Web-
site liefert in nur 20 Minuten Interessierten eine 
gute Übersicht. Sie bietet Informationen zu wesent-
lichen Themen wie z. B. Planungs- und Geneh-
migungsverfahren, Artenschutz, Landschaftsbild, 

Lärm und Infraschall, Wirtschaftlichkeit und 
finanzielle Teilhabe u. a. m. Weiterhin klärt sie 
über relevante Interessenlagen und Wertvor
stellungen der beteiligten Akteur*innen auf, die 
Reaktionen auf Windenergie-Projekte maßgeb-
lich beeinflussen können, und gibt konkrete 
Handlungsempfehlungen, insbesondere zu  
Dialogstrategien. Ziel ist es, kommunale Ent
scheidungsträger*innen dabei zu unterstützen, 
mit diesen kaum vermeidbaren Konflikten klug 
umzugehen und akzeptable Lösungen vor Ort 
zu finden. Am Ende des Beitrags findet sich eine 
thematische Sammlung an Links, die Unterstüt-
zungsangebote, konkrete Werkzeuge und wei-
terführende Informationen umfasst.  ln / za

https://stories.umweltbundesamt.de/energiewende-vor-ort
https://stories.umweltbundesamt.de/energiewende-vor-ort
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Carbon farming: Are soil carbon certificates a suitable tool for climate change mitigation?
Carsten Paul, Bartosz Bartkowski, Cenk Dönmez, Axel Don, Stefanie Mayer, Markus Steffens, Sebastian Weigl, 
Martin Wiesmeier, André Wolf, Katharina Helming. Journal of Environmental Management 330 (2023): 117142.

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit der Frage, ob Zertifikate für Kohlenstoffbindung im Boden eine sinnvolle  
Strategie zur Eindämmung des Klimawandels darstellen. Durch die Einarbeitung von Kohlenstoff in landwirtschaftliche 
Böden, u. a. durch bestimmte Anbaupraktiken und Ausbringungstechniken, wird der Kohlenstoff der Atmosphäre ent
zogen und somit ihr CO2-Gehalt reduziert. Die Kosten, die hierbei für die Landwirt*innen oder andere Akteure entstehen, 
sollen kompensiert werden, indem sie Zertifikate für Böden mit hohem Kohlenstoffgehalt ausgestellt bekommen, die sie 
dann wiederum auf dem Kohlenstoffmarkt verkaufen können. Die Studie beurteilt die Möglichkeiten der Zertifizierung 
und Vermarktung der kohlenstoffreichen Böden als guten Anreiz zur C-Speicherung, aber an sich nicht geeignet, den 
Klimawandel einzudämmen. Die Autor*innen kommen bei ihrer Untersuchung zu dem Schluss, dass die Zertifikate keine 
dauerhafte Lösung darstellen: Es fehlt die langfristige Kontrolle, außerdem kann es zu sog. „Leakage“-Effekten kommen, 
d. h., die CO2-Anreicherung wird bloß von einem Bereich auf einen anderen verlagert. 

https://doi.org/10.1016/j.jenvman.2022.117142 

Regional vernetzt und gesellschaftlich getragen in eine klimaneutrale Zukunft 
Eva Eichenauer, Janne Irmisch, Peter Ulrich. Teil 1: Szenarien für eine Energiewende in ländlichen und städtischen 
Räumen, IRS Dialog 5 (2022): Forschungsbericht; Teil 2: Handlungsempfehlungen für eine Energiewende in 
ländlichen und städtischen Räumen, IRS Dialog 6 (2022): Policy Paper.

Die Forschungsarbeit setzt sich mit verschiedenen Szenarien für einen möglichen Verlauf der Energiewende auseinander 
und leitet hieraus politische Handlungsempfehlungen ab. Hierbei werden vor allem die möglichen Ausgänge im städtischen 
Raum und im ländlichen Raum untersucht, wobei die Metropole Berlin und die Spree-Neiße-Region als Beispiele dienen. 
Die verschiedenen Szenarien ordnen die Autor*innen in drei Bewertungsstufen ein: Schlechtmöglich, mittel und bestmög-
lich. Diese beruhen auf dem Grad der Erreichung des (von Deutschland angestrebten) Ziels, bis 2045 „klimaneutral“ zu 
sein. Die darauf aufbauenden Handlungsempfehlungen setzen sich aus acht Punkten zusammen, die sich an Bund, 
Länder, Kommunen und Landkreise richten.  

https://leibniz-irs.de/medien/irs-dialog

Stadt-Land-Disparitäten in der Energiewende – ein sozialer Konflikt (der Zukunft)? 
Nina Kerker. In: Julia Zilles, Emily Drewing, Julia Janik (Hrsg.): Umkämpfte Zukunft. Zum Verhältnis von Nach
haltigkeit, Demokratie und Konflikt, Reihe Soziale Bewegung und Protest 7, transcript Verlag, Bielefeld 2022:  
235–250; Open Access. 

Die Verfasserin der vorliegenden Untersuchung erörtert Stadt-Land-Unterschiede in der Bevölkerung hinsichtlich ihrer 
Haltung zur Energiewende in Deutschland und analysiert daraus hervorgehende Konfliktpotenziale. Die Analyse der  
Autorin basiert auf einer Online-Umfrage sowie auf 24 telefonischen Interviews. Dabei gehen drei wesentliche Erkennt-
nisse aus der Studie hervor: Sowohl die ländliche als auch die städtische Bevölkerung befürwortet die Energiewende. 
Des Weiteren haben sie ähnliche Vorstellungen von deren Umsetzung. Außerdem zeigten die Interviews, dass es allem 
Anschein nach zwar Konfliktpotenziale, jedoch keine Konflikte gibt.

www.transcript-open.de/isbn/6300
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Zu beziehen bei:
Agrarsoziale Gesellschaft e.V. 
Karl-Grüneklee-Straße 22
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info@asg-goe.de
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www.asg-goe.de/bestellen 

Mit dem Schwerpunktthema Engagement lassen wir Netzwerkpartner der ASG – Förderer, Bundesländer, Organisa
tionen, Verbände und Einzelpersonen – zu Wort kommen, die sich selber in ländlichen Räumen engagieren und/oder 
das Engagement für die ländlichen Räume fördern. Grafiken veranschaulichen die Geschichte und Arbeit der ASG.

Im Interview: Heinz Christian Bär, Ehrenpräsident des ASG-Kuratoriums:  
Der fruchtbare Austausch macht das erfolgreiche ASG-Netzwerk aus

Darüber hinaus versammelt die Ausgabe mehrere Berichte aus aktuellen Forschungsprojekten zu freiwilligem Engage-
ment in ländlichen Räumen und zeigt so insgesamt die große Bandbreite von Aspekten rund um freiwilliges Engagement:

„75 Jahre ASG – Engagement in ländlichen Räumen und für ländliche Entwicklung“
Schwerpunktheft 03/2022 Einzelpreis 13,50 €

●● Eine Einordnung der begriff- 
lichen Vielfalt im Bereich  
Engagement

●● Die Vielzahl der Formen  
und Akteurskonstellationen

●● Zentrale Themen des  
Engagements

●● Interaktionen zwischen Engagement 
und dörflicher Lebenswelt

●● Rahmenbedingungen, Potenziale und 
Probleme politischen Engagements

●● Die Besonderheiten digitalen En-
gagements und des Engagements 
junger Menschen

●● finanzielle Förderung
●● Engagement-Netzwerke
●● Die Folgen der Corona-Krise 
für das Engagement

●● Die Zukunft des Ehrenamts

Lange Zeit war Ernährungssicherheit nicht wirklich Thema in den bundesdeutschen Diskussionen um die zukünftige 
Rolle der Landwirtschaft. Der Krieg in der Ukraine hat dies schlagartig geändert. Aber bedeutet dies nun, alles so zu 
lassen wie es ist? Wohl kaum, denn dazu sind die Aufgaben (Schutz von Klima, Artenvielfalt, Wasser, Boden – nicht 
nur in Deutschland, sondern weltweit) zu dringend und das verbleibende Zeitfenster zu kurz. Dies wurde von den  
Vortragenden unserer diesjährigen Herbsttagung sehr deutlich gemacht und kommt auch in den Artikeln des Schwer
punktteils klar zum Ausdruck. Die Verfasser*innen benennen Handlungsfelder und machen Vorschläge für Trans
formationsansätze.

Im Interview: Wolfgang Reimer, neuer Vorsitzender der Agrarsozialen Gesellschaft e.V.

Weitere Themen im Heft:

„Agrar- und Ernährungssysteme krisenfest gestalten“
Ausgabe 04/2022 Einzelpreis 7,50 €

●● TRANSFARM: Weiterbildungsangebot 
zur Wanderweidewirtschaft

●● Läden in die Dörfer! – Aber wie?  

●● BMEL-Studie zu Frauen in der  
Landwirtschaft: Ein Blick auf die 
Geschlechterverhältnisse

●● Veränderungen des Berufsbildes  
„Landwirt*in“

●● Duale Ausbildung in den Grünen  
Berufen – Berufseinstieg mit vielen 
Möglichkeiten


